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Jürgen Manse l  und  Wi lhe lm He i tmeyer  

Prekarität, Segregation und Armut im Sozialraum 

Ein Überblick zum Forschungsstand 

In der Bundesrepublik Deutschland lassen sich nicht nur strukturstarke und 
strukturschwache Regionen, sondern im Zeitablauf auch wirtschaftlich prosperie-
rende, aufstrebende Regionen auf der einen Seite und abwärtsdriftende, wirt-
schaftlich niedergehende Regionen auf der anderen Seite unterscheiden (vgl. 
Blasius u.a. 2008). Dies lässt sich z.B. an der Entwicklung der Zahl der Erwerbs-
personen, der durchschnittlichen Arbeitnehmerentgelte, des Anteils der in prekä-
ren Beschäftigungsverhältnissen tätigen Personen, der Arbeitslosen, der auf sozial-
staatliche Leistungen angewiesenen Personen etc. festmachen (siehe hierzu z.B. 
Hüpping/Reinecke 2007). Der wirtschaftliche Niedergang einer Region führt dabei 
nicht selten auch zu einer Abwanderung der ansässigen Bevölkerung und zu einer 
Entvölkerung ganzer Landstriche, so dass im Extremfall die gesamte Infrastruktur 
der Region zusammenzubrechen droht bzw. nicht mehr aufrechterhalten werden 
kann (vgl. Schubarth/Speck 2009).  

Von einem derartigen wirtschaftlichen Niedergang sind insbesondere Regionen in 
den neuen Bundesländern betroffen, aber auch solche in den alten Bundesländern 
sind keineswegs vor wirtschaftlichem Ruin geschützt (z.B. südliche Westpfalz, 
Saarland, Regionen in Ostfriesland). Ein gewichtiger Hintergrund dieser Entwick-
lungen ist die sich seit Mitte der 1960er-Jahre in der Bundesrepublik Deutschland 
abzeichnende Strukturkrise sowie die damit einhergehende Regulations- und 
Kohäsionskrise (siehe hierzu z.B. Bohle u.a. 1997; Mansel u.a. 2006).   

 

1. Krisenhafte Entwicklungen seit Mitte der 1960er-Jahre 

Auch wenn die krisenhaften Entwicklungen immer wieder von Erholungs- oder 
zumindest Konsoldierungsphasen unterbrochen werden – zuletzt war das im Jahr 
2006 der Fall, als in den Medien und den Börsennachrichten von einer wieder 
„brummenden“ Wirtschaft gesprochen wurde; die aufkeimende Hoffnung und 
Euphorie wurden jedoch allzu schnell wieder von der Finanz- und Wirtschaftskrise 
eingeholt –, so zeichnet sich langfristig am Arbeitsmarkt keine Entspannung ab. 
Dadurch hat im Verlaufe der letzten Jahrzehnte bei Arbeitnehmern die Beschäfti-
gungsunsicherheit allmählich, aber kontinuierlich zugenommen (vgl. Erlinghausen 
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2005a). Hintergrund sind zum einen die Labilisierung des Normalarbeitsverhältnisses 
und die Erosion der Normalerwerbsbiographie, denen zufolge Personen aufgrund 
von Veränderungen der Nachfrage nach spezifischen Qualifikationen am Arbeits-
markt nicht mehr davon ausgehen können, ihr gesamtes Leben oder auch nur über 
längere biographische Abschnitte im erlernten Beruf tätig zu sein, sie sich also im 
Verlaufe ihres Erwerbslebens beruflich (gegebenenfalls mehrfach) umorientieren und 
in einem anderen als dem erlernten Beruf tätig werden müssen. Die Zahl der von 
Arbeitnehmerseite ungewollt vollzogenen Beschäftigungsveränderungen unterliegt 
zwar deutlichen Schwankungen, insgesamt lässt sich aber ein steigender Trend 
ausmachen1. Solche Übergangsphasen können zwar auch neue Chancen eröffnen, 
sind aber nicht selten mit einer beruflichen Dequalifizierung wie auch mit Unter-
brechungen in Form von Arbeitslosigkeit verbunden. Zum anderen wurde durch die 
Technisierung und die Rationalisierung der Produktionsabläufe insbesondere im 
sekundären Produktionssektor das Arbeitsaufkommen, welches durch den Einsatz 
menschlicher Arbeitskraft zu erbringen ist, kontinuierlich reduziert. Nur ein Teil der 
damit wegbrechenden Arbeitsplätze konnte von dem expandierenden tertiären 
Produktionssektor (Dienstleistungsbereich) kompensiert werden2. 

Auch wenn der Zerfall der Normalerwerbsbiographie sich in der Bundesrepublik 
Deutschland als ein eher schleichender Prozess darstellt, der sich in quantitativ 
ausgerichteten Untersuchungen zur Veränderung von unterschiedlichen Beschäf-
tigungsverhältnissen kaum widerspiegelt (vgl. Erlinghausen 2005b, S. 31 f.), so 
haben die damit verbundenen Entwicklungen dennoch dazu geführt, dass nur 
noch etwa zwei Drittel (zwischen 65 und 71 Prozent) der Erwerbspersonen in 
sicheren Beschäftigungsverhältnissen tätig sind (vgl. Brinkmann u.a. 2006, 
S. 34 f.). Demgegenüber scheinen prekäre Beschäftigungsverhältnisse und bisher 
eher atypische Arbeitsformen in Form von Zeit- und Leiharbeit, geringfügiger 
Beschäftigung, Minijobs, Scheinselbstständigkeit, Erwerbsarbeit im Niedriglohn-
sektor oder in Ein-Euro-Jobs zunehmend zur Normalität zu werden. Es entwickelt 
sich also ein breites Feld der Erwerbsarbeit „unterhalb“ der regulären unbefristeten 
(und befristeten) Beschäftigungsverhältnisse, in dem Betroffene versuchen, sich 
einen Lebensunterhalt gegebenenfalls am Rande des Existenzminimums mehr 
______________ 
1  Sie stiegen von 1985 von 0.5 Mio. auf etwa eine Million Mitte der 1990er-Jahre an. Zwar 

reduzierte sich die Zahl danach zunächst nicht unerheblich, seit Anfang 2000 lässt sich je-
doch wieder ein deutlicher Anstieg erkennen (vgl. Erlinghausen 2005a, S. 152 ff.).  

2  Im Zeitraum von 1950 bis 1970 war noch annähernd die Hälfte der abhängig Beschäftigten 
im sekundären Produktionssektor tätig, nach 2000 ist es weniger als ein Drittel. Im tertiären 
Produktionssektor war 1950 etwa ein Drittel der abhängigen Erwerbspersonen beschäftigt, 
nach 2000 sind es fast zwei Drittel. Analog dazu sank im entsprechenden Zeitraum der Anteil 
der Erwerbstätigen in den unteren beruflichen Positionen und den kurzfristig kündbaren Be-
schäftigungsverhältnissen (Arbeiter) von etwa 50 Prozent auf 30 Prozent, während jener der 
Angestellten von etwa 16 Prozent auf über 50 Prozent anstieg (vgl. Hradil 2001, S. 133 ff.; 
Geißler 2002, S. 29 ff.; Datenreport 2006, S. 91 ff.).   
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oder minder kurzfristig zu sichern. Diese Prekarisierung geht für Betroffene jedoch 
nicht nur mit einem unstetigen und zumeist reduzierten Einkommen einher, 
sondern auch mit einer beruflichen und sozialen Verunsicherung infolge der 
drohenden Gefahr der Statuserosion und des sozialen Abstiegs bei Beschäfti-
gungswechsel, mit Existenzgefährdung und dem Verlust von Hoffnung und 
Glauben an die Zukunft, mit Sinnkrisen und Kontrollverlust, mit Partizipations-
blockaden und Anerkennungsdefiziten, mit Planungsunsicherheit auch für das 
Privatleben und dem Verlust von Sozialbeziehungen (am Arbeitsplatz). Prekarisie-
rung macht die Betroffenen verwundbar und kann mit Beschädigungen des 
Selbstwertgefühls einhergehen (vgl. Bourdieu 1998; Dörre u.a. 2004). 

Das Risiko unfreiwilliger Mobilitätsprozesse erhöht sich zwar deutlich bei einem 
geringen Qualifikationsniveau der Beschäftigten, dennoch beschränken sich die 
Folgen der Prekarisierung keineswegs auf diesen Bevölkerungskreis. Der Zerfall der 
Normalerwerbsbiographie hat auch Folgen für jene, die bisher von der Prekarisie-
rung verschont geblieben sind. Während wiederholte Phasen von Arbeitslosigkeit 
bei Betroffenen auch zu Gewöhnungseffekten und dazu führen können, dass man 
sich im Falle z.B. der erneuten Aufnahme einer befristeten Beschäftigung im 
Anschluss wieder auf eine Episode der Arbeitslosigkeit einstellt, so kann die 
Erfahrung, dass die eigene Tätigkeit von Zeit- oder Leiharbeitern verrichtet werden 
kann, auch bei Angehörigen der Stammbelegschaft eines Unternehmens verunsi-
chernd wirken, Besorgnis und Ängste auslösen. Das Risiko von Arbeitslosigkeit 
oder des sozialen Abstiegs erzeugt zugleich auch bei Personen in festen Beschäfti-
gungsverhältnissen eine disziplinierende Wirkung (z.B. sinkende Krankenstände), 
nicht zuletzt, weil die Unsicherheit den Wunsch nach Sicherheit verstärkt. Unsi-
cherheit bleibt damit nicht auf die Ränder der Gesellschaft beschränkt, sondern 
wird verallgemeinert und betrifft potenziell die gesamte Bevölkerung (vgl. 
Hondrich 1998, S. 497 ff.; Dörre u.a. 2006, S. 85 ff.). 

Insgesamt zeigt sich in den letzten Jahrzehnten ein deutlicher Zusammenhang 
zwischen den konjunkturellen Entwicklungen und der Beschäftigungssicherheit 
der Arbeitnehmer sowie ein deutlich negativer Zusammenhang zwischen dem 
Wirtschaftswachstum und den Entlassungsquoten. Während sich in Krisenzeiten 
das Entlassungsrisiko erhöht, setzen Beschäftigte in Aufschwungphasen auf ver-
besserte Mobilitätschancen und bessere Arbeitsmöglichkeiten (vgl. Erlinghausen 
2005a, S. 153 ff.). Aufschwungphasen sind jedoch nicht mit „Erholungsphasen“ 
für Arbeitnehmer gleichzusetzen, sondern sie können auch den Druck, sich 
beruflich abzusichern, erhöhen.  

Die konjunkturellen Schwankungen, die damit einhergehenden krisenhaften Ent-
wicklungen und die jeweiligen Folgen für die Arbeitnehmer lassen sich über die Zeit 
im Detail am ehesten an der Entwicklung der Arbeitslosenquoten nachvollziehen. 
Seit Mitte der 1960er-Jahre ist die Arbeitslosenquote in wellenförmigen Bewegungen 
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angestiegen. Zwar ist nach den jeweiligen Anstiegen in den anschließenden Konso-
lidierungsphasen die Arbeitslosenquote jeweils leicht zurückgegangen, pendelte sich 
jedoch kontinuierlich auf einem höheren Niveau ein und lag Ende der 1960er-Jahre 
bei ca. zwei Prozent, Ende der 1970er bei vier Prozent, Ende der 1980er bei acht 
Prozent und seit 2000 bei zehn Prozent (vgl. Abbildung 1). In den neuen Bundes-
ländern überstieg die Arbeitslosenquote sogar zum Teil die 20-Prozent-Marke. 
 

Abbildung 1:  Entwicklung der Arbeitslosigkeit (in Prozent) 
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Quelle:  Arbeitslosenquoten 1960 bis 2007; Bundesagentur für Arbeit (Sozialpolitik-aktuell.de); Zugriff: April 
2009; Basis: abhängige zivile Erwerbspersonen. 

 

Auch wenn die Zahl der registrierten Arbeitslosen nach 2006 von über fünf Mio. 
auf etwa 3.5 Mio. sank und während der Finanzkrise durch beschäftigungspoliti-
sche Maßnahmen wie Kurzarbeit etc. weitgehend stabil gehalten werden konnte, 
so musste in den vergangenen Dekaden dennoch eine wachsende Zahl von Perso-
nen im Verlaufe ihres Erwerbslebens über kürzere oder längere Perioden Erfah-
rungen mit Arbeitslosigkeit hinnehmen. Von den zwischen 1939 und 1941 Gebo-
renen, also jenen, die bis 1980 das vierzigste Lebensjahr erreicht hatten, waren 
„lediglich“ 21 Prozent der Männer und 14 Prozent der Frauen bis zu ihrem vier-
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zigsten Lebensjahr mindestens einmal arbeitslos. Von den zwischen 1959 und 
1961 Geborenen waren es bereits 48 Prozent der Männer und 54 Prozent der 
Frauen, die im Rahmen ihrer Erwerbsbiographie Phasen der Arbeitslosigkeit 
hinnehmen mussten. Je näher damit die Berufseinstiegsphase zeitlich bei den 
stärkeren Konjunktureinbrüchen liegt, desto größer wird für die Betroffenen das 
Risiko, Episoden der Arbeitslosigkeit hinnehmen zu müssen (vgl. Dundler/Müller 
2006, S. 3). Auch die Zahl derer, die Phasen von Langzeitarbeitslosigkeit ausge-
setzt sind, die zur Finanzierung ihres Lebensunterhalts über einen längeren Zeit-
raum auf staatliche Unterstützungsleistungen und damit auf „Hartz IV“ angewie-
sen sind, liegt bei den jüngeren Alterskohorten deutlich über der bei jenen Gene-
rationen, deren Erwerbsleben historisch betrachtet vorher begonnen hat (vgl. 
ebenda). Dauerte zu Beginn der 1980er-Jahre etwa bei jedem achten Arbeitslosen 
(12.9 Prozent) die Phase der Arbeitslosigkeit über ein Jahr, galt dies um die Jahr-
tausendwende für etwa jeden Dritten (2000: Anteil der Langzeitarbeitslosen in den 
alten Bundesländern 36.3 Prozent, neue Bundesländer 33.5 Prozent; IAB-
Zahlenfibel). Zwar ging mit dem Rückgang der Arbeitslosenquote auch die Zahl 
der Langzeitarbeitslosen zurück, ihr Anteil liegt aber auch aktuell noch bei einem 
Drittel der Arbeitslosen insgesamt (35.9 Prozent). Von den 1929 bis 1931 in den 
alten Bundesländern geborenen Männern erlebte ein knappes Viertel (23 Prozent) 
und von den 1939 bis 1941 Geborenen annähernd ein Drittel (30 Prozent) eine 
Arbeitslosigkeit von über einem Jahr. Von den nach 1949 Geborenen liegt der An-
teil mit einer Arbeitslosigkeitsdauer von über zwei Jahren sogar bei fast drei Viertel 
(vgl. Dundler/Müller 2006, S. 4). 

Obwohl viele der Betroffenen unverschuldet in die Arbeitslosigkeit geraten sind, 
z.B. weil der Betrieb, in dem sie arbeiteten, wegen mangelnder Rentabilität Konkurs 
anmelden musste, wird ihnen im öffentlichen Diskurs die Verantwortung an ihrem 
Arbeitsmarktschicksal (fehlende Kompetenzen und unzureichende Qualifikation) 
zugewiesen. Vor diesem Hintergrund ist zu vermuten, dass die hohen Arbeitslosen-
zahlen zumindest bis 2005 auf der subjektiven Ebene sowohl im Hinblick auf die 
berufliche Zukunft als auch die private Lebensführung zu erheblichen Ungewisshei-
ten und Verunsicherungen nicht nur bei Betroffenen geführt haben. 

Trotz der Strukturkrise und den damit einhergehenden Risiken für die Absicherung 
der Lebensgrundlagen der davon Betroffenen hat sich in den letzten Dekaden in der 
Bundesrepublik Deutschland eine enorme Reichtumsentwicklung vollzogen. Wäh-
rend sich auf der einen Seite der Anteil der Sozialhilfeempfänger seit den 1950er-
Jahren bis zur Umstellung auf die „Hartz-IV“-Gesetzgebung fast versechsfachte und 
zunehmend mehr private Haushalte sich verschuldeten und Insolvenz anmelden 
mussten (vgl. Angele 2007, S. 156 ff.), ist auf der anderen Seite die Zahl jener Privat-
haushalte stark angestiegen, die ihre Lebensgrundlagen verbessern konnten, sozial 
aufgestiegen sind und teilweise enormes Kapital in Form von Geldvermögen, Le-
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bensversicherungen, Immobilien etc. anzuhäufen wussten. Unter den dadurch sich 
vollziehenden Prozessen von sozialer Spaltung (siehe hierzu Mansel/Heitmeyer 
2005; Rehberg 2006) erhöht sich der Druck auf jene Personen, die nicht aufgestie-
gen, sondern am unteren Ende der Sozialhierarchie verblieben sind. Sie scheinen 
bei der Gestaltung ihres Lebens versagt zu haben. Für sie verschärft sich – je rarer 
gesicherte Arbeitsverhältnisse werden – die Konkurrenz am Arbeitsmarkt. Auch 
wenn infolge der Entwicklungen am Arbeitsmarkt die Verunsicherung hinsichtlich 
des Beschäftigungsverhältnisses quer durch alle Sozialgruppen streut, so geraten 
insbesondere Personen in unterer Soziallage bzw. mit niedrigem beruflichem Status3 
unter Beweisnot, nicht die Kompetenzen erworben zu haben, die für den berufli-
chen Erfolg erforderlich sind. Dieser Vorwurf wird insbesondere jenen Personen 
gemacht, die in sozial benachteiligten Stadtteilen wohnen. Ihnen wird mangelnde 
Bildungsfähigkeit und Motivation unterstellt. 

 

2. Verdichtung von (Arbeitsmarkt-)Prekarität und Armut im 
Raum 

Sozial benachteiligte Wohngebiete – häufig auch als soziale Brennpunkte be-
zeichnet – entwickeln sich insbesondere dann, wenn sich in einer Region auf-
grund der maroden Bausubstanz der Wohnanlagen und/oder der geringen Attrak-
tivität des Wohnumfeldes zahlungskräftige Haushalte andere Unterkünfte suchen, 
die ihren Ansprüchen gerecht werden. Dadurch fallen die Mietpreise. Frei wer-
dende Wohnungen werden dann von jenen Personen bzw. Haushalten bezogen, 
die sich aufgrund ihrer (veränderten) Einkommenssituation (z.B. infolge von 
Arbeitslosigkeit) veranlasst sehen, bei den Wohnkosten Geld einzusparen bzw. die 
von kommunalen Wohnungsämtern infolge der Abhängigkeit von laufender Hilfe 
zum Lebensunterhalt dort untergebracht oder eingewiesen werden. Der Kreislauf 
setzt sich dadurch fort, dass weitere auf Distinktion (vgl. Bourdieu 1983) und 
sozialen Abstand (zu „Asozialen“) bedachte Familien das Wohngebiet verlassen.  

Dadurch konzentrieren sich insbesondere in den am Stadtrand liegenden Groß-
siedlungen des sozialen Wohnungsbaus aus den 1960er- und 1970er-Jahren, in 

______________ 
3  Dies zeigt sich nicht zuletzt daran, dass Personen in unterer Soziallage im Vergleich zu jenen 

in mittlerer oder gehobener Lage trotz ihres vergleichsweise geringeren wirtschaftlichen und 
finanziellen, beruflichen und sozialen Erfolgs ökonomischen Effizienzkriterien wie Verwert-
barkeit, Funktionsfähigkeit, Rentabilität, Nützlichkeit etc. eine höhere Bedeutung beimessen, 
in stärkerem Maße dazu tendieren, solche Bewertungsmaßstäbe auch auf den sozialen Alltag 
und die Lebenswelt zu übertragen, und diese bei der Bewertung von Personen oder Perso-
nengruppen heranziehen. Personen in unterer Soziallage entwickeln in stärkerem Maße öko-
nomistische Orientierungen als Personen, die eine erfolgreiche berufliche Karriere hinter sich 
haben (vgl. Mansel/Endrikat 2007). 
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ehemaligen Arbeitervierteln sowie in innerstädtischen Mischgebieten mit hohem 
Altbaubestand (vgl. Strohmeier 2004, 2006) zunehmend solche Personen bzw. 
Haushalte, die ohnehin von Armut bedroht sind: Dies sind  

 Personen mit geringer allgemeiner Schulbildung bzw. fehlender beruflicher 
Ausbildung: 
 darunter insbesondere Personen mit Migrationshintergrund4, 
 kinderreiche Familien5 sowie 
 allein (infolge von Scheidung) erziehende Mütter, die wegen der Betreuung 

der Kleinkinder (zunächst) nicht in das Erwerbsleben zurückkehren wollen 
oder können (vgl. z.B. Sopp 1994). 

 

Die Ermittlung der Anzahl bzw. des Anteils (räumliche Konzentration) von 
Haushalten in einem Wohngebiet oder Stadtbezirk, die von Armut betroffen sind, 
hängt dabei maßgeblich von den Kriterien ab, die zur Bestimmung von Armutsla-
gen herangezogen werden. Da Armut ein vielschichtiges und mehrere Facetten 
umfassendes Konzept ist, schwanken die von Armut betroffenen Haushalte je 
nach dem zugrunde gelegten Konzept nicht unerheblich. Welche Haushalte von 
Armut betroffen sind, kann davon abhängig gemacht werden, ob diese   

 über die Mittel verfügen, um sich lebensnotwendige Güter (Ernährung, Klei-
dung, Wohnraum) zu beschaffen (absolute Armut)6,  

 über einen bestimmten Anteil (50 Prozent oder 60 Prozent) des durchschnitt-
lichen Einkommens bzw. des pro-Kopf-gewichteten Einkommens gemessen 
im Vergleich zu anderen Haushalten eines Landes bzw. Kulturkreises verfügen 
(relative Armut), 

 ein Anrecht haben, staatliche Transferleistungen (früher Sozialhilfe; aktuell 
„Hartz IV“) zu beziehen7,   

______________ 
4  Ob für die geringe Quote des Erwerbs hochwertiger Schulabschlusszertifikate der Kinder und 

Jugendlichen mit Migrationshintergrund die (fehlende) Sprachkompetenz (vgl. z.B. Baumert 
u.a. 2001, S. 394 f.) oder Prozesse der institutionellen Diskriminierung (z.B. Gomolla/Radtke 
2002) ausschlaggebend sind, sei hier dahingestellt; zu einer Einschätzung siehe z.B. Mansel 
(2007) sowie Mansel/Spaiser (under review).   

5  Kinderreiche Familien sind insofern vermehrt von Armut betroffen, als mit der Geburt eines 
Kindes das Nettoäquivalenzeinkommen durch eine weitere Person geteilt werden muss. Ne-
ben Arbeitslosigkeit und Scheidung stellt die Geburt eines (weiteren) Kindes den gewichtigs-
ten Faktor dar, weshalb Haushalte unter das pro-Kopf-gewichtete Einkommensminimum 
„rutschen“ (vgl. Sopp 1994). 

6  Auffassungen, dass es absolute Armut in der Bundesrepublik infolge der gesetzlichen Be-
stimmungen zum Recht auf laufende Hilfe zum Lebensunterhalt nicht gäbe, verkennen, dass 
auch hierzulande Obdachlose und so genannte Straßenkinder existieren. Letztere z.B. kön-
nen dieses Recht nur in Anspruch nehmen, wenn sie in die Heime oder die Elternhaushalte, 
in denen sie misshandelt oder vergewaltigt wurden, zurückkehren. 
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 ein gewisses Bildungsniveau, eine Wohnung mit einer der Personenanzahl 
angemessenen Fläche, mit akzeptabler Ausstattung (Bad, WC etc. ) und Quali-
tät haben und über als lebensnotwendig erachtete Geräte (Waschmaschine 
etc.) verfügen (Lebenslagenansätze),  

 über die Lebensqualität steigernde (Wohnung mit Balkon, einmal im Jahr in 
Urlaub fahren, den Kindergeburtstag ausrichten und feiern können) Güter ver-
fügen (Deprivationsansätze) oder  

 über die Güter verfügen, die die Betroffenen selbst als notwendig erachten, um 
z.B. bei Freunden und Bekannten (hinreichend) Anerkennung zu erfahren 
(subjektive Armut). 

Unabhängig davon, welche Armutsdefinition herangezogen wird, gibt es Personen 
bzw. Haushalte, die nach allen der oben genannten Kriterien zur Bestimmung 
von Armutslagen als arm zu klassifizieren sind (siehe hierzu z.B. Klocke 1997; 
Andreß 2008). Der Anteil dieser Personen ist in den benachteiligten Stadtgebieten 
im Vergleich zum Bevölkerungsdurchschnitt überproportional hoch. Bei den 
Anwohnern häufen sich die Erfahrungen, dass nicht nur man selbst, sondern auch 
Bekannte, die Nachbarn und andere Bewohner des Stadtviertels von Arbeitslosig-
keit und materieller Not betroffen sind. Hier scheinen sich Erfahrungen, dass man 
selbst kaum einen Einfluss auf den eigenen Werdegang, die beruflichen Chancen 
und das „Arbeitsmarktschicksal“ hat, zu verfestigen (vgl. Strohmeier/Bader 2004). 

Betroffen sind vor allem die Jüngsten8, diejenigen, die in diesen Stadtvierteln (von 
Geburt an) aufwachsen. Durch die Biographie der Eltern gehören Arbeitslosigkeit 
und materielle Not zum Alltag. Staatliche Transferleistungen gehören für sie zur 
Sicherung der Lebensgrundlagen dazu. Perspektivlosigkeit, Apathie und Resigna-
tion angesichts übermächtiger staatlicher Reglementierung sind für sie alltäglich 
spürbar und werden dadurch für sie zur Normalität. Der Mangel an ökonomi-
schem, aber auch an kulturellem und sozialem Kapital der Eltern (vgl. Bourdieu 
1983) und die Lebensbedingungen im unmittelbaren Lebensumfeld tragen dazu 
bei, dass die Kinder sich nicht die Kompetenzen aneignen können, die für eine 
erfolgreiche schulische und berufliche Karriere Voraussetzung sind. 

______________ 
7  In einschlägigen Studien wird davon ausgegangen, dass etwa lediglich die Hälfte der Personen 

bzw. Haushalte, die über dieses Anrecht verfügen, auch davon Gebrauch macht, während die 
andere Hälfte aufgrund von Schamgefühlen oder Befürchtungen von Diskriminierung davon 
Abstand nimmt. 

8  Waren bis in die 1960er-Jahre hinein vor allem Ältere von Armut betroffen und (infolge 
ausgebliebener oder unzureichender Rentenzahlungen vor oder während des 2. Weltkrieges) 
auf den Bezug von staatlichen Transferleistungen angewiesen, sind es seit den 1990er-Jahren 
vor allem Kinder und Jugendliche (siehe hierzu und zu den Folgen z.B. Mansel/Neubauer 
1998; Mansel/Brinkhoff 1998; Klocke/Hurrelmann 1998).  
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Dass Kinder aus sozial weniger privilegierten Familien seltener ein hochwertiges 
Schulabschlusszertifikat erwerben, ist seit langem ein fester, aber zeitweise verges-
sener Bestandteil der soziologischen Forschung, wurde aber unlängst über die 
PISA-Studien nochmals eindrücklich vor Augen geführt (vgl. Baumert u.a. 2002). 
Auf der Basis ihrer insbesondere im Ruhrgebiet durchgeführten Regionalstudien 
können Strohmeier und seine Mitarbeiter(innen) (2003; 2004; 2006, S. 39; 2008) 
nachweisen, dass die Übergangsquote ins Gymnasium bei Schülerinnen und 
Schülern aus sozial privilegierten Stadtteilen bei über 80 Prozent liegt, während 
dies aus benachteiligten Stadtgebieten nur einer kleinen Minderheit von teilweise 
unter zehn Prozent gelingt9. 

Nicht nur die weniger qualifizierten Schulabschlüsse, die Jugendliche aus benach-
teiligten Stadtbezirken erwerben, sondern auch das Stigma, welches den dort 
lebenden und aufwachsenden Personen zugeschrieben wird (sie selbst oder die 
Eltern seien arbeitsscheu, alkoholabhängig, gewalttätig etc.), dürften dazu beitra-
gen, dass diese Jugendliche nach Vollendung der Pflichtschulzeit auf dem Ar-
beitsmarkt geringere Chancen haben und es ihnen nur selten gelingt, beim Sta-
tusübergang von der Schule in den Beruf eine (ihren Ansprüchen angemessene) 
Ausbildungsstelle oder einen entsprechenden Ausbildungsplatz zu finden. Redu-
zierte Lebenschancen sind damit strukturell vorproduziert. Jugendliche aus diesen 
Stadtvierteln sind scheinbar zur Chancenlosigkeit verdammt (vgl. Dangschat 
1996). Aufgrund der häufig (von politischer Seite möglicherweise bewusst so 
eingeplanten) fehlenden infrastrukturellen Anbindung von Großraumsiedlungen 
an den Stadtkern (vgl. Baum 1998) haben die dort ansässigen Jugendlichen auch 
nur verminderte Chancen, mit jenen Jugendlichen in Kontakt zu treten, die ihre 
Zukunft vergleichsweise optimistisch sehen und die noch hoffen, ihr Leben, ihr 
Dasein und ihren Werdegang im Sinne eines die Realität produktiv-
verarbeitenden Subjekts (siehe hierzu Hurrelmann 2002; Mansel/Hurrelmann 
2003) in die Hand nehmen zu können. 

 

3. Folgen der Segregation 

Die Frage ist, welche weiteren sozialen Folgen die räumliche Verdichtung der Be-
schäftigung in prekären Arbeitsverhältnissen, die Betroffenheit von Arbeitslosigkeit 
und Armut in städtischen Quartieren für die dort ansässigen erwachsenen Personen 
sowie für die dort aufwachsenden Kinder und Jugendlichen nach sich zieht. Welche 
______________ 
9  Der jeweilige regionale Kontext (und soziale Hintergrund der Eltern) dürfte wahrscheinlich 

auch für den Sachverhalt verantwortlich sein, dass in den großen Schulvergleichsuntersu-
chungen ermittelt wird, dass der Anteil der Schulempfehlungen der jeweiligen Grundschulen 
für die verschiedenen weiterführenden Schultypen primär davon abhängt, welche Einzelschu-
le die jeweiligen Kinder besuchen (siehe hierzu Lehmann u.a. 1999, S. 148 ff.).  
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Konsequenzen hat dies z.B. für das Wohlbefinden, das Verhalten, die Einstellungen 
der davon unmittelbar oder indirekt Betroffenen und/oder das friedliche Zusam-
menleben von unterschiedlichen (sozialen) Bevölkerungsgruppen? 

Aus der Perspektive der Theorie des sozialen Vergleichs sowie der relativen Depri-
vation könnte in dieser Hinsicht davon ausgegangen werden, dass die Tatsache, 
dass es in den segregierten Stadtvierteln der Mehrheit der Personen im unmittel-
baren Nahumfeld wirtschaftlich und finanziell genauso schlecht oder sogar noch 
schlechter geht, in geringerem Maße Deprivationsempfindungen bei den Betrof-
fenen auslöst als in den Fällen, in welchen sich Personen mit sozial besser situier-
ten Personen vergleichen (müssen). In diesem Sinne könnte auch aus einer kon-
fliktsoziologischen Perspektive davon ausgegangen werden, dass die vergleichbar 
schlechten Lebensverhältnisse zu Solidarisierungseffekten der Anwohner einer 
Region führen und von daher eher konflikthemmende und positiv integrierende 
Wirkungen entfalten. 

Empirische Untersuchungen zeigen jedoch, dass Armut und Arbeitslosigkeit keine 
sozialen Beziehungen und/oder Gemeinschaftsgefühle stiften. Im Gegenteil: 
Personen aus dem unteren Einkommensbereich haben nicht nur weniger Bekann-
te und Freunde (vgl. Andreß u.a. 1995). Aus der Arbeitslosenforschung ist be-
kannt, dass Personen, die ihre Arbeit verloren haben, nur noch Kontakt zu Perso-
nen mit ähnlichem „Schicksal“ aufrechterhalten, sich aber ansonsten zunehmend 
aus den sozialen Netzwerken zurückziehen und sozial isolieren (vgl. Kronauer u.a. 
1993; Andreß 1999). Vor diesem Hintergrund ist davon auszugehen, dass in sozial 
benachteiligten Stadtvierteln auch die Kohäsionskrise (vgl. Bohle u.a. 1997) in 
besonderem Maße ihre Wirkungen zeigt. 

Die wahrgenommene Beschränkung der individuellen Handlungsmöglichkeiten 
sowie die Erfahrung, dass man durch eigenes Handeln sowohl im Hinblick auf das 
eigene Leben wie auch bezogen auf die Wohnqualität und das Zusammenleben 
von Menschen nur wenig zu ändern vermag, führen in diesen Stadtteilen zu 
starken Gefühlen von politischer Machtlosigkeit: Man selbst kann nichts ändern, 
und die Politiker handeln am Wohl der kleinen Leute vorbei; sie interessieren sich 
nicht für die Probleme des kleinen Mannes. Es verwundert daher nicht, dass bei 
Kommunalwahlen bis zu drei Viertel der Anwohner aus segregierten Stadtvierteln 
nicht mehr zur Wahl gehen (vgl. Strohmeier/Kersting 2003, S. 236). Auch die 
Regulationskrise „schlägt“ damit bei Anwohnern in segregierten Stadtvierteln in 
besonderem Maße „durch“. 

Im Unterschied zu den aus der Perspektive der Theorie des sozialen Vergleichs 
sowie der relativen Deprivation abgeleiteten Schlussfolgerungen kann deshalb auf 
der anderen Seite davon ausgegangen werden, dass eine Verdichtung des Problem-
drucks weitere desintegrierende Konsequenzen nach sich zieht. So können z.B. die 
objektive oder die subjektiv wahrgenommene arbeitsmarktbezogene Prekarität der 
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Anwohner in segregierten Stadtvierteln, die erlebte Deprivation und die erfahrene 
Benachteiligung gegenüber Anwohnern aus anderen Stadtquartieren dazu führen, 
dass zentrale Prinzipien des sozialen Miteinanders (Gerechtigkeit, Fairness) und 
zentrale Mechanismen des Ausgleichs konfligierender Interessenlagen verschiedener 
Bevölkerungsgruppen als nicht mehr wirkmächtig wahrgenommen werden. Diese 
Personen vertreten dann aufgrund ihrer gesellschaftlich marginalen Position oft die 
Auffassung, auf politische Entscheidungen weder als Einzelpersonen noch als 
Kollektiv der Anwohner eines Stadtbezirkes Einfluss zu haben; sie denken, dass die 
Entscheidungsträger ihre missliche Lage bei der Gestaltung des sozialpolitischen 
Raums nicht im Blick haben bzw. bei der Entscheidungsfindung nicht berück-
sichtigen (als Risiken auf der Ebene der kommunikativ-interaktiven Sozialintegrati-
on; zu den unterschiedlichen Dimensionen von Desintegration siehe Anhut/Heit-
meyer 2000, 2005; Anhut 2002 sowie den Beitrag von Mansel/Legge/Heitmeyer in 
diesem Heft). Des Weiteren wurde bereits dargelegt, dass Armut und die prekäre 
Situation der Anwohner segregierter Stadtviertel am Arbeitsmarkt zu einem Rückzug 
aus Freundschaftsbeziehungen und Bekanntenkreisen führen und Betroffene sich 
sozial isolieren. Je mehr Personen in einer Region in prekären Beschäftigungsver-
hältnissen tätig oder von Arbeitslosigkeit betroffen sind, desto stärker wächst damit 
auch das Risiko, dass sich funktionierende Netzwerke und Systeme sozialer Unter-
stützung auflösen (Risiken für die kulturell-expressive Sozialintegration). So konnte 
z.B. gezeigt werden, dass das durchschnittlich seitens der Anwohner einer Region 
subjektiv erlebte Ausmaß an Desintegration weitere Folgen hat und z.B. mit dem 
Ausmaß an Fremdenfeindlichkeit der Einzelpersonen in einem Zusammenhang 
steht (vgl. Mansel/Reinecke 2008). 

Im Fokus dieses DfK-Schwerpunktheftes stehen die Folgen des Lebens in segre-
gierten Stadtteilen, dies vor allem im Hinblick auf Gesundheit, Gewaltverhalten 
und die Abwertung von Angehörigen schwacher Gruppen. Inwiefern stehen 
Prekarität, Armut und Tendenzen von Segregation, die Bewohner in wirtschaftlich 
„abgehängten“ Stadtteilen oder „abwärtsdriftenden“ Regionen erleben, in einem 
Zusammenhang mit einerseits eher interiorisierenden Formen der Belastungsregu-
lation, also mit Rückzugsverhalten, Resignation und/oder Beeinträchtigungen des 
psychosozialen und gesundheitlichen Wohlbefindens, und andererseits mit einem 
eher exteriorisierenden Problemverhalten, z.B. mit der Abwertung von Angehöri-
gen von Fremdgruppen, Gewaltbilligung, Gewaltbereitschaft, Diskriminierung 
und tatsächlich vollzogenen Gewalthandlungen. Welche Interventionspolitiken 
müssen entwickelt werden, wenn bisher greifende Mechanismen der Konfliktregu-
lierung nicht mehr wirken? 

In segregierten Stadtvierteln werden bei bis zu 80 Prozent der Kinder in Schulein-
gangsuntersuchungen gesundheitliche Beeinträchtigungen festgestellt, während 
dieser Anteil in besser situierten Stadtvierteln teils bei unter 15 Prozent (vgl. Stroh-
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meier 2008, S. 496 ff.) liegt. Vor diesem Hintergrund diskutieren Uwe H. Bittlingmay-
er, Ullrich Bauer, Matthias Richter und Diana Sahrai in ihrem Beitrag, inwiefern sich 
der Gesundheitszustand von Bewohnern eines Stadtviertels und die Hintergründe 
gesundheitlicher Beeinträchtigungen durch die Kombination zweier unterschiedli-
cher Forschungsansätze – des Setting-Ansatzes und der Sozialepidemiologie – besser 
erfassen lassen und inwiefern sich beide Ansätze gegenseitig befruchten. 

Gewalt von und unter Jugendlichen ist ein verstärkt in der Öffentlichkeit themati-
siertes und in der Forschung untersuchtes Phänomen. Dirk Baier und Susann 
Rabold weisen auf Basis ihrer Untersuchungen in Hannover (Vollerhebung bei 
Schülerinnen und Schülern in der neunten Jahrgangsstufe) nach, dass nicht nur 
die Bereitschaft zur Gewalt, sondern auch tatsächliches Gewalthandeln bei Ju-
gendlichen aus „schlechten“, desorganisierten Stadtteilen gegenüber Jugendlichen 
aus „guten“ Stadtteilen stark erhöht ist. Die Autoren können dabei zeigen, dass 
das höhere Gewaltpotenzial dieser Jugendlichen größtenteils den schlechteren 
Lebensbedingungen vor Ort geschuldet ist. 

Wenn die Prognose von Herwig Birg (1998; Birg u.a. 1998) stimmt – und daran 
bestehen kaum Zweifel –, dass der Anteil der Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund (insbesondere in einigen Großstädten des Ruhrgebiets absehbar auf über 
50 Prozent) ansteigen wird und die bundesdeutsche Gesellschaft zunehmend zu 
einer Multiminoritätengesellschaft wird, ist davon auszugehen, dass sich das Kon-
fliktpotenzial zwischen den ethnischen Bevölkerungsgruppen sowie zwischen ein-
heimischen und zugewanderten Personengruppen verschärft. Dies dürfte in segre-
gierten Stadtvierteln verstärkt der Fall sein, weil Zuwanderer von den dort stark 
überproportional beruflich gering qualifizierten Personen auf dem Arbeitsmarkt eher 
als Konkurrenten wahrgenommen werden. Vor diesem Hintergrund untersuchen 
Jürgen Mansel, Sandra Legge und Wilhelm Heitmeyer unter anderem das Konfliktpoten-
zial zwischen Deutschen und Zuwanderern anhand der Verbreitung von Vorurteilen 
und Ressentiments gegenüber Angehörigen schwacher Gruppen und setzen diese 
Befunde in einen Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Prosperität von Kom-
munen und Regionen. Es lässt sich zeigen, dass das Desintegrationsniveau in wirt-
schaftlich „abwärtsdriftenden“ gegenüber prosperierenden Gebieten stark erhöht ist. 
Mithilfe von Mehrebenen-Analysen wird geprüft, ob die stärkere Abwertung allein 
auf der höheren individuellen Desintegration basiert oder ob darüber hinaus ein 
Effekt der Wirtschaftsstärke einer Region nachzuweisen ist. 

Nicht erst die in den Einzelbeiträgen dieses Schwerpunkthefts herausgearbeiteten 
Folgen des Lebens in segregierten Stadtvierteln, sondern bereits die vorgefunde-
nen Lebensbedingungen der dort lebenden Anwohner selbst machen deutlich, 
dass es sich bei Entwicklung und Entstehung solcher Stadtviertel um ein Problem 
handelt, das von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung ist. Die Probleme in diesen 
euphemistisch als „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf“ bezeichneten 
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Stadtquartieren entstehen dadurch, dass sich die Anwohnerschaft zum Teil über 
den Weg der Belegung mit bzw. Einweisung von sozial Bedürftigen durch die 
kommunalen Behörden rekrutiert. Sie können gerade deshalb als hausgemacht 
betrachtet werden. Um problematische Entwicklungen in den Griff zu bekommen 
und die gesamtgesellschaftlich relevanten Problemlagen in einer produktiven 
Form zu bewältigen, sind die Kommunen allein jedoch hoffnungslos überfordert. 
Gefragt ist ein vernetztes Agieren politischer Akteure auf unterschiedlichen Ebe-
nen, durch welches die Rahmenbedingungen kommunalen Handelns verbessert 
werden können. Gefragt sind eine Bildungsoffensive und eine Beschäftigungsof-
fensive, von denen auch die Anwohner segregierter Stadtviertel profitieren kön-
nen, sowie insbesondere eine Veränderung der infrastrukturellen Bedingungen 
(vgl. Strohmeier/Kersting 2003, S. 239 ff., Hanesch 2001). Gefragt sind vor allem 
solche Projekte, die von Anwohnern mitinitiiert und mitgetragen werden, die 
ihnen auch einen unmittelbaren Nutzeffekt bescheren, damit die häufig in dieser 
Hinsicht desillusionierten Personen (wieder) lernen, dass sich individuelles sowie 
kollektives Engagement lohnen. Vor diesem Hintergrund setzt sich MdB Wolfgang 
Spanier mit den Bedingungen auseinander, die einen erfolgreichen Verlauf solcher 
Projekte begünstigen oder eher unwahrscheinlich machen.  
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Die Über- und Unterschätzung von Raum in Public 
Health  

Überlegungen zur räumlichen Dimension gesundheitlicher 
Ungleichheiten 

Zusammenfassung: Raum gilt als wichtiges Thema, wenn es um das Verhältnis 
zwischen Ungleichheit und Gesundheit in der Public-Health-
Forschung geht. Der Beitrag sucht die Annäherung an dieses Ver-
hältnis aus zwei raumbezogenen Perspektiven – innerhalb des Set-
ting-Ansatzes und innerhalb der Forschung zur gesundheitlichen 
Ungleichheit. Im Setting-Ansatz stehen die jeweiligen Lebenswelten 
und Lebensräume sowie deren Gestaltbarkeit im Mittelpunkt, in der 
sozialepidemiologischen gesundheitlichen Ungleichheitsforschung 
zeigen Studien die starken passiven und aktiven Implikationen von 
Raum. Anhand der Darstellung und des Vergleiches beider Dimensi-
onen entfaltet der Beitrag die These, dass subjektive Aneignungs- und 
Konstruktionsleistungen von Raum im Setting-Ansatz tendenziell 
überschätzt und in der gesundheitlichen Ungleichheitsforschung un-
terschätzt werden. Das abschließende Plädoyer verweist auf eine stär-
kere Integration der beiden räumlichen Bezugspunkte. 

Das Verhältnis zwischen Gesundheit, sozialer Ungleichheit und Raum ist so 
voraussetzungsreich, dass ein einziger Beitrag das Thema natürlich nicht vollstän-
dig durchdringen kann. Der vorliegende Beitrag nähert sich diesem Verhältnis aus 
einer vorrangig gesundheitswissenschaftlichen Perspektive. Hier wurde die räumli-
che Dimension bislang eher als Feld für gesundheitsbezogene Interventionen, ähnlich 
dem Sozialraumkonzept in der Sozialen Arbeit oder der Sozialpädagogik, in den 
Blick genommen (vgl. etwa Naidoo/Wills 2003, S. 256-322). Erst in den letzten 
Jahren und sehr allmählich wandte sich die Aufmerksamkeit der deutschen Public-
Health-Forschung in einem anderen Kontext der räumlichen Dimension zu (vgl. 
Mielck 2008). So wird im Zuge der Forschung über sozial bedingte gesundheitliche 
Ungleichheit auch hierzulande immer häufiger auf räumliche Bezüge hingewiesen. 
Während aus der internationalen Forschung inzwischen unzählige Belege für 
einen Zusammenhang zwischen Raum (z.B. sozial benachteiligten Stadtvierteln 
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oder größeren Einheiten) und verschiedenen gesundheitsbezogenen Outcomes 
vorgelegt wurden (vgl. Diez-Roux 2001; van Lenthe 2006), ist die Datenlage in 
Deutschland nach wie vor sehr dürftig. Eine der wenigen Studien mit aussagekräf-
tigen Befunden auf Stadtteilebene liegt aus Berlin vor (vgl. Meinlschmidt 2008). 
Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Lebenserwartung in Stadtteilen mit hoher von 
jener in Stadtteilen mit niedriger Arbeitslosenquote um mehr als zwei Jahre unter-
scheidet. Dragano (2007) konnte für Bochum, Essen und Mühlheim weiter auf-
zeigen, dass das Risiko für gesundheitsschädigende Verhaltensweisen und 
Übergewicht auch unter Kontrolle individueller Merkmale mit steigender Benach-
teiligung des Stadtteils (gemessen über die Arbeitslosenquote) deutlich ansteigt.  

In diesem Beitrag sollen beide Perspektiven auf Raum, die des so genannten 
Settings-Ansatzes und jene aus der gesundheitlichen Ungleichheitsforschung, 
dargestellt und miteinander verglichen werden. Dabei werden wir die These zu 
entfalten suchen, dass die subjektiven Aneignungs- und Konstruktionsleistungen 
von Raum im Setting-Ansatz tendenziell überschätzt und in der sozialepidemio-
logischen gesundheitlichen Ungleichheitsforschung tendenziell unterschätzt 
werden. Hierzu werden wir in einem ersten Schritt die Raumbezüge des Setting-
Ansatzes näher bestimmen und sein Verhältnis zu Sozialraumkonzepten aus der 
Sozialpädagogik und Sozialen Arbeit ausloten (I.). In einem zweiten Schritt wird 
die Forschung zur gesundheitlichen Ungleichheit dargestellt und auf ihre imma-
nenten und expliziten Raumbezüge hin untersucht (II.). Wir schließen mit einem 
Plädoyer, beide Perspektiven integrativer zu handhaben und insbesondere im 
Hinblick auf die Möglichkeiten und Grenzen gesundheitsbezogener Interventio-
nen stärker aufeinander zu beziehen. Es sei noch vorweggeschickt, dass im Fol-
genden die Binnendifferenzen der Argumentationsmuster in den sozialepidemio-
logischen und setting-orientierten Untersuchungen und Arbeiten teilweise ausge-
blendet werden. Insofern steckt ein bewusst in Kauf genommenes Maß an „Über-
treibung“ in der Gegenüberstellung von Sozialepidemiologie und Setting-Ansatz. 
Wir glauben allerdings, dass auch eine differenziertere Darstellung wenig am 
Hintergrundmotiv der gleichzeitigen Über- und Unterschätzung von Raumdi-
mensionen in den aktuellen Gesundheitswissenschaften ändern würde, und hof-
fen, die Theoriediskussion innerhalb von Public Health auf diese Weise zu beför-
dern (vgl. auch Bittlingmayer u.a. 2009). 

 

I. Der Setting-Ansatz: Anmerkungen zum gesundheitswis-
senschaftlichen Verständnis von Raum 

In der gesundheitswissenschaftlichen Perspektive kommt ein anspruchsvolles 
Konzept von Raum vor allem im Rahmen interventionspolitischer Strategien zum 
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Tragen. Das Setting-Konzept, das die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 1986 
in ihrer für Public Health maßgeblichen „Ottawa-Charta“ eingeführt hat, nimmt 
hier den prominentesten Stellenwert ein. Nach der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) kann ein Setting „als ein durch formale Organisation, 
durch regionale Situation und/oder durch gleiche Erfahrung und/oder gleiche 
Lebenslage und/oder gleiche Werte bzw. Präferenzen definierter, relativ dauerhaf-
ter und zumindest ansatzweise verbindlicher Sozialzusammenhang (Lebenswelt)“ 
(BZgA 2007, S. 358; Hervorh. d. Verf.) verstanden werden. Es gilt als „Kernstrate-
gie zur Umsetzung von Gesundheitsförderung“ (Altgeld 2008, S. 515).  

Der Grundgedanke ist, dass Gesundheitsförderung – im Unterschied zur Krank-
heitsprävention (vgl. Schnabel 2007, 2008) – den Menschen dort begegnen sollte, 
wo sie leben, lieben und ihre Zeit verbringen. Der Setting-Ansatz zielt darauf ab, 
gesundheitsförderliche Lebenswelten zu schaffen und in dieser Hinsicht die 
kleinräumliche Dimension des Zusammenlebens in den Blick zu nehmen. Dabei 
changiert der Setting-Begriff zwar eigentümlich zwischen einer lebensweltlichen 
und einer systemisch-organisationalen Perspektive, ohne dass dieses theoretische 
Spannungsverhältnis konzeptionell reflektiert würde (vgl. Bittlingmayer 2009; 
Sahrai 2009a). Denn teilweise wird im Setting-Konzept eine allgemeine Lebens-
welt adressiert, teilweise auf formale Organisationen und Institutionen abgehoben. 
Dennoch wird die räumliche Umgebung inklusive Schulen, Kitas, Krankenhäu-
sern, Betrieben, Gefängnissen oder Hochschulen als Möglichkeit der Entwicklung 
eines gesundheitsfördernden Settings betrachtet (vgl. vor allem Altgeld 2004, 
2008). Gemäß dem WHO-Motto „Making the healthier way the easier choice” 
sollen Settings so umgebaut werden, dass sie gesundheitsabträgliches Verhalten 
erschweren, gesundheitszuträgliches Verhalten ermöglichen und erleichtern. Die 
Setting-Perspektive, unabhängig von ihrer lebensweltlichen oder organisationalen 
Ausrichtung, und die darin enthaltene Raumdimension sind auf der Meso-Ebene 
angesiedelt. Die Setting-Perspektive, um es noch einmal zu betonen, zielt in ihren 
anspruchsvollen Varianten darauf ab, die Strukturen von Organisationen bzw. die 
Nahraumbezüge so umzugestalten, dass sie mit dem Gesundheitskonzept der 
WHO in Einklang stehen.  

Damit werden Settings als gestaltbare Handlungsräume verstanden, die durch die in 
ihnen lebenden und handelnden Menschen umgebaut und wirksam beeinflusst 
werden können. Das aus interventionspolitischer Sicht Besondere an der Setting-
Perspektive ist, dass sie keine Interventionsziele von außen heranträgt. „Der Setting-
Ansatz […] ermittelt Gesundheitsbedarfe unterschiedlichster Zielgruppen in einem 
Setting. Er verzichtet damit auf die Problemdimension von außen und grenzt damit 
auch nicht allein durch die Problemdefinition selbst besondere, dann immer ‚schwer 
erreichbare’ Zielgruppen aus.“ (Altgeld 2008, S. 518) Das übergreifende Ziel, im 
Rahmen einer kleinräumlichen Entwicklung und Strategie die Gesundheitsbedarfe 
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in der jeweiligen Lebenswelt zu ermitteln, besitzt eine hohe Schnittmenge mit 
sozialpädagogischen oder sozialarbeiterischen Interventionsstrategien, die auf den so 
genannten Sozialraum setzen. Tatsächlich gibt es eine direkte Überschneidung in 
dem „E&C“-Bundesmodellprogramm, in dem die „Entwicklung und Chancen 
junger Menschen in sozialen Brennpunkten“ adressiert werden (vgl. E&C 2006). 
Hier wird der Raum – d.h. soziale Brennpunkte – zur unmittelbaren Bezugsadresse, 
um Interventionen anzustrengen, die soziale Ungleichheit dadurch verringern 
sollen, dass in besonders belasteten Räumen lokale Umsetzungspläne erarbeitet 
werden, die dann zu einer besseren Kompetenzentwicklung, in diesem Fall der 
Jugendlichen in sozialen Brennpunkten, führen. Dabei folgt die grundsätzliche 
Argumentationslinie recht eindeutig der sozialpolitischen Logik eines Forderns und 
Förderns, so dass die Interventionen stets auch mit Programmen zur Stärkung 
nachbarschaftlichen Engagements und erweiterten persönlichen Bemühungen um 
Sozialintegration vor Ort einhergehen1. 

In der Ausrichtung auf die und der starken Betonung – sowohl im Setting- als 
auch im Sozialraum-Ansatz – der lokalen Bedürfnisse und Präferenzen von Ein-
wohnern in belasteten Räumen liegt eine kritische Potenz, aber auch eine Gefahr 
für die Gesundheitswissenschaften (zum Folgenden ausführlicher Bittlingmayer 
2009; Sahrai 2009a). Die kritische Stoßrichtung liegt sicherlich darin, dass nicht 
wie so häufig in gesundheitsbezogenen Debatten ein paternalistischer Diskurs 
darüber geführt wird, was für die Betroffenen gut und richtig ist. Sie wird aber mit 
mindestens drei Problemen erkauft:  

 Erstens werden die unabhängigen Präferenzen und die Artikulationsfähigkeit 
der Betroffenen überschätzt. Damit werden nicht nur die adaptiven Präferen-
zen ausgeblendet, die die Handlungsmöglichkeiten in der Perspektive der Be-
troffenen immer schon mit den aktuell vorhandenen Chancen abgleichen (vgl. 
Bourdieu 1982; Kessl/Ziegler 2007).  

 Damit werden zweitens die unterschiedlichen Handlungs- und Raumgestal-
tungsressourcen der Betroffenen, die lebensweltlich oder im Setting bzw. Sozi-
alraum angetroffen werden, kaum zur Kenntnis genommen. Denn weder sind 
soziale Brennpunkte sozial homogene Räume, noch ist die Artikulation der 
Betroffenen gleich verteilt, und schon gar nicht haben auf dieser Ressourcen-
grundlage die Betroffenen die gleichen Voraussetzungen, ihren sozialen Nah-
raum im Sinne der Gesundheitsförderung aktiv zu gestalten.  

 Drittens wird die kleinräumliche Gestaltbarkeit des Raumes insgesamt über-
schätzt. Kleinräumliche Strategien müssen mit makrosoziologischen Parame-
tern abgeglichen werden, um nicht in bloße Ideologien umzuschlagen. Wenn 

______________ 
1  Otto/Ziegler (2004a, 2004b) liefern eine plausible Fundamentalkritik dieses Ansatzes, der 

gerade für eine Raumperspektive fruchtbar ist. 
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beispielsweise in Teilen Brandenburgs, des Ruhrgebiets oder Mecklenburg-
Vorpommerns aufgrund der Entvölkerung ganzer Gebiete die Hausarztversor-
gung zusammenbricht, dann ist die gesundheitszuträgliche Gestaltung der Ki-
tas vor Ort oder ein nahräumlich verankertes Bewegungs- und Trimm-Dich-
Programm weniger dringlich (vgl. Mielck 2008)2. 

Die Setting-Perspektive ist für die Gesundheitswissenschaften eine sehr wichtige 
und auch normativ gehaltvolle Sichtweise, in der immerhin Räumlichkeit über-
haupt zu einem bedeutsamen Bezugspunkt wird (vgl. Bittlingmayer 2009; Sahrai 
2009a; Schnabel 2009). In der Unterschätzung von makrostrukturellen Ungleich-
heitsfaktoren und der Überschätzung der kleinräumlichen Gestaltbarkeit, die dann 
gegen die gesamtgesellschaftlichen Ungleichheitsverhältnisse ausgespielt werden, 
liegt aber die Grenze des Setting-Ansatzes. In den letzten Jahren ist in der Ge-
sundheitswissenschaft auf der Grundlage der Erforschung gesundheitlicher Un-
gleichheiten ein weiterer Strang hinzugetreten, der Räumlichkeit thematisch 
werden lässt. Dieser steht im folgenden Abschnitt im Mittelpunkt. 

 

II. Gesundheitliche Ungleichheit: Forschungsstand und 
räumliche Implikationen eines passiven und aktiven Ver-
hältnisses 

Gesundheitliche Ungleichheiten werden – in Deutschland und anderswo – in der 
Regel in sozialepidemiologischen Studien veranschaulicht, die für unterschiedli-
che Bevölkerungsgruppen unterschiedliche Krankheits- und Sterberaten doku-
mentieren. Auch für Deutschland lässt sich zeigen, dass die meisten Krankheitsri-
siken einen so genannten sozialen Gradienten aufweisen (vgl. zusammenfassend 
Mielck 2005; Richter/Hurrelmann 2006; Bauer u.a. 2008; JKMG 2009). Der 
Forschungsstand zur sozial bedingten gesundheitlichen Ungleichheit und zum 
sozialen Gradienten ist sehr eindeutig und variiert nur in den Details: Sozial 
benachteiligte und unterprivilegierte Schichten und Milieus sind größeren Ar-
beitsbelastungen und ungünstigeren Wohnbedingungen ausgesetzt3. Ihnen wird 

______________ 
2  Gerade in Sozialraumkonzepten kommt übrigens der Paternalismus durch die Hintertür 

wieder hinein, indem etwa Stadtgebiete nach abgestuftem Interventionsbedarf sortiert wer-
den. Sozial Benachteiligte, die gar nicht in sozialen Brennpunkten wohnen, fallen damit als 
weitere fatale Konsequenz aus dem Hilfeidentifikationsraster heraus; vgl. Kessl u.a. (2005). 

3  Das Verhältnis wird sofort unübersichtlich, sobald Migration bzw. Migrationshintergrund 
mit einbezogen wird. Hier sind dann Phänomene wie der Healthy-Migrant-Effekt zu berück-
sichtigen, der andeutet, dass Migranten bzw. Menschen mit Migrationshintergrund bei glei-
cher sozialer Schicht und gleichen Arbeitsbelastungen durchschnittlich gesünder sind als die 
deutsche Vergleichsgruppe. Vgl. zum Verhältnis von gesundheitlicher Ungleichheit und Mig-
ration Sahrai (2009b).  
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darüber hinaus ein gesundheitsriskanteres Verhalten attestiert (vgl. u.a. Hurrel-
mann 2006; Helmert/Schorb 2006). „Leiden wie Schlaganfall, chronische Bron-
chitis, Schwindel, Rückenschmerzen und Depressionen sind in der unteren Sozi-
alschicht sowohl bei Frauen als auch bei Männern häufiger als in der oberen 
Schicht. Eine besondere Risikogruppe stellt die gewachsene Zahl der Arbeitslosen 
dar. Bei den 20–59-Jährigen leiden knapp 50 Prozent der arbeitslosen, dagegen nur 
rund 30 Prozent der erwerbstätigen Männer und Frauen unter gesundheitlichen 
Beschwerden. Dies führt bei Arbeitslosen im Vergleich mit Erwerbstätigen zu 
einer etwa doppelt so großen Anzahl von Krankenhaustagen.“ (RKI 2006, S. 83) 

Die letzte Konsequenz des sozialen Gradienten bei den unterschiedlichen Krank-
heitsrisiken sind markante Differenzen in der Lebenserwartung unterschiedlicher 
sozialer Gruppen. Noch immer oder schon wieder gilt der Satz: Arme müssen 
früher sterben als Reiche. Auf der Basis von Daten des Sozioökonomischen Panels 
(SOEP) hat Anette Reil-Held die Lebenserwartung unterschiedlicher Einkom-
mensgruppen verglichen. Dabei zeigt sich, dass die Lebenserwartungen des oberen 
Einkommensfünftels gegenüber jenen des untersten Einkommensfünftels bei 
Frauen um fünf und bei Männern gar um zehn Jahre erhöht sind (vgl. Reil-Held 
2000; auch Mielck/Helmert 2006). Einkommensfünftel sind allerdings ein sehr 
grober Indikator. Sobald die Indikatoren verändert und räumliche Dimensionen 
einbezogen werden – was in Deutschland wie schon mehrfach erwähnt aufgrund 
der schlechten Datenlage schwierig ist –, werden die Befunde noch dramatischer4. 
„Research […] using official data of twenty-three rich and poor areas in the 
United States found that white woman who had reached the age of sixteen and 
were living in the richest areas could expect to live until they were eighty-six years 
old, compared to seventy for black woman in the poorest areas of New York, 
Chicago, and Los Angeles – a difference of sixteen years. Similarly, sixteen-year 
old men living in rich areas could expect to live until they were seventy-four or 
seventy-five, whereas black men in the poorest areas could expect to live only 
about fifty-nine. The difference of life-expectancy between whites in rich areas 
and blacks in poor areas was close to sixteen years for both men and women.“ 
(Wilkinson 2005, S. 14 f.) 

In diesem längeren Zitat von Richard Wilkinson, einem der bedeutendsten inter-
nationalen Sozialepidemiologen, taucht die räumliche Dimension gewissermaßen 
als Realisierungsform gesundheitlicher Ungleichheiten auf. Dabei spielt in dieser Passage 
der Raumbezug keine aktive Rolle, sondern Raum wird hier – und in vielen 
epidemiologischen Studien, die ihn als Indikator verwenden – als eine Art Con-

______________ 
4  Hier ist anzumerken, dass man die Lebenserwartungsdifferenzen nach Einkommen nicht 

umstandslos und direkt mit den Lebenserwartungsdifferenzen nach räumlichen Indikatoren 
vergleichen kann. Es geht hier nur darum, an einem Beispiel die räumliche Dimension abzu-
bilden, wie sie häufig in sozialepidemiologischen Studien genutzt wird. 
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tainer verstanden, in dem sich wichtige soziale Grenzlinien, die außerhalb des 
Raums selbst liegen, abbilden.  

Auf den ersten Blick sind die raumbezogenen Befunde, die wir hier mit Richard 
Wilkinson referieren, leicht mit den üblichen statistischen Korrelationen gesund-
heitlicher Ungleichheiten zu erklären. In den ärmsten Gegenden leben Menschen, 
denen es aus verschiedenen Gründen nicht so gut geht, in sehr geballter Konzent-
ration. So herrscht eine hohe Arbeitslosenquote, das heißt, es leben viele Men-
schen in den ärmsten Stadtbezirken, die ein hohes Krankheitsrisiko aufweisen 
(vgl. RKI 2006; Elkeles 2008). Diejenigen, die eine Arbeit besitzen, haben häufig 
nur prekäre und unsichere Beschäftigungsverhältnisse, die schlecht bezahlt sind 
und in der Regel mit hohen Gesundheitsbelastungen einhergehen (vgl. u.a. 
Jahn/Wolf 2005). Auf der Grundlage fehlender oder prekärer und schlecht bezahl-
ter Arbeitsplätze (Working Poor) leben ferner viele Menschen in den segregierten 
und „abgehängten“ Stadtvierteln unterhalb der Armutsgrenze (vgl. Keller 1999). 
Das bedeutet aus gesundheitswissenschaftlicher Perspektive auch, dass diese 
Menschen ein hohes Risiko hinsichtlich eines gesundheitsabträglichen Lebensstils, 
eines wenig gesundheitszuträglichen Ernährungs- und Bewegungsverhaltens an 
den Tag legen (vgl. Richter 2005; Helmert/Schorb 2006). In den ärmsten Regio-
nen konzentrieren sich schließlich mit hoher Wahrscheinlichkeit Menschen mit 
niedrigem Bildungsgrad. Der Zusammenhang zwischen hoher Bildung und Ge-
sundheit gilt als einer der stärksten Zusammenhänge in der gesundheitlichen 
Ungleichheitsforschung und ist sehr gut abgesichert. „Health, by any definition 
and by any measure, increases with the level of education. The better-educated 
feel more hale, well, sound, robust, and able. They ail and suffer less often and 
less severely. Their medical histories show fewer and lesser signs of dysfunction in 
critical organ systems, and they live longer.” (Mirowsky/Ross 2003, S. 32; vgl. 
auch Abel u.a. 2006) Fasst man all diese Einzelindikatoren zusammen, dann 
liefern sie zunächst eine sehr plausible Erklärung für die Differenzen in der Le-
benserwartung zwischen Menschen, die in reichen, und solchen, die in armen 
Vierteln wohnen. Der räumliche Bezug würde in seiner Bedeutung stark abge-
schwächt und kaum eigenständige Erklärungskraft besitzen. 

Zwei Aspekte sprechen aber gegen eine allzu einfache Erklärung von ungleichen 
Morbiditätsraten oder von Lebenserwartungsdifferenzen zwischen sozialen Grup-
pen, die, was Letztere anbelangt, immerhin bis zu sechzehn Jahren betragen. Zum 
einen sind selbst benachteiligte Stadtteile und segregierte Wohnviertel nur in sehr 
seltenen Fällen vollständig homogen. Sowohl in den klassischen Ghettos als auch 
in moderneren Plattenbausiedlungen gibt es eine heterogene Wohnbevölkerung, 
die sozialstrukturell bis weit in die Mittelschicht hineinreicht (vgl. Wacquant 
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2002; Keller 2005)5. Zum anderen verhalten sich die hier angegebenen Indikatoren 
nicht einfach kumulativ zueinander, sondern stehen selbst in wechselseitigen 
Abhängigkeitsverhältnissen. Ein niedriger Bildungsabschluss macht eine brüchige 
Berufsbiografie wahrscheinlich, die mit Einkommensarmut einhergeht. Insofern 
lassen sich die Effekte der einzelnen Indikatoren nicht addieren. 

Diese Einwände deuten schon an, dass die räumliche Vermittlung gesundheitli-
cher Ungleichheit möglicherweise nicht darin aufgeht, gesamtgesellschaftliche 
Ungleichheiten zu materialisieren, ihnen eine körperliche und eine räumlich-
dingliche Dimension zu verleihen. Und in der Tat lassen sich gerade in der inter-
nationalen Forschung eine Reihe von Studien aus der Public-Health-Forschung 
finden, die zeigen, dass ein stadtteil- bzw. raumbezogener Einfluss auf die Morbi-
dität und Mortalität einzelner Individuen bestehen bleibt, selbst wenn individuel-
le sozioökonomische Statusvariablen kontrolliert wurden (vgl. Yen/Kaplan 1999; 
Martikainen u.a. 2003; van Lenthe u.a. 2005; eine gute Zusammenfassung der 
Befunde liefert Schüle 2009).  

In der Public-Health-Literatur wird häufig zwischen Kontextvariablen und Kom-
positionsvariablen unterschieden, die andeuten, dass Raum einen eigenständigen 
Effekt auf gesundheitliche Ungleichheit abbilden soll6. Unter Kompositionsvariab-
len werden dabei hauptsächlich statusbezogene individuelle Größen wie Bil-
dungsabschluss, Einkommen, Arbeitsverhältnisse oder Alter gefasst. Unter Kon-
textvariablen werden demgegenüber Variablen verstanden, die sich auf die räumli-
che und dingliche Umwelt beziehen. Alle Einwohnerinnen und Einwohner eines 
sozial benachteiligten Stadtviertels sind beispielsweise in Flughafen- oder Auto-
bahnnähe einer bestimmten Lärm- und Umweltbelastung ausgesetzt, relativ 
unabhängig von ihrem eigenen sozialen Status. Auch dürfte die durchschnittliche 
Qualität der Wohnquartiere in segregierten und „abgehängten“ Stadtvierteln 
deutlich schlechter sein als in wohlhabenden Gegenden. Die Lärmbelastung 
innerhalb von Hochhauswohnquartieren ist aufgrund der Hellhörigkeit der Woh-

______________ 
5  In einer eigenen, vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) finanzierten 

Studie haben wir Erhebungen in Düsseldorf und Solingen durchgeführt. Für Düsseldorf liegt 
ein sehr detaillierter Sozialatlas vor, der die Stadt in Bezirke unterteilt und nach sozialpäda-
gogischem und sozialarbeiterischem Interventionsbedarf differenziert. Auf der Grundlage ei-
ner Elternbefragung in Kitas konnte gezeigt werden, dass selbst in den Bezirken mit der 
höchsten Stufe an zugewiesenem Interventionsbedarf lediglich die Hälfte der Eltern, die ihr 
Kind in eine Kita vor Ort geben, der unteren Sozialschicht zuzuordnen ist. Zu ähnlichen Be-
funden sozialer Heterogenität kommen die Studien von Holger Ziegler und Hans-Uwe Otto. 
Informationen zum BMBF-Forschungsprojekt „BEEP“ („Bielefelder Evaluation von Eltern-
edukationskursen“) finden sich unter www.uni-bielefeld.de/gesundhw/beep 

6  Diese Unterscheidung ist nicht unumstritten. So wird darauf hingewiesen, dass die Unter-
scheidung in hohem Maße konstruiert ist und aus einer praxeologischen Perspektive beide 
Motive so verschränkt sind, dass die Trennung künstlich und einer „Variablensoziologie“ ge-
schuldet sei; vgl. Macintyre u.a. (2002); Macintyre/Ellaway (2003). 
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nungen enorm. Wohnquartierbezogene Gesundheitsbelastungen wie Schimmel-
pilzbefall oder schlechte Isolierung dürften einen ganz eigenständigen Effekt 
beinhalten, der auf die Morbidität und Mortalität einwirkt (vgl. Dott u.a. 2007).  

Solche Umwelteffekte könnten der zentrale Grund dafür sein, dass die gesundheit-
liche Ungleichheit nicht in der ungleichen Verteilung von Menschen mit beson-
deren Belastungen in unterschiedlichen Stadtvierteln aufgeht, sondern die räumli-
che Dimension gewissermaßen eine aktive Materialität entwickelt. Die Eigenstän-
digkeit der Raumdimension verweist in den bisherigen Beispielen vor allem auf 
eine materielle, gleichsam mechanistische Ebene. Schimmelpilze oder Feuchtig-
keit in Wohnungen führen zu unmittelbaren körperlichen Schäden, die sich dann 
wiederum zu gesundheitlichen Ungleichheiten in der Bevölkerung akkumulieren. 
Zudem ist mittlerweile die Hausarztversorgung in strukturschwachen ländlichen 
Gebieten nicht mehr überall ausreichend, so dass hier der Raum zum medizini-
schen Versorgungsproblem avanciert (vgl. Mielck 2008). 

 

III. Abschließende Betrachtungen: Zur Notwendigkeit der 
Vermittlung der Sozialepidemiologie mit dem Setting-
Ansatz 

Die sozialepidemiologischen Studien liefern in der Gesamtschau eine Reihe von 
bedeutsamen empirischen Befunden, die zunächst zeigen, wie stark gesundheitli-
che Ungleichheit räumlich passiv (Komposition) und aktiv (Kontext) verankert ist. 
Allerdings bleibt eine große Schwäche in den Studien, dass sie sich um kein 
genaueres Verständnis von Raum und um keine Wirkmechanismen der Räum-
lichkeit im Hinblick auf gesundheitliche Ungleichheit bemühen. Der Zugang zur 
Räumlichkeit bleibt deshalb einerseits empirizistisch und andererseits materialis-
tisch. In der jüngeren Raumsoziologie lautet der Tenor, dass ein Verständnis von 
Räumlichkeit in der Weise über eine materialistische Perspektive hinausgehen 
muss, als es die subjektiven Aneignungs- und Konstruktionsleistungen von Räum-
lichkeit in Rechnung zu stellen hat (vgl. Schroer 2006; Löw 2007). So zeigt zum 
Beispiel Carsten Keller (2005) die sehr differenten räumlichen und sozialen 
Wahrnehmungsmuster von Bewohnerinnen und Bewohnern einer Plattenbausied-
lung in Ostdeutschland auf und kann verdeutlichen, dass der vorhandene Raum 
nicht auf alle sozialen Akteure gleichermaßen wirkt, sondern durch individuelle 
Wahrnehmungsfilter, Aspirationen und Zukunftseinstellungen vermittelt ist.  

Solche individuellen räumlichen Aneignungsprozesse sind dabei weder determi-
nistisch noch beliebig. Im Kontext von gesundheitsrelevanten Raumerfahrungen 
ist zum Beispiel von Bedeutung, dass Jugendliche in segregierten Wohnvierteln 
oder „abgehängten“ Stadtteilen im Rahmen ihrer Peer-Sozialisation deutlich mehr 
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Gewalterfahrungen in ihrer Wohngegend machen als Jugendliche, die in gut 
situierten bürgerlichen Stadtvierteln wohnen (vgl. Mansel 2001; Raithel/Mansel 
2003). Zudem sind die Wohnverhältnisse gerade in Großfamilien sehr beengt und 
die Rückzugsmöglichkeiten in der familialen Sozialisation entsprechend begrenzt 
(vgl. Stadt Düsseldorf 2005).  

Ein weiterer Aspekt von ungleichheitsbezogener Raumerfahrung verdeutlicht, dass 
Raum selbst in hoch industrialisierten Gesellschaften auch die Qualität des sozial 
Trennenden und kaum Überbrückbaren annehmen kann. Aus der stadtsoziologi-
schen Erforschung französischer Banlieues (stark deprivierte Vorstadtsiedlungen, 
wörtlich „Bannmeilen“) ist bekannt, dass arbeitslose Jugendliche häufig nicht 
einmal das Geld für die Fahrkarte besitzen, um in die Stadt zu fahren. Sie sitzen 
buchstäblich in ihrer Wohngegend fest (vgl. Bourdieu 1997).  

Solche Beispiele bedeuten nicht, dass alle Jugendlichen in segregierten Stadtvier-
teln Gewalterfahrungen machen oder dass sich nur eine kleine Minderheit eine 
Fahrkarte des ÖPNV leisten kann. Sie können aber auf das Zusammenspiel von 
individuellen Handlungsressourcen, Einstellungsmustern und Aspirationen sowie 
der räumlich dinglichen Umwelt, einschließlich der sozialisatorisch relevanten 
Körpererfahrungen, hinweisen, das in gesundheitswissenschaftlicher Perspektive in 
seiner Komplexität noch wenig verstanden ist. 

Auf der anderen Seite liefert der Setting-Ansatz ein Verständnis oder doch zu-
mindest eine normative Folie für die Aneignungsprozesse von Räumlichkeit in 
sozial benachteiligten Stadtvierteln. Hier wird besonders auf die Gestaltbarkeit 
von Räumen hingewiesen, werden die positiven gesundheitlichen Effekte hervor-
gehoben, die eine durch die Betroffenen selbst bestimmte Organisations- und 
lebensweltliche Nahraumgestaltung beinhaltet. In der Setting-Perspektive wird 
dafür aber häufig unterschätzt, dass gesundheitliche und soziale Ungleichheiten 
nicht voneinander zu trennen sind, und in der Hinsicht zu wenig Wert auf die 
Analyse der gesamtgesellschaftlichen Ungleichheitsproduktion gelegt. Während 
die sozialepidemiologische Perspektive im empirischen Materialismus verharrt, ist 
der Setting-Ansatz häufig nicht materialistisch genug. Wenn es beiden Ansätzen 
gelingt, sich aufeinander zuzubewegen, wäre nicht nur für die Analyse gesundheit-
licher Ungleichheiten einiges gewonnen. Es könnten darüber hinaus ungleich-
heitsreduzierende Interventionsstrategien sachhaltig in den Blick genommen 
werden, die radikaler sind als das, was mit der aktuellen Ideologie des Forderns 
und Förderns für kompatibel gehalten wird. 
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Di rk  Ba ie r  und  Susann Rabo ld  

Jugendgewalt in segregierten Stadtteilen 

Zusammenfassung: Internationale Studien belegen, dass in segregierten Stadttei-
len lebende Jugendliche gewaltbereiter sind. Der Frage, ob dies auch in 
Deutschland gilt, wurde sich bislang allerdings nur selten empirisch 
gewidmet. Anhand einer Schülerbefragung in Hannover wird daher 
untersucht, inwieweit sich das Verhalten von Jugendlichen in verschie-
denen Stadtteilen unterscheidet. Im Ergebnis zeigt sich, dass Jugendli-
che aus sozial benachteiligten Stadtteilen innerhalb des letzten Jahres 
2,7-mal häufiger als Gewalttäter in Erscheinung getreten sind als Ju-
gendliche aus wohlhabenden Stadtteilen. Diese Unterschiede variieren 
mit Unterschieden in der Verteilung zentraler Bedingungsfaktoren 
(z.B. Bekanntschaft mit delinquenten Freunden, Selbstkontrolle, prob-
lematisches Freizeitverhalten). Grundsätzlich ist damit nicht von einem 
eigenständigen Verstärkungseffekt der Beschaffenheit von Stadtteilen 
auszugehen. Die entscheidenden Bedingungsfaktoren der Gewalttäter-
schaft sind vielmehr auf mikro- und mesosozialer Ebene zu verorten. 

1. Beeinflussen Stadtteile die Entstehung von Jugendgewalt? 

Mit dieser Frage beschäftigt sich die kriminologische Forschung bereits seit Anfang 
des 20. Jahrhunderts. Eine erste Untersuchung dieser Frage geht auf Shaw und 
McKay (1969 [1942]) zurück, die in Chicago über einen längeren Zeitraum hinweg 
die Wohnorte von männlichen jugendlichen Kriminellen auf Stadtplänen doku-
mentierten. Die zentrale Erkenntnis war, dass mit zunehmender Entfernung vom 
Stadtkern das Ausmaß der registrierten Jugendkriminalität deutlich abnahm. Auch 
im Hinblick auf andere Merkmale der Stadtgebiete (z.B. Zu- und Fortzüge, Armuts-
quote) zeigte sich, dass die Lebensbedingungen besser wurden, je größer die Distanz 
von der Stadtmitte war. Auf Basis dieser auf Aggregatebene gefundenen Beziehun-
gen zwischen den sozio-ökonomischen Bedingungen und der Kriminalitätsrate von 
Stadtteilen formulierten Shaw und McKay die „Theorie der sozialen Desorganisati-
on“. Diese besagt, dass strukturelle Benachteiligung, die unter anderem in einer 
hohen Mobilität, einem hohen Migranten- und einem hohen Armutsanteil zum 
Ausdruck kommt, die Heterogenität der Einwohnerschaft eines Stadtteils erhöht. In 
der Folge verändern sich auch kulturelle Eigenschaften des Stadtteils. Entsprechend 
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den Überlegungen von Shaw und McKay steigt mit der Einwohnerheterogenität 
insbesondere die Normenvielfalt. In benachteiligten Stadtteilen „moral values range 
from those that are strictly conventional to those in direct opposition to conven-
tionality as symbolized by the family, the church, and other institutions common to 
our general society“ (Shaw/McKay 1969 [1942], S. 171). In diesen Gebieten können 
sich damit häufiger delinquente Subkulturen ausbilden, in denen abweichende 
Normen und Verhaltensmuster aufrechterhalten und an nachfolgende Generationen 
weitergegeben werden. In nicht benachteiligten Stadtteilen hingegen werden nor-
menkonforme Einstellungen von nahezu allen Bewohnern geteilt; delinquente 
Verhaltensvorbilder sind nicht vorhanden. 

Sampson und Groves (1989) erweitern den Desorganisationsansatz später um eine 
soziale Komponente. Sie definieren Desorganisation als „inability of a community 
structure to realize common values of its residents and maintain effective controls“ 
(ebenda, S. 777). Die Normenvielfalt in sozial benachteiligten Stadtteilen geht 
einher mit unzureichenden sozialen Bindungen unter den Einwohnern und einem 
unzureichenden sozialen Zusammenhalt. Dies wiederum hat zur Folge, dass die 
Bereitschaft der hier lebenden Menschen sinkt, informelle Sozialkontrolle auszu-
üben. Informelle Sozialkontrolle bezieht sich auf die Interventionsbereitschaft der 
Bewohner eines Stadtteils, d.h. das kontrollierende bzw. sanktionierende Einschrei-
ten im Falle von Anzeichen sozialer Unordnung („herumhängende“ Jugendliche, 
Schulschwänzen). Das gemeinsame Normenverständnis und die stärkere soziale 
Kohäsion in nicht benachteiligten Stadtteilen haben demgegenüber häufiger zur 
Folge, dass Anwohner bei Anzeichen von Unordnung eingreifen.  

Verschiedene Studien haben sich in Anlehnung an den Desorganisationsansatz 
empirisch mit der Frage auseinandergesetzt, welche konkreten Mechanismen 
tatsächlich die Beziehung zwischen den strukturellen Bedingungen eines Stadtteils 
und der Kriminalitätsrate vermitteln. Dabei wurden im Wesentlichen zwei Model-
le herausgearbeitet, die beide soziale Prozesse fokussieren (vgl. Jencks/Mayer 
1990): das Ansteckungsmodell und das Modell kollektiver Sozialisation. Nach 
dem Ansteckungsmodell (vgl. Crane 1991) spielen vor allem die Gleichaltrigen im 
Stadtteil eine Rolle, die delinquente Einstellungen und Verhaltensmuster an 
andere weitergeben. Da diese in benachteiligten Stadtteilen häufiger zu finden 
sind, steigt die Wahrscheinlichkeit des Einzelnen, in delinquente Freundesgrup-
pen integriert zu werden und sich selbst entsprechend zu verhalten. Das Modell 
weist einen starken Bezug zu lerntheoretischen Annahmen auf, wonach delin-
quente Jugendliche Verhaltensvorbilder für andere darstellen und nicht nur 
geeignete Orte für das Begehen von Straftaten, sondern auch die zur Ausführung 
von Straftaten notwendigen Kompetenzen vermitteln.  

Im Rahmen kollektiver Sozialisationsmodelle wird dagegen die Rolle der Erwach-
senen betont. Erwachsene stellen einerseits Sozialisationsagenten und andererseits 
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Kontrollinstanzen dar, die für die Genese delinquenten Verhaltens der Jugendli-
chen in einem Stadtteil bedeutsam sein können. Wilson (1987) verweist auf die 
Bedeutung von Erwachsenen als positive Rollenvorbilder, in deren Verhalten sich 
bestimmte Werte und Normen widerspiegeln: Erwachsene mit einer hohen Bil-
dung bzw. einem hohen Status können Jugendlichen die Botschaft vermitteln, 
dass man durch Arbeit und Bildung, also durch normenkonformes Verhalten, 
erfolgreich sein kann. Neben der Vorbildfunktion üben Erwachsene auch einen 
kontrollierenden Einfluss auf die im Stadtteil lebenden Jugendlichen aus. 
Sampson u.a. (1997) sprechen von der kollektiven Wirksamkeit („collective effica-
cy“), die sowohl das Ausmaß des sozialen Zusammenhalts als auch jenes an 
informeller Sozialkontrolle umfasst. Auf Basis einer Bevölkerungsbefragung in 
Chicago konnten sie zum einen belegen, dass in benachteiligten Stadtteilen die 
kollektive Wirksamkeit niedriger ausfällt. Zum anderen konnten sie eine negative 
Beziehung zwischen der kollektiven Wirksamkeit und dem Gewaltaufkommen in 
den letzten sechs Monaten feststellen. Der Einfluss struktureller Stadtteilmerkmale 
reduzierte sich unter Berücksichtigung der kollektiven Wirksamkeit.  

In den bislang beschriebenen Ansätzen werden die Stadtteile als Entwicklungskon-
text für Kinder und Jugendliche und damit als Sozialisationskontext für Gewaltver-
halten betrachtet (vgl. Wikstroem/Sampson 2003). Eine andere Perspektive befasst 
sich mit der Frage der räumlichen Konzentration von kriminellen Taten. Stadtteile 
werden hier als „context of action“ aufgefasst. Untersucht werden dabei unter 
anderem Beziehungen zwischen Tatorten bzw. Opferwohnsitzen und Eigenschaften 
des entsprechenden Stadtteils. Damit wird die situative Bedingtheit delinquenten 
Verhaltens in den Vordergrund gerückt, die in theoretischen Ansätzen wie z.B. dem 
Routine-Activity-Approach fokussiert wird (vgl. Cohen/Felson 1979).  

Verschiedene Studien legen zudem die Vermutung nahe, dass Stadtteile nicht nur 
einen direkten Einfluss auf die Gewaltbereitschaft eines Akteurs haben, sondern 
auch Beziehungen zwischen Risikofaktoren (z.B. elterlicher Gewalt, Selbstkontrolle) 
und Gewaltdelinquenz beeinflussen (vgl. unter anderem Lynam u.a. 2000; Vazsonyi 
u.a. 2006). Die Befunde hierzu sind allerdings nicht einheitlich: So finden einige 
Studien engere Beziehungen zwischen elterlichen Erziehungsmerkmalen und eige-
nem Gewaltverhalten in benachteiligten Stadtteilen und stützen damit die sog. 
Verstärkungshypothese, nach der negative Einflüsse kumulativ wirken (vgl. Brody 
u.a. 2001; Hay u.a. 2006). Andere Studien wiederum berichten von stärkeren Effek-
ten in weniger benachteiligten Gebieten (vgl. Simons u.a. 2002). 

Grundsätzlich besteht in der bisherigen internationalen Forschung jedoch Einig-
keit darüber, dass in benachteiligten, segregierten Stadtteilen eine höhere Gewalt-
bereitschaft unter Jugendlichen zu beobachten ist. Allerdings gibt es bislang noch 
verschiedene Ansichten darüber, wie sich die strukturellen Gegebenheiten letzt-
lich in das Verhalten der Individuen „übersetzen“.  
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2. Befunde aus Deutschland 

Eine der ersten umfassenden Untersuchungen zum Zusammenhang von Stadtteilei-
genschaften und Jugendgewalt in Deutschland stammt von Oberwittler (2004a, 
2004b), der in den Jahren 1999 und 2000 in Freiburg i.Br. und Köln insgesamt 6 437 
Jugendliche der achten bis zehnten Jahrgangsstufe zum delinquenten Verhalten 
befragt hat. Ergänzend wurde eine postalische Befragung unter Erwachsenen durch-
geführt, mit der weitere Informationen zum Stadtteil (z.B. zur sozialen Kohäsion) 
erfasst werden konnten. Die Befunde dieser Studie zeigen, dass mit 3,8 Prozent ein 
insgesamt eher geringer Anteil der Varianz des schweren delinquenten Verhaltens 
(unter anderem Raub, Einbruch) durch Nachbarschaftsmerkmale erklärt werden 
kann. Dieser Anteil variiert mit dem Anteil an Freunden, die eine Person in ihrer 
Nachbarschaft hat: Bei Jugendlichen mit vielen Freunden im Stadtteil beträgt dieser 
Anteil 4,2 Prozent, bei denen mit nur wenigen Freunden nur 0,3 Prozent (vgl. 
Oberwittler 2004a, S. 214 f.). Weiterhin kommt Oberwittler zu dem Ergebnis, dass 
die Bedingungen im Stadtteil vor allem bei deutschen Jugendlichen (und hier 
wiederum bei Mädchen in höherem Maße als bei Jungen) einen Einfluss zu haben 
scheinen; für nichtdeutsche Jugendliche sind Stadtteile dagegen weniger relevant 
(vgl. Oberwittler 2003, S. 289). Im multivariaten Mehrebenenmodell zeigt sich 
zuletzt, dass schwere Jugenddelinquenz mit zunehmender sozialer Benachteiligung 
im Stadtteil steigt und mit wachsender „intergenerationaler Geschlossenheit“ sinkt. 
Letztere wurde durch Aussagen wie „Erwachsene in dieser Nachbarschaft kennen die 
Freunde ihrer Kinder“ und „Es gibt in dieser Nachbarschaft Erwachsene, zu denen 
Kinder aufschauen können“ erfasst (vgl. Oberwittler 2004a, S. 220).  

Kunadt und Reinecke (2008) kommen zu dem Ergebnis, dass das Begehen von 
Gewaltdelikten nur in geringem Maße durch Gegebenheiten des Stadtteils beein-
flusst wird. Sie ermitteln auf Basis einer Befragung unter 5 037 Jugendlichen der 
achten und zehnten Jahrgangsstufe in Duisburg 2003 eine Intraklassenkorrelation 
von 0,014; d.h., maximal 1,4 Prozent der Gesamtvarianz der Gewaltdelikte kön-
nen durch Merkmale der Stadtteile erklärt werden. Im Vergleich verschiedener 
Stadtteilgruppen zeigt sich, dass 18,3 Prozent der Achtklässler, die in einem nicht 
desorganisierten Stadtteil leben, als Gewalttäter in Erscheinung getreten sind. Nur 
wenig höher fällt dieser Anteil in sehr desorganisierten Stadtteilen mit 
19,4 Prozent aus (vgl. Kunadt 2010). 

Einen geringen, aber dennoch signifikanten Einfluss des Stadtteils auf die Jugend-
gewalt berichten Rabold und Baier (2009), die in Hannover im Jahr 2006 Schüle-
rinnen und Schüler der neunten Jahrgangsstufe befragt haben. Die Intraklassen-
korrelation beträgt drei Prozent, die Gewaltraten in den einzelnen Stadtteilen 
schwanken zwischen 0 und 32,6 Prozent (ebenda, S. 25). Neben strukturellen 
Bedingungen (ethnische Heterogenität, Armutsquote) wurden in der Studie auch 
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soziale Faktoren (Kohäsion, positive Rollenvorbilder) in Mehrebenenmodellen 
daraufhin getestet, ob sie mit der individuellen Gewaltbereitschaft in Beziehung 
stehen. In der multivariaten Analyse trägt dabei einzig ein höherer Anteil positiver 
Rollenvorbilder zur Reduktion der Gewaltbereitschaft eines Jugendlichen bei. 
Allerdings findet sich in Korrelationsanalysen, dass strukturelle Desorganisation 
mit höheren Gewaltraten einhergeht; erst bei Berücksichtigung weiterer Stadtteil-
eigenschaften verliert die Desorganisation ihren Einfluss, so dass davon auszuge-
hen ist, dass die strukturellen durch die sozialen Faktoren vermittelt werden, wie 
dies unter anderem Sampson u.a. (1997) gezeigt haben (vgl. Rabold/Baier 2010). 

Für Deutschland lässt sich auf Grundlage der bisherigen Befunde damit folgern, dass 
mit einer stärkeren Benachteiligung von Stadtteilen auch höhere Jugendgewaltraten 
einhergehen. Die Zusammenhänge sind aber alles in allem schwächer als in US-
amerikanischen Studien. Dies überrascht nicht, sind doch die Verhältnisse in deut-
schen Großstädten kaum mit denen amerikanischer Großstädte vergleichbar. Hoch 
segregierte Stadtteile, „gekennzeichnet durch ökonomische, physische und ästheti-
sche Prozesse der Entwertung, rassistische Diskriminierung, massive Arbeitslosigkeit, 
miserable Versorgung mit sozialer Infrastruktur, illegalem Drogenhandel, niedriger 
Selbstachtung, einem Klima der Furcht, der physischen und verbalen Aggression“ 
(Zukin 1998, zitiert nach Häußermann/Siebel 2001, S. 41), existieren in Deutsch-
land nicht. Auch in absehbarer Zeit sind solche Zustände nicht zu erwarten, weil 
erstens ethnische Minderheiten in Deutschland kleiner und weniger sichtbar sind; 
weil zweitens die Geschichte der Immigration in Deutschland wesentlich jünger ist, 
die Herausbildung von Segregation aber lange Zeiträume benötigt; und weil drittens 
der deutsche Sozialstaat durch den sozialen Wohnungsbau, durch Transferleistun-
gen und verschiedene Institutionen der Herausbildung von Problemvierteln entge-
genwirkt (vgl. Häußermann/Siebel 2001).  

Dies bedeutet nicht, dass Stadtteile in deutschen Großstädten völlig homogen 
wären. Friedrichs und Triemer (2009) zeigen beispielsweise anhand einer Analyse 
von 15 deutschen Großstädten, dass die Anteile an Sozialhilfeempfängern in den 
zehn „ärmsten“ Stadtteilen der untersuchten Städte im Jahr 2005 zwischen 
17,4 Prozent und 28,4 Prozent betragen haben; in den „reichsten“ Stadtteilen 
variierten die Raten zwischen 0,2 Prozent und 0,6 Prozent. Im Zeitverlauf (von 
1990 bis 2005) ist tendenziell sogar eine Zunahme der sozialen Segregation, d.h. 
der strukturellen Benachteiligung, zu verzeichnen. Die ethnische Segregation ist 
entsprechend den Analysen der Autoren über die Zeit hinweg dagegen zurückge-
gangen, weshalb gefolgert werden kann, dass „die Städte […] eher sozial als eth-
nisch gespalten“ (ebenda, S. 77) sind. 

Nachfolgend wollen wir diesen Befund der vorhandenen und sich verschärfenden 
innerstädtischen sozialen Segregation aufnehmen. Mittels Indikatoren der Sozial-
struktur sollen Stadtteile identifiziert werden, die besonders positive und beson-
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ders negative Rahmenbedingungen des Aufwachsens bieten. Für diese Stadtteile 
werden deskriptive Auswertungen zur Verbreitung gewalttätigen Verhaltens unter 
Jugendlichen präsentiert. Zusätzlich soll sich der Frage gewidmet werden, inwie-
weit auch die Bedingungsfaktoren von Gewaltverhalten in den Stadtgebieten 
variieren. Abschließend wird geprüft, ob sich differenzielle Effekte der Bedin-
gungsfaktoren auf gewalttätiges Verhalten finden lassen.  

 

3. Datenbasis und Stichprobenbeschreibung 

Um den Zusammenhang zwischen der sozialen Segregation von Stadtteilen und 
dem jugendlichen Gewaltverhalten zu untersuchen, werden nachfolgend Daten 
einer Schülerbefragung des Kriminologischen Forschungsinstituts Niedersachsen 
herangezogen, die im Jahr 2006 unter Jugendlichen der neunten Jahrgangsstufe 
durchgeführt wurde (vgl. Rabold u.a. 2008). Angestrebt war eine Vollerhebung unter 
allen Schülerinnen und Schülern der neunten Klasse (N = 4 822). Aufgrund von 
Totalausfällen (Verweigerung einzelner Schulen) sowie von am Befragungstag 
abwesenden Schülerinnen und Schülern bzw. von solchen, deren Eltern oder die 
selbst die Befragung verweigerten, konnten insgesamt 3 661 Jugendliche befragt 
werden, was einer Rücklaufquote von 75,9 Prozent entspricht. Nachfolgend wird 
jedoch nur ein Teil dieser Schülerinnen und Schüler für Auswertungen herangezo-
gen, da all jene aus dem Datensatz entfernt wurden, die nicht in Hannover wohnen 
(N = 384) bzw. die keine Angabe zu ihrem Stadtteil gemacht haben (N = 45)1. Für 
Auswertungen stehen demnach Angaben von 3 232 Befragten zur Verfügung.  

Diese Jugendlichen sind im Durchschnitt 15,0 Jahre alt. Zu 19,1 Prozent handelt 
es sich um Förder- bzw. Hauptschüler, zu 44,1 Prozent um Real- und Gesamt-
schüler und zu 36,9 Prozent um Gymnasiasten bzw. Waldorfschüler. Jeweils die 
Hälfte ist weiblich bzw. männlich (49,0 bzw. 51,0 Prozent). Etwas weniger als die 
Hälfte hat eine nichtdeutsche Herkunft (46,7 Prozent). Zur Bestimmung der 
Herkunft wurden nicht allein die Staatsangehörigkeit des Befragten, sondern auch 
dessen Angaben zur Herkunft der Eltern herangezogen. 

Die befragten Jugendlichen stammen aus 49 Stadtteilen; d.h., dass aus jedem 
Hannoveraner Stadtteil Schülerinnen und Schüler erreicht wurden. Die Stadtteile 
Hannovers weisen eine nicht unerhebliche Varianz auf; allein die Einwohnerzahl 
variiert zwischen 827 und 42 0162. Allerdings ist die Varianz hinsichtlich anderer 

______________ 
1  Verschiedene Auswertungen belegen, dass Jugendliche den Stadtteil, in dem sie wohnen, sehr 

verlässlich berichten können (vgl. Kunadt 2010; Rabold u.a. 2008). 
2  Alle Angaben zu den Stadtteilen beziehen sich auf das Jahr 2005, d.h. das Jahr vor der 

Befragung. Die Angaben wurden sämtlich der öffentlichen Statistik entnommen (Landes-
hauptstadt Hannover 2006). 
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Indikatoren nicht derart groß, dass von hoch segregierten Stadtteilen gesprochen 
werden kann. Der Anteil an arbeitslosen Personen streut beispielsweise zwischen 
3,5 und 25,6 Prozent, der Anteil an Empfängern von Transferleistungen zum 
Lebensunterhalt („Sozialhilfe“) zwischen 2,1 und 31,6 Prozent. Der geringste 
Ausländeranteil liegt bei 2,5 Prozent, der höchste bei 32,9 Prozent. Dies bedeutet 
nicht, dass auf kleinräumigerer Ebene möglicherweise doch stärkere Segregations-
tendenzen existieren. Diese lassen sich aber bislang nicht sichtbar machen, da auf 
Nachbarschafts- oder Baublockebene keine öffentlichen Statistiken vorliegen und 
damit Auswertungen nur auf Stadtteilebene durchgeführt werden können. 

Um dennoch die weniger von den stärker segregierten Stadtteilen zu unterschei-
den, wurden verschiedene Indikatoren auf Stadtteilebene untersucht. Dabei hat 
sich gezeigt, dass im Gegensatz zu US-amerikanischen Städten Indikatoren wie 
Mobilität oder Einwohnerdichte nicht mit anderen klassischen Faktoren der 
strukturellen Desorganisation korrelieren3. Der Ausländeranteil ist hingegen relativ 
hoch mit der Arbeitslosen- und Sozialhilfequote korreliert (r > .80); die beiden 
letztgenannten Faktoren korrelieren aber noch einmal deutlich höher miteinander 
(r = .99). Vor dem Hintergrund der Befunde von Friedrichs und Triemer (2009) 
haben wir uns deshalb entschieden, die Segregation nur anhand von zwei Variab-
len abzubilden, die den sozialen Status eines Stadtteils beschreiben: die Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfequote. Beide Indikatoren wurden auf Stadtteilebene z-
standardisiert und gemittelt. Danach wurden die Stadtteile zu fünf Gruppen 
zusammengefasst: Die „sehr guten“ und „sehr schlechten“ Stadtteile sind jeweils 
die fünf Stadtteile mit den niedrigsten bzw. höchsten Werten; die „eher guten“ 
und „eher schlechten“ Stadtteile sind jeweils die zehn Stadtteile mit den folgen-
den niedrigsten bzw. höchsten Werten; die „mittleren“ Stadtteile sind die 19 
Stadtteile mit mittleren Werten. Es erfolgt damit keine absolute Bestimmung 
(nicht-)segregierter Stadtteile nach theoretischen Kriterien, sondern eine relative 
Bestimmung, die sich nach empirischen Kriterien richtet. 

In Tabelle 1 ist die Beschreibung der Stadtteile dargestellt. Dabei zeigt sich für die 
Stadtteile mit sehr schlechtem sozialem Status der höchste Anteil an Arbeitslosen, 
Sozialhilfeempfängern und Ausländern. Die sehr guten Stadtteile weisen bei allen 
drei Indikatoren die niedrigsten Quoten auf. Die Einwohnerdichte ist demgegen-
über in eher guten Stadtteilen am höchsten; die meisten Fortzüge finden sich in 
eher schlechten Stadtteilen, wobei die höchste Einwohnerstabilität in den sehr 
guten Stadtteilen zu beobachten ist4. 

______________ 
3  So beträgt z.B. die Korrelation zwischen der Mobilität (Zu- und Fortzüge im Stadtteil) und 

der Arbeitslosenquote nur r = .14, die Korrelation zwischen der Einwohnerdichte und der 
Arbeitslosenquote nur r = .13. 

4  In den Schülerdaten zeigen sich vergleichbare Unterschiede hinsichtlich der strukturellen 
Faktoren: So gaben 22,7 Prozent der Jugendlichen in sehr schlechten Stadtteilen an, dass 
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Tabelle 1: Deskriptive Statistik der Stadtteilgruppen 

 sehr schlecht eher schlecht mittel eher gut sehr gut gesamt 

N Stadtteile 5 10 19 10 5 49 
N Schüler 309 599 1329 854 141 3232 
Arbeitslosenquote  22,4 16,5 12,8 7,4 4,3 12,9 
Sozialhilfequote  28,8 19,9 14,4 6,7 2,7 14,9 
Anteil Ausländer 26,2 20,7 13,9 8,8 5,4 15,0 
Einwohner je Hektar 31,6 40,0 28,9 43,5 14,2 24,9 
Fortzüge je 1000 Einwohner 125,8 134,3 114,0 100,6 88,7 116,5 
 
Fett: höchster Wert je Zeile 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

4. Empirische Befunde 

Um das Gewaltverhalten der Jugendlichen zu erfragen, wurde ihnen eine Liste mit 
vier Delikten vorgelegt: Körperverletzung („einen anderen Menschen verprügelt 
und verletzt“), Bedrohung mit Waffen („einen anderen Menschen mit einer Waffe 
bedroht“), Erpressung („alleine oder mit anderen jemanden erpresst, dafür ‚zu 
bezahlen’, dass er/sie nicht verprügelt wird“) und Raub („jemandem mit Gewalt 
etwas abgenommen“). Die Schülerinnen und Schüler sollten angeben, ob sie ein 
Delikt bereits einmal im bisherigen Leben ausgeführt haben, wann sie es zum 
ersten Mal und wie häufig sie es in den letzten zwölf Monaten ausgeführt haben. 
Tabelle 2 belegt, dass das Gewaltverhalten signifikant mit der Stadtteilzugehörig-
keit variiert. In ihrem bisherigen Leben haben 26,8 Prozent der Jugendlichen aus 
sehr schlechten Stadtteilen mindestens eine Gewalttat ausgeführt, aber nur 
12,1 Prozent derjenigen Jugendlichen aus sehr guten Stadtteilen. In Bezug auf die 
letzten zwölf Monate beträgt die Gewalttäterrate in sehr schlechten Stadtteilen 
19,3 Prozent, in sehr guten Stadtteilen 7,1 Prozent. Mittels logistischer Regressi-
onsanalysen lässt sich zeigen, dass sich die Jugendlichen aus sehr schlechten 
Stadtteilen signifikant (10-Prozent-Niveau) von den Jugendlichen aus den mittle-
ren, eher guten und sehr guten Stadtteilen unterscheiden; die Jugendlichen aus 

______________ 
mindestens ein Elternteil derzeit arbeitslos ist; bei jenen aus sehr guten Stadtteilen sind es nur 
5,1 Prozent. Sozialhilfe/Arbeitslosengeld II beziehen 32,6 Prozent der Familien der sehr 
schlechten Stadtteile und nur 5,8 Prozent der Familien der sehr guten Stadtteile. Der Migran-
tenanteil in der Jugendgeneration beträgt in erstgenannten Stadtteilen 72,5 Prozent, in letzt-
genannten Stadtteilen nur 22,0 Prozent. 
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sehr guten Stadtteilen unterscheiden sich von allen anderen Gruppen signifikant5. 

Jugendliche Gewalttäter aus sehr schlechten Stadtteilen begehen zudem besonders 
viele Taten: Ein Gewalttäter hat hier im Durchschnitt 8,1 Taten verübt, in sehr 
guten Stadtteilen kommen auf einen Täter nur 3,6 Taten. Keinen Unterschied gibt 
es hinsichtlich des Alters zum Zeitpunkt der Erstbegehung einer Gewalttat. Damit 
gilt, dass sich in sehr schlechten und eher schlechten Stadtteilen mehr Jugendliche 
gewalttätig verhalten; sie fangen damit aber durchschnittlich nicht früher an. 
 

Tabelle 2: Gewaltverhalten nach Stadtteilgruppe (in % bzw. Mittelwerte) 

  
sehr 

schlecht
eher 

schlecht mittel eher gut sehr gut gesamt Cramers V 
bzw. F-Wert 

Lebens-
zeitprävalenz 26,8 25,9 22,8 20,7 12,1 22,7 .074** 

Alter 1. Mal 12.26 11.99 12.52 12.16 12.35 12.29 1.015 
12-Monats-
Prävalenz 19,3 18,5 15,0 14,5 7,1 15,6 .070** 

gesamt 

Anzahl Taten 
(nur Täter) 8.10 3.64 4.52 5.24 3.60 4.90 2.513* 

deutsch 12-Monats-
Prävalenz 15,3 14,1 10,7 11,7 8,2 11,6 .051 

nichtdeutsch 12-Monats-
Prävalenz 20,8 21,6 20,3 19,4 3,2 20,1 .064 

Jungen 12-Monats-
Prävalenz 28,4 29,0 22,7 21,2 10,7 23,4 .098** 

Mädchen 12-Monats-
Prävalenz 8,0 8,8 7,3 7,5 3,0 7,5 .042 

 
Fett: höchster Wert je Zeile, * p < .05, ** p < .01 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Eine nach Subgruppen differenzierte Auswertung der Prävalenzraten zeigt darüber 
hinaus, dass insbesondere männliche Schüler von der sozialen Segregation des 
Stadtteils beeinflusst werden: Für Jungen aus sehr schlechten und eher schlechten 
Stadtteilen ergeben sich die höchsten Prävalenzraten (28,4 bzw. 29,0 Prozent); bei 
Jungen aus sehr guten Stadtteilen ist die Rate nur ein Drittel so hoch 
(10,7 Prozent). Der Befund von Oberwittler (2003), nach dem die Gewaltbereit-
schaft der Mädchen in höherem Maße durch den sozialräumlichen Kontext 
beeinflusst wird, lässt sich also nicht replizieren. Grundsätzlich findet sich aber 
bei allen Gruppen die gleiche Tendenz, nach der in Stadtteilen mit hoher Benach-

______________ 
5  Es ist darauf hinzuweisen, dass Signifikanztests von beschränkter Aussagekraft sind, weil eine 

Vollerhebung anvisiert und ein Großteil der Schülerinnen und Schüler auch erreicht wurde. 



Dirk Baier und Susann Rabold   

 

44 DfK          2009/II 

 
  

 

teiligung höhere Raten zu beobachten sind als in Stadtteilen mit geringer sozialer 
Benachteiligung. Bei nichtdeutschen und weiblichen Befragten verläuft die Trenn-
linie im Wesentlichen zwischen den Jugendlichen aus sehr guten Stadtteilen und 
den restlichen Jugendlichen. 
 

Tabelle 3:  Bedingungsfaktoren des Gewaltverhaltens nach Stadtteilgruppe (in Prozent bzw. Mittelwerte) 

 sehr 
schlecht (1) 

eher 
schlecht (2)

mittel 
(3) 

eher 
gut (4)

sehr 
gut (5) gesamt

Cramers 
V bzw. 
F-Wert 

(1) zu . 
..1 

(5) zu 
... 1 

Anteil Gymnasias-
ten 19,7 34,2 33,2 44,0 78,0 36,9 .229*** 2,3,4,5 1,2,3,4 

schwere Elternge-
walt in letzten 12 
Monaten 

11,3 12,2 6,8 6,1 3,6 7,9 .095*** 3,4,5 1,2 

Konflikte in 
Nachbarschaft 1.95 1.95 1.87 1.81 1.74 1.87 5.114*** 3,4,5 1,2,3 

Besuch Disko/  
Jugendclub 2.32 2.44 2.26 2.20 1.80 2.26 11.039*** 4,5 1,2,3,4 

geringe Selbstkon-
trolle 2.72 2.85 2.70 2.66 2.58 2.72 4.615** 2 2 

mehr als 3 
gewalttätige 
Freunde 

20,4 17,1 13,0 11,1 5,8 13,6 .088*** 3,4,5 1,2,3,4 

mehr als 4 Tage 
geschwänzt 14,6 10,3 11,4 10,5 4,3 10,9 .059* 2,4,5 1,2,3,4 
 
1 Dargestellt sind signifikante Unterschiede zwischen Gruppe 1 und Gruppe 5 (den beiden Extremgruppen) 

und allen anderen Gruppen (p < .10; logistische bzw. lineare Regressionsanalysen), Fett: höchster Wert 
je Zeile, * p < .05, ** p < .01, *** p < .001 

Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Mit der Stadtteilzugehörigkeit variiert nicht nur die Gewaltbereitschaft der Jugend-
lichen, sondern es ergeben sich auch für verschiedene, als Bedingungsfaktoren 
gewalttätigen Verhaltens gehandelte Variablen signifikante Unterschiede (vgl. 
Tabelle 3). Jugendliche aus sehr schlechten Stadtteilen besuchen besonders selten 
ein Gymnasium, Jugendliche aus sehr guten Stadtteilen hingegen besonders oft. 
Vom Erleben schwerer Elterngewalt (mit Gegenstand geschlagen, mit Faust ge-
schlagen/getreten, geprügelt/zusammengeschlagen) berichten allerdings die Schü-
lerinnen und Schüler aus sehr schlechten Stadtteilen nur am zweithäufigsten; die 
Schülerinnen und Schüler aus eher schlechten Stadteilen haben dies etwas häufi-
ger erfahren müssen. Jene Jugendliche berichten auch am häufigsten davon, sich 
an von Erwachsenen unkontrollierten Freizeitorten aufzuhalten (Diskotheken, 
Jugendclubs/Jugendzentren, fester Treffpunkt der Clique). Die Selbstkontrollfä-
higkeiten dieser Jugendlichen sind noch etwas geringer ausgeprägt als die Fähigkei-
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ten der Jugendlichen aus sehr schlechten Stadtteilen6. Konflikte zwischen den 
Nachbarn, erfasst über die beiden Aussagen „Hier gibt es häufiger Konflikte 
zwischen den Nachbarn“ und „Die Leute hier haben keine gemeinsamen Werte“, 
nehmen Jugendliche aus eher und sehr schlechten Stadtteilen häufiger wahr. Die 
Schülerinnen und Schüler aus sehr schlechten Stadtteilen berichten zuletzt am 
häufigsten davon, mehr als drei Freunde zu kennen, die selbst schon Gewalttaten 
ausgeführt haben, sowie davon, die Schule intensiv zu schwänzen. Hinsichtlich 
der meisten in Tabelle 3 aufgeführten Variablen zeigt sich, dass sich die Jugendli-
chen aus der ersten Gruppe signifikant von den Jugendlichen aus den Gruppen 
drei, vier und fünf unterscheiden; die Jugendlichen der fünften Gruppe unter-
scheiden sich meist signifikant von den Schülerinnen und Schülern der ersten 
und zweiten Gruppe. Insofern lässt sich folgern, dass sich in schlechten und sehr 
schlechten Stadtteilen bestimmte Erziehungsstile, Persönlichkeitseigenschaften 
und Beziehungsnetzwerke häufen und darüber auch mit einer erhöhten Gewaltbe-
reitschaft der Jugendlichen in diesen Stadtteilen in Beziehung stehen. 

Die Beziehungen zwischen den Bedingungsfaktoren und dem Gewaltverhalten 
stellen sich in den verschiedenen Stadtteilgruppen sehr ähnlich dar, wobei es 
dennoch Niveauunterschiede gibt. Wir verzichten hier auf die Berechnung multi-
variater Analysen, weil in den einzelnen Gruppen zum Teil recht wenige Fälle 
vorhanden sind, um simultan neun unabhängige Variablen zu testen. Stattdessen 
werden in Tabelle 4 die Korrelationen betrachtet, die sich zwischen den Variablen 
ergeben. Männliche Jugendliche sind demnach in allen Gruppen häufiger Täter 
als weibliche Jugendliche, nur in den sehr guten Stadtteilen ist dieser Unterschied 
nicht signifikant. In diesen Stadtteilen ergibt sich auch das einzige Mal ein zu den 
anderen Gebieten konträres Ergebnis: Migrantenjugendliche in diesen Stadtteilen 
sind seltener Täter als einheimische Deutsche (nicht signifikant); in den anderen 
Gebieten ist die Korrelation positiv, wobei in den sehr schlechten Gebieten eben-
falls keine Signifikanz erreicht wird. Der Effekt in den sehr guten Stadtteilen steht 
wahrscheinlich mit der dort unterschiedlichen Migrantenzusammensetzung in 
Zusammenhang, da sich in sehr guten Stadtteilen sehr viel seltener Migrantenfa-
milien mit multiplen Problembelastungen niederlassen.  

Der Besuch eines Gymnasiums verringert die Gewaltbereitschaft, das Erleben 
elterlicher Gewalt erhöht sie. Für die beiden Extremgruppen (sehr schlechte und 
sehr gute Stadtteile) werden die Zusammenhänge als nicht signifikant ausgewiesen. 
Eine höhere wahrgenommene Konfliktintensität in der Nachbarschaft geht mit 
einer erhöhten Gewaltbereitschaft einher, vor allem in den weniger benachteilig-
ten Stadtteilen; Gleiches gilt für das häufige Schulschwänzen, das nur in der 
______________ 
6  Die Selbstkontrolle wurde über drei Subskalen erhoben (Impulsivität, Risikosuche, unbestän-

diges Temperament); hohe Werte stehen für eine niedrige Selbstkontrolle (vgl. zum Wortlaut 
der Items und den Eigenschaften der Gesamtskala wie der Subskalen Rabold u.a. 2008, S. 85). 
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Gruppe der Jugendlichen aus sehr schlechten Stadtteilen nicht signifikant mit der 
Gewalttäterschaft in Beziehung steht. Der häufige Besuch von Orten, die der 
Kontrolle Erwachsener weitestgehend entzogen sind, der Kontakt mit gewalttäti-
gen Freunden sowie die niedrige Selbstkontrolle erhöhen in alle fünf Gebieten 
signifikant die Bereitschaft, Gewalttaten zu begehen. Besonders hoch sind dabei 
die Korrelationen in den sehr schlechten Stadtteilen. 
 

Tabelle 4:  Korrelationen zwischen Bedingungsfaktoren und Gewaltverhalten nach Stadtteilgruppe (Phi- 
bzw. punktbiseriale Korrelation) 

 
sehr 

schlecht 
eher 

schlecht mittel eher gut sehr gut gesamt 

Geschlecht: männlich .257 .261 .215 .195 .148 .220 
Herkunft: nichtdeutsch .063 .095 .133 .104 -.080 .117 
Besuch Gymnasium -.099 -.163 -.157 -.169 -.053 -.162 
schwere Elterngewalt in  
letzten 12 Monaten .064 .172 .137 .193 .096 .153 

Konflikte in Nachbarschaft .108 .032 .079 .073 .275 .082 
Besuch Disko/Jugendclub .344 .273 .249 .312 .350 .287 
geringe Selbstkontrolle .474 .401 .337 .429 .363 .391 
mehr als 3 Gewaltfreunde .535 .463 .370 .503 .409 .447 
mehr als 4 Tage geschwänzt .036 .154 .209 .333 .216 .212 
 
Fett: Korrelation signifikant bei p < .05 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

5. Zusammenfassung 

Die Auswertungen haben gezeigt, dass in strukturell benachteiligten Stadtteilen die 
Gewaltbereitschaft höher ausfällt als in strukturell besser gestellten Stadtteilen. Dies 
entspricht den Befunden der internationalen Forschung. Die Unterschiede sind 
dabei freilich eher gering: Jugendliche aus den am stärksten benachteiligten Stadttei-
len sind nur 2,7-mal häufiger als Gewalttäter in Erscheinung getreten als Jugendliche 
aus den am wenigsten benachteiligten Stadtteilen (19,3 zu 7,1 Prozent); die Abstän-
de zu den mittleren Stadtteilen sind noch geringer. Erklärbar sind diese eher gerin-
gen Unterschiede einerseits damit, dass Gewaltverhalten im Jugendalter besonders 
häufig vorkommt, d.h. auch unter jenen Jugendlichen, die bis dato keine Auffällig-
keiten gezeigt haben. Delinquenz im Jugendalter ist ubiquitär, zumindest in ihrer 
sporadischen Form. Da wir uns stärker auf die Prävalenzraten konzentriert haben, 
werden Unterschiede tendenziell unterschätzt. Ein Blick auf die Anzahl der began-
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genen Taten konnte aber zeigen, dass vor allem die Gewalttäter in sehr benachteilig-
ten Stadtteilen besonders viele Taten begehen. Ein zweiter Grund für die insgesamt 
geringen Unterschiede dürfte darin zu suchen sein, dass die Lebenswelten in deut-
schen Großstädten weniger differieren als beispielsweise in US-amerikanischen 
Großstädten. Stadtteile mit einem Ausländeranteil in der Gesamtbevölkerung oder 
einer Armutsquote von über 50 Prozent existieren in Hannover nicht. Die durch-
schnittliche Arbeitslosenquote in den „sehr schlechten“ Stadtteilen beträgt 
22,4 Prozent, in den „sehr guten“ Stadtteilen 4,3 Prozent. Auf Stadtteilebene lassen 
sich mithin keine ghettoartigen, stark segregierten Stadtteile identifizieren. Ob dies 
auf Nachbarschafts- oder Baublockebene möglich ist, lässt sich wegen fehlender 
Daten bislang nicht beurteilen. Von diesen kleineren Einheiten würde eventuell ein 
noch stärkerer sozialisatorischer Effekt ausgehen. 

Die zwischen den Stadtteilgruppen identifizierten Unterschiede in den Gewalttäter-
quoten variieren in der zu erwartenden Richtung mit Unterschieden in der Vertei-
lung zentraler Bedingungsfaktoren; oder anders ausgedrückt: Die Unterschiede in 
den Gewaltraten lassen sich vollständig erklären, wenn Faktoren wie die Erziehung, 
die Persönlichkeit und die Beziehungsnetzwerke der Jugendlichen berücksichtigt 
werden. Dies ist deshalb der Fall, weil sich die Zusammenhänge zwischen diesen 
Faktoren und der Gewalttäterschaft im Prinzip in allen Stadtteilgruppen gleich 
gestalten. Vor allem der enge Kontakt mit delinquenten Freunden, das häufige 
Aufsuchen von der Erwachsenenkontrolle teilweise enthobenen Freizeitorten sowie 
mangelnde Selbstkontrollfähigkeiten erhöhen in allen Gruppen das Gewaltrisiko. 
Alle drei Faktoren liegen bei Jugendlichen aus (sehr) schlechten Stadtteilen häufiger 
vor als bei Jugendlichen aus (sehr) guten Stadtteilen. 

Die wesentliche Schlussfolgerung aus den Analysen ist deshalb, dass das Ausmaß 
der Segregation eines Stadtteils, hier gemessen über dessen soziale Benachteili-
gung, letztlich keinen eigenständigen Verstärkungseffekt auf das Gewaltrisiko 
ausübt. Segregation in bundesdeutschen Großstädten führt nicht unmittelbar in 
die Gewaltdelinquenz. Entscheidend für ein erhöhtes Gewaltrisiko sind vielmehr 
die meso- und mikrosozialen Bedingungen (Familie, Freunde, Freizeit), unter 
denen ein Jugendlicher aufwächst. Diese wiederum sind nicht unabhängig von 
den makrosozialen Rahmenbedingungen und insofern auch nicht unabhängig 
von der strukturellen Beschaffenheit eines Stadtteils (vgl. Rabold/Baier 2010). Es 
bleibt dabei weiteren Studien vorbehalten zu klären, wie sich die makrosozialen 
Bedingungen letztlich in die meso- und mikrosozialen Gegebenheiten übersetzen. 
Denn bislang gibt es nur wenig Erkenntnisse darüber, welche konkreten Mecha-
nismen zu erklären helfen, warum sich Jugendliche in benachteiligten Stadtgebie-
ten häufiger an unkontrollierten Freizeitorten treffen, warum sie sich häufiger zu 
delinquenten Freundesgruppen zusammenschließen oder warum sie häufiger 
Gewalt durch die eigenen Eltern ausgesetzt sind. 
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Prekarität, Deprivationserleben und Armut in wirtschaft-
lich prosperierenden und in abwärtsdriftenden Regionen  

Abwertungsprozesse und Gewaltpotenzial im Vergleich 

Zusammenfassung: Im Beitrag wird überprüft, ob die Wirtschaftsstärke einer 
Region sich dahingehend auswirkt, dass die Anwohner in struktur-
schwachen Gebieten stärker dazu tendieren, Angehörige potenzieller 
Konkurrentengruppen abzuwerten, als Personen, die in einer struktur-
starken Region leben. Hierzu wurden den Individualdaten aus den bis-
her acht Querschnittserhebungen des Projektes „Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit“ auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städ-
te solche Strukturdaten zugespielt, die eine Einschätzung der Wirt-
schaftsstärke der jeweiligen Regionen erlauben. Grundlage der vorge-
nommenen Analysen sind die Daten von insgesamt 17 349 Personen 
aus 241 verschiedenen Kreisen und kreisfreien Städten. Gezeigt wird 
zunächst, dass Personen in wirtschaftlich abwärtsdriftenden Regionen 
in stärkerem Maße von Desintegrationsrisiken betroffen sind als solche 
in wirtschaftlich aufstrebenden Gebieten. Mehrebenenanalysen erge-
ben, dass die Wirtschaftsstärke einer Region unabhängig vom indivi-
duellen Desintegrationsniveau einen Effekt auf das Ausmaß von frem-
denfeindlichen Einstellungen und Gewaltakzeptanz der Anwohner der 
jeweiligen Region hat. 

 

1. Zur Kontextgebundenheit von Lebensqualität 

Die Lebensqualität und das Wohlstandsniveau, welches Personen zuteil wird, 
hängen trotz aller Globalisierungsprozesse weiterhin maßgeblich von der Wirt-
schaftskraft eines Landes bzw. Nationalstaates ab. So werden auch innerhalb der 
Europäischen Union zum Teil massive Differenzen hinsichtlich der durchschnitt-
lich verfügbaren Einkommen, der Zufriedenheit mit den finanziellen Mitteln, die 
Haushalten zur Verfügung stehen, sowie des Anteils der von Armut betroffenen 
bzw. bedrohten Haushalte ermittelt (vgl. z.B. Noll/Weick 2009). Aber auch in-
nerhalb eines einzelnen Staatengefüges unterscheiden sich einerseits die Oppor-
tunitäten und Handlungsmöglichkeiten und andererseits die Beschränkungen und 
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Restriktionen, denen Personen unterliegen, maßgeblich nach regionalen Kontext-
faktoren und den sich dort den jeweiligen Anwohnern bietenden Gelegenheits-
strukturen. Die räumliche Nähe zu bzw. die Erreichbarkeit von attraktiven Ar-
beitsplätzen, Kulturangeboten, Konsummöglichkeiten, die Verfügbarkeit infra-
struktureller und institutioneller Einrichtungen etc. bestimmen maßgeblich die 
Qualität der alltäglichen Lebensgestaltung. 

Untersuchungen zur Armuts- und Reichtumsentwicklung zeigen, dass sich in 
Deutschland in den letzten Jahren nicht nur die soziale Kluft zwischen Armen 
und Reichen vergrößert hat (vgl. Goebel u.a. 2008, S. 164 ff.; Mansel/Heitmeyer 
2005)1, sondern auch, dass sich Armutslagen räumlich verdichten, d.h. Armut in 
bereits bestehenden Armutsgebieten zunimmt, während sie in privilegierten 
und/oder in wirtschaftlicher Hinsicht strukturstarken Regionen zum Teil ab-
nimmt (vgl. Blasius u.a. 2008; Farwick 2001). Bei dieser räumlichen Verdichtung 
von Armutslagen sind drei Faktoren bedeutsam: 

 sozial bessergestellte und gut verdienende Personen verlagern ihren Wohnsitz 
aus den von Verarmungsprozessen bedrohten Regionen in attraktivere Wohn-
gegenden, 

 statusniedere Personen ziehen wegen günstiger Mieten zu bzw. werden durch 
die kommunalen Wohnungsämter in Sozialwohnungen der armutsbedrohten 
Regionen eingewiesen, 

 die ungünstige Qualifikationsstruktur der Bewohnerinnen und Bewohner 
macht diese anfälliger für Arbeitslosigkeit und die Angewiesenheit auf staatli-
che Transferleistungen (vgl. Blasius u.a. 2008, S. 8). 

Wir gehen davon aus, dass solche Kontexte bei Anwohnern Wirkungen hinterlas-
sen und die sozialräumliche Konzentration sozialer Benachteiligung über die 
individuell erfahrene Benachteiligung hinausgehend zusätzliche Folgen hat (Fried-
richs 1998). Als vermittelnde Mechanismen sind dabei unterschiedliche Varianten 
denkbar. Möglich ist z.B., dass im sozialen Nahraum Vorbilder für erfolgreiche 
Karriereverläufe sowie Repräsentanten gesellschaftlich akzeptierter Werte und 
Normen fehlen und/oder keine Netzwerke vorhanden sind, die Unterstützung 
leisten könnten, um etwa nach einer Phase der Arbeitslosigkeit in das Erwerbsle-

______________ 
1  Nach einer Stagnation des Gini-Koeffizienten Ende der 1990er-Jahre steigt dieser seit 2000 

deutlich an. Der Gini-Koeffizient oder auch Gini-Index ist ein statistisches Maß, das vom italie-
nischen Statistiker Corrado Gini zur Darstellung von Ungleichverteilungen entwickelt wurde. 
Der Koeffizient kann beispielsweise als Kennzahl für die Ungleichverteilung von Einkommen 
oder Vermögen eingesetzt werden. Er wird besonders in der Wohlfahrtsökonomie verwendet. 
Gini-Koeffizienten können beliebige Werte zwischen 0 (das Vermögen eines Staates ist auf alle 
Bewohner gleichmäßig verteilt) und 1 (das gesamte Vermögen eines Staates gehört einem einzi-
gen Bewohner) annehmen. Je näher der Gini-Koeffizient an 1 ist, desto größer ist die Ungleich-
heit (zum Beispiel einer Einkommensverteilung) (vgl. z.B. Sen 1997). 



Prekarität, Deprivationserleben und Armut 

 

  2009/II          DfK 
 

53 

 

ben zurückzukehren (vgl. z.B. Oberwittler 2003). Denkbar ist auch, dass marode 
Bausubstanz, Unrat auf Straßen und Plätzen etc. („incivilities“) bei Anwohnern 
Resignation und Apathie hervorrufen, weil „eh' nichts mehr zu retten ist“ und 
quasi alle Mühen als umsonst angesehen werden (so z.B. Häfele/Lüdemann 2006). 
Auch wenn die subjektive Verarbeitung solcher Lebensbedingungen entscheidend 
für Ausmaß und Art der Folgen ist, so kann davon ausgegangen werden, dass der 
unmittelbare Lebensraum eigenständige Effekte erzeugt – und zwar dadurch, dass 
Standards und Erwartungshaltungen gesetzt werden, die als Orientierungspunkte 
für Alltagsroutinen, Verhaltensweisen und Einstellungen dienen. Erfahren Perso-
nen erhebliche Begrenzungen in dem sie umgebenden Lebensraum, kann das die 
Integration in das soziale Gefüge behindern. Wird der materielle Lebensstandard 
als gefährdet wahrgenommen, kann dies nicht zuletzt auch Folgen für das Selbst-
wertgefühl und soziale Klima in einer Wohnregion haben. Unter solchen Bedin-
gungen wird, so nehmen wir an, ein Nährboden dafür geschaffen, dass Personen, 
die als potenzielle Konkurrenten um knappe Güter betrachtet werden, zwecks 
Kompensation des beschädigten Selbstwertgefühls abgewertet werden. Damit 
wächst die Wahrscheinlichkeit, dass Vorurteile und Ressentiments gegenüber 
schwachen Bevölkerungsgruppen übernommen werden und die Akzeptanz von 
aggressivem bzw. gewaltbereitem Verhalten zunimmt.  

Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden nach einer knappen Darstellung des 
zugrunde liegenden Datenmaterials (Abschnitt 2) individuelle Desintegrationserfah-
rungen, wahrgenommene Desintegrationsrisiken und Desintegrationsängste (Ab-
schnitt 3) sowie das Ausmaß der Abwertung von potenziellen Konkurrentengruppen 
und der Gewaltakzeptanz (Abschnitt 4) bei Personen in strukturschwachen, wirt-
schaftlich abwärtsdriftenden Regionen mit solchen von Personen in prosperierenden 
Kreisen und kreisfreien Städten verglichen. Insofern unsere Annahme zutrifft und 
das individuelle Desintegrationsniveau von Personen in abwärtsdriftenden Regionen 
jenes von Personen in strukturstarken Regionen übersteigt, wäre allein aufgrund 
dieses Sachverhalts zu erwarten, dass Anwohner aus den strukturschwachen Regio-
nen eher offen für Vorurteile und Ressentiments gegenüber potenziellen Konkur-
rentengruppen sind. Über diese Zusammenhänge zwischen Desintegration und 
Abwertungsprozessen sowie Gewaltakzeptanz (siehe hierzu z.B. Endrikat u.a. 2002; 
Mansel 2004) hinausgehend wird hier die räumliche Komponente als ein zusätzli-
cher Einflussfaktor hinzugefügt. Um zu überprüfen, inwiefern Kontexte eigene 
Wirkungen entfalten, werden in Abschnitt 5 Mehrebenenanalysen2 durchgeführt, 
mit deren Hilfe sich aufzeigen lässt, ob auch unter Berücksichtigung des individuel-
len Desintegrationsniveaus (Level 1) solche Kontexteffekte (Level 2) existieren.  

______________ 
2  Mehrebenenmodelle ermöglichen die gleichzeitige Analyse hierarchischer, auf verschiedenen 

Ebenen angesiedelter Daten (vgl. Engel 1998). 
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2. Datengrundlage 

Der letzte Auswertungsschritt macht Zweierlei erforderlich: Den Analysen sind 
erstens solche Daten zugrunde zu legen, bei denen gewährleistet ist, dass anhand 
objektiver Strukturdaten für möglichst kleinräumige Gebiete der regionale wirt-
schaftliche Wohlstand (von z.B. prosperierend über stagnierend bis abwärtsdrif-
tend) in feingliedrig abgestufter Form ermittelt werden kann; zweitens und zusätz-
lich müssen in den jeweiligen Gebieten bei einer hinreichenden Anzahl von 
Personen die interessierenden Merkmale bzw. Einstellungen erhoben worden sein. 
Da bei den im Rahmen des Projekts „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ (GMF) 
seit 2002 im jährlichen Abstand durchgeführten acht Querschnittserhebungen 
zum einen mittlerweile 19 000 Personen3 befragt wurden und diesen Individualda-
ten zum anderen auf der Ebene der Kreise und kreisfreien Städte die Daten des 
Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung (BBR) zur regionalen wirtschaftli-
chen Situation zugeordnet werden können, liegt ein für die beabsichtigten Be-
rechnungen geeigneter Datensatz vor. 

 

2.1 Jährliche Surveyerhebungen im GMF-Projekt 

Bei den jährlichen Surveyerhebungen im Rahmen des GMF-Projektes handelt es 
sich um mit einem standardisierten Erhebungsinstrument durchgeführte Telefon-
befragungen (CATI-Methode)4. Durch diese Befragungsform wird der Interview-
dauer ein deutliches Limit gesetzt5. Um dennoch eine Vielzahl von Variablen zu 
erheben und unterschiedliche Erklärungsansätze zu testen, wurden für die Opera-
tionalisierung weitgehend Kurzskalen (mit in der Regel zwei bis fünf Statements 
pro Konstrukt bzw. Subdimension) eingesetzt. Die von der Forschergruppe meist 
in Anlehnung an bewährte Instrumente entwickelten Kurzskalen wurden in meh-
reren Pretests erprobt und getestet. Als Antwortvorgaben wurden zumeist vierstu-
fige Likert-Skalierungen eingesetzt6. 

Die Grundgesamtheit für die Stichproben waren dabei jeweils Privathaushalte in 
Deutschland. Die Stichproben wurden disproportional zugunsten der Bevölke-
rung in den neuen Bundesländern geschichtet (zwei Drittel West, ein Drittel Ost). 
______________ 
3  In den Jahren 2002 bis 2004 wurde eine Zufallsauswahl mit einer Stichprobe von jeweils N = 

3 000 Personen und in den Jahren 2005 bis 2008 von jeweils N = 2 000 Personen im Alter 
von über 16 Jahren befragt. 

4  CATI = Kurzform für „Computer Assisted Telephone Interview“. Durchgeführt wurde die 
Befragung von TNS Infratest München. 

5  Die durchschnittliche Interviewdauer lag bei etwa 30 Minuten. 
6  Likert-Skalierungen = nach dem amerikanischen Psychologen R. A. Likert benanntes Verfah-

ren zur Messung von Einstellungen. Die im Einzelnen erhobenen Variablen werden im Er-
gebnisteil (Abschnitte 3 bis 6) dargestellt. 
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Die Auswahl der Haushalte erfolgte auf der Basis eines Telefon-Master-Samples, 
das zu verzerrungsfreien Stichproben ohne Klumpeneffekte führt. Eingetragene 
Telefonnummern wurden durch generierte Rufnummern ergänzt, um sicherzustel-
len, dass in den Stichproben auch solche Haushalte enthalten sind, die in keinem 
Telefonverzeichnis eingetragen sind. In den Haushalten wurde die Zielperson 
mittels des Schwedenschlüssels7 ermittelt. Die Ausschöpfungsquoten an den 
bereinigten Bruttostichproben lagen jeweils bei etwa 40 Prozent8. 

Bei den Analysen wurden nur jene Befragten berücksichtigt, die in Kreisen bzw. 
kreisfreien Städten leben, in denen in den acht Querschnittserhebungen mindes-
tens 20 Personen befragt wurden. Insgesamt gingen aufgrund dieser Auswahl in 
die Berechnungen die Angaben von 17 349 Personen aus 241 Kreisen bzw. kreis-
freien Städten ein. 

 

2.2 Wirtschaftlicher Trend in den Regionen und die Bildung von Regionen-
typen 

Der wirtschaftliche Trend in den Regionen wurde anhand von sieben Kontextindi-
katoren ermittelt, die zwar eher eine Momentaufnahme abbilden, bei denen aber 
dennoch davon auszugehen ist, dass sie einen über die Zeit relativ stabilen Entwick-
lungstrend aufzeigen. In anderem Zusammenhang (vgl. Hüpping/Reinecke 2007, 
S. 81 ff.) haben sich dabei die folgenden Indikatoren bewährt: 1) die Steuereinnah-
men aus dem Jahr 2003, 2) die Arbeitslosenquote der unter 25-Jährigen im Jahr 
2004, 3) die Arbeitnehmerentgelte in 2002, 4) das verfügbare Haushaltseinkommen 
2002, 5) die Entwicklung der Arbeitslosenquote von 1995 bis 2004, 6) die Entwick-
lung der Erwerbstätigenquote von 1996 bis 2003 und 7) die Quote der sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigten Personen von 1995 bis 2003. Bei einer explorativen 
Faktorenanalyse weisen alle sieben Indikatoren auf einem Faktor die höchsten 
Ladungen auf. Der Faktor erklärt insgesamt 74 Prozent der Varianz der Einzelvariab-
len. Über diese Indikatoren wurde ein z-standardisierter Faktorwert ermittelt, der 
zwischen -3 und +3 schwankt. Dieser Faktorwert (Regionentrend) findet Eingang in 
die Mehrebenenanalyse in Abschnitt 5. 

Für die deskriptiven Analysen zum Desintegrationsniveau und dem Ausmaß der 
Abwertung von potenziellen Konkurrenzgruppen sowie der Gewaltakzeptanz 
wurde auf der Basis des Regionentrends eine weitere Variable gebildet, bei welcher 
drei Regionentypen – wirtschaftlich a) prosperierend [Werte > 1], b) gleichblei-
______________ 
7  Die im Haushalt telefonisch erreichte Person wird danach befragt, wie viele volljährige Personen 

im Haushalt leben. Ist dies mehr als eine Person, folgt eine Frage, in der ermittelt wird, wer von 
diesen Personen als nächstes Geburtstag hat. Dies ist dann die zu befragende Person. 

8  Die häufigsten Ausfallgründe waren, dass die Kontaktperson oder die Zielperson die Aus-
kunft verweigerte. In etwa fünf Prozent der Fälle wurde das Interview vorzeitig abgebrochen.  
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bend [Werte ≥-1 und ≤ 1] und c) abwärtsdriftend bzw. strukturschwach [Werte < -
1] – unterschieden wurden. 

Da bei der Ermittlung des Regionentrends nicht zwischen Ost und West differen-
ziert wurde, hatte dies für die Ermittlung der Regionentypen zur Folge, dass unter 
den Befragten aus abwärtsdriftenden Regionen ausschließlich Personen aus den 
neuen Bundesländern enthalten sind; in den prosperierenden Regionen sind 
hingegen nur Personen aus den alten Bundesländern vertreten. Von den Befragten 
aus den neuen Bundesländern wurden 69.7 Prozent dem abwärtsdriftenden und 
30.3 Prozent dem gleichbleibenden, von jenen aus den alten Bundesländern 
75 Prozent dem gleichbleibenden und 25 Prozent dem prosperierenden Regionen-
typ zugeordnet. Bei der breit gefächerten Variable des Regionentrends, bei wel-
cher für jeden Kreis bzw. jede kreisfreie Stadt ein eigener Wert ermittelt wurde, 
vermindert sich bei getrennter Betrachtung der alten und der neuen Bundesländer 
die Streuung gegenüber der Gesamtstichprobe (s = 0.90) zwar nicht unerheblich, 
verbleibt aber sowohl im Osten (s = 0.41) wie auch im Westen (s = 0.66) auf 
einem vertretbaren Niveau.  

 

3. Desintegrationsrisiken im Vergleich 

Im Hinblick auf Desintegrationsprozesse unterscheiden wir drei Dimensionen (vgl. 
Anhut/Heitmeyer 2000, 2005; Anhut 2002). Im Rahmen der individuell-funktionalen 
Systemintegration werden die Zugänge zu wichtigen gesellschaftlichen Teilsystemen 
(z.B. Prekarität am Arbeitsmarkt), aus der prekären Situation resultierende Ängste 
und Sorgen sowie die Teilnahmechancen am Konsumwarenmarkt und den 
Kulturangeboten (relative Deprivation) erfasst. Des Weiteren  betrachten wir bei der 
kommunikativ-interaktiven Sozialintegration die wahrgenommenen Möglichkeiten der 
Mitwirkung an öffentlich relevanten, das soziale Gefüge bestimmenden politischen 
Entscheidungen (Machtlosigkeit bei politischen Fragen) sowie Auffassungen dahin-
gehend, ob erwirtschaftete Güter sozial gerecht verteilt werden (soziale Spaltung) 
und damit zentrale Prinzipien des Zusammenlebens wie etwa die Verteilungsgerech-
tigkeit realisiert sind. Bei der kulturell-expressiven Sozialintegration geht es um die im 
sozialen Nahraum erfahrene soziale Unterstützung und um Auffassungen dahinge-
hend, inwiefern unter heutigen Bedingungen stabile soziale Beziehungen überhaupt 
noch gewährleistet sind (generelle sozio-emotionale Desintegration). 

Bei dem nachfolgenden Vergleich beschränken wir uns auf solche Aspekte, die in 
allen der bisher acht Survey-Erhebungen enthalten waren. Für die individuell-
funktionale Systemintegration waren dies die objektiv prekäre Position am Arbeits-
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markt, die subjektive Einschätzung der eigenen (Arbeitsmarkt-)Position und die 
relative Deprivation9. 

Im Hinblick auf die objektive Prekariät, die über die Absolvierung einer Berufsaus-
bildung und die Betroffenheit der Haushaltsmitglieder von Arbeitslosigkeit opera-
tionalisiert wird, werden nun, bedingt durch die Ost-West-Konfundierung des 
Regionentyps einerseits und den Sachverhalt, dass zu DDR-Zeiten ein Rechtsan-
spruch auf eine berufliche Ausbildung bestand, andererseits, (paradoxerweise) nur 
geringfügige Unterschiede bei Anwohnern in abwärtsdriftenden und prosperie-
renden Regionen ermittelt (Tabelle 1). „Nur“ etwa ein Achtel (13.4 Prozent) der 
Befragten in den abwärtsdriftenden Regionen gibt an, keine Berufsausbildung 
absolviert zu haben, in den gleichbleibenden und prosperierenden Regionen gilt 
dies hingegen für etwa ein Fünftel (19.9 Prozent bzw. 22.1 Prozent). Erwartungs-
gemäß fallen demgegenüber die Unterschiede bei der Betroffenheit von Arbeitslo-
sigkeit aus. Über ein Viertel (27.1 Prozent) der Befragten in den abwärtsdriftenden 
Regionen gibt an, dass zumindest ein Haushaltsmitglied in den letzten fünf Jahren 
von Arbeitslosigkeit betroffen war, für die Befragten in den wirtschaftlich eher 
stabilen Regionen gilt dies für weniger als ein Fünftel (17.8 Prozent) und in den 
prosperierenden Regionen sogar für weniger als ein Sechstel (15.2 Prozent). In den 

______________ 
9  Da es uns im Rahmen des Regionenvergleichs um die Einschätzung der eigenen Chancen der 

Partizipation am Konsumwarenmarkt und den Kulturangeboten geht, sind wir bei der Bildung 
dieses Konstruktes von der üblichen Vorgehensweise abgewichen. Das ursprüngliche Konzept 
geht auf Stouffer u.a. (1949; zur Weiterentwicklung des Konzepts siehe z.B. Crosby 1976) zu-
rück und bezieht sich auf die Wahrnehmung, im Vergleich zu anderen ungerechtfertigt benach-
teiligt zu werden. Ist eine Person davon überzeugt, von den tatsächlich vorhandenen Ressourcen 
nicht diejenigen zu erhalten, von denen die Person glaubt, dass sie ihr zustehen, gilt sie als rela-
tiv depriviert. Um die individuelle relative Deprivation abzubilden, wird üblicherweise ein Ver-
gleich der eigenen Möglichkeiten im Verhältnis zu anderen Mitgliedern der Gesellschaft vorge-
nommen. Zudem fließt in die Beurteilung ein, ob sich Personen aufgrund der von ihnen er-
brachten Leistungen gerecht entlohnt fühlen. Deshalb wird in der Regel ein Subtraktionsindex 
aus der Einschätzung der persönlichen wirtschaftlichen und finanziellen Situation und der Be-
urteilung der allgemeinen wirtschaftlichen Situation gebildet. Wenig depriviert wären in dieser 
Hinsicht demnach insbesondere jene Personen, die die eigene Situation als gut, die allgemeine 
wirtschaftliche Situation hingegen als schlecht beurteilen (also im Vergleich zu anderen gut ab-
schneiden) und sich gleichzeitig für ihre Leistungen gerecht entlohnt fühlen. Hochdepriviert 
wären hingegen solche Personen, die zwar die allgemeine Lage positiv, ihre persönliche Lage  
aber als schlecht einstufen (und deshalb im Vergleich zu anderen schlecht abschneiden) und 
sich zusätzlich als nicht gerecht entlohnt erachten. In Abweichung davon wurde hier ein Addi-
tionsindex aus der Einschätzung der persönlichen wirtschaftlichen und finanziellen Situation 
und der Beurteilung der allgemeinen wirtschaftlichen Situation gebildet. Hochdepriviert sind 
hier demnach jene Personen, die auf der Basis der Einschätzung sowohl der persönlichen als 
auch der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Situation denken, dass die Möglichkei-
ten der Partizipation an den Kulturgütern und am Konsumwarenmarkt begrenzt sind, und zu-
sätzlich davon überzeugt sind, dass die begrenzten Teilhabemöglichkeiten darauf basieren, dass 
sie für ihre Leistungen nicht gerecht entlohnt werden. 
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abwärtsdriftenden Regionen sind die Betroffenen zusätzlich häufiger und über 
längere Zeiträume von Arbeitslosigkeit betroffen. 
 

Tabelle 1: Desintegration in wirtschaftlich prosperierenden und abwärtsdriftenden Regionen im Vergleich 
Mittelwerte (< 0 entspricht im Vergleich zur Gesamtpopulation einem unter- und > 0 einem über-
durchschnittlichen Desintegrationsniveau) 

wirtschaftlich  
prosperierend 

Gleich-
bleibend 

wirtschaftlich 
abwärtsdriftend   

x̄  Eta1 x̄  x̄  Eta1 
Prekarität, objektiv -.010 .00 -.011 .038* .02 
Prekarität, subjektiv -.082** .03 -.020 .239** .11 individuell-funktionale 

Systemintegration 
relative Deprivation -.070** .05 -.009 .161** .11 
Machtlosigkeit bei politi-
schen Entscheidungen -.085** .04 -.015 .211** .10 kommunikativ-interaktive 

Sozialintegration 
Soziale Spaltung -.103** .06 -.013 .233** .14 
Fehlende soziale 
Unterstützung -.067* .03 -.010 .163** .08 kulturell-expressive  

Sozialintegration Generelle sozio-emo-
tionale Desintegration -.087** .04 -.010 .191** .09 

 
1   jeweils im Vergleich zu wirtschaftlich gleichbleibend 
* p < .05 
** p < .001 

Quelle: Eigene Darstellung. 
 

Entsprechend diesen Erfahrungen lassen sich für die subjektiv wahrgenommene 
Prekarität deutliche Unterschiede bei den Anwohnern der Regionentypen ermit-
teln (Tabelle 1). Etwa ein Drittel der erwerbstätigen Anwohner strukturschwacher 
Gebiete hält es für (sehr) wahrscheinlich, in den nächsten fünf Jahren arbeitslos zu 
werden. In den gleichbleibenden und prosperierenden Regionen haben diese 
Sorge nur zwischen einem Viertel und einem Fünftel der Erwerbstätigen 
(23.0 Prozent bzw. 20.6 Prozent). Zugleich empfinden über vier Zehntel 
(42.2 Prozent) der Befragten in abwärtsdriftenden Regionen Angst bei der Vorstel-
lung, arbeitslos zu werden, in den anderen Regionen haben diese Angst weniger 
als ein Drittel (31.9 Prozent bzw. 29.5 Prozent). Nicht zuletzt glauben deutlich 
mehr Befragte aus den strukturschwachen Regionen, dass sich ihre finanzielle und 
wirtschaftliche Lage in den nächsten Jahren (noch weiter) verschlechtern wird 
(35.9 Prozent versus 30.3 Prozent bzw. 26.8 Prozent).  

Die Erwartung einer weiteren Verschlechterung der eigenen finanziellen und 
wirtschaftlichen Situation ist insbesondere vor dem Hintergrund bedeutsam, dass 
die Personen in strukturschwachen Gebieten bereits aktuell ihre Lage weniger 
positiv einschätzen. Das Deprivationsempfinden ist in diesen Regionen deutlich 
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erhöht (vgl. Tabelle 1). Fast vier Zehntel (39.3 Prozent) der Befragten aus struktur-
schwachen Gebieten schätzen ihre aktuelle persönliche, wirtschaftliche und 
finanzielle Situation in der Tendenz schlecht ein; in den aufwärtsstrebenden 
Regionen gilt dies für ein Viertel der Befragten (25.2 Prozent). Die allgemeine 
wirtschaftliche Lage wird (von etwa zwei Dritteln) pessimistischer eingeschätzt, die 
Unterschiede nach den Regionentypen bleiben aber im Niveau erhalten. Zusätz-
lich ist fast die Hälfte der Anwohner in strukturschwachen (47.5 Prozent; 
30.9 Prozent in gleichbleibenden und 26.8 Prozent in prosperierenden) Regionen 
überzeugt, dass sie nicht den Lohn erhalten, den sie aufgrund der von ihnen 
erbrachten Leistungen verdient hätten.  

Damit wird für die Anwohner aus wirtschaftlich abwärtsdriftenden Regionen bei 
der individuell funktionalen Systemintegration ein deutlich ungünstigeres Bild 
ermittelt. Das höhere Desintegrationsniveau setzt sich bei der kommunikativ-
interaktiven Sozialintegration fort, die hier durch die empfundene Machtlosigkeit bei 
politischen Entscheidungen und durch die wahrgenommene soziale Spaltung abgebildet 
wird (vgl. Tabelle 1). So sind z.B. annähernd zwei Drittel der Befragten in den 
abwärtsdriftenden (65.8 Prozent; 54.4 Prozent in den gleichbleibenden und 
51.3 Prozent in den aufstrebenden) Regionen überzeugt, dass „Leute wie sie (...) 
sowieso keinen Einfluss darauf (haben), was die Regierung tut“ und über zwei 
Drittel (67.7 Prozent; 51.6 Prozent in gleichbleibenden und 45.1 Prozent in den 
prosperierenden) Regionen stimmen „voll und ganz“ der Aussage zu, dass die 
„Armen immer ärmer und die Reichen immer reicher werden“. 

Auch bezüglich der kulturell-expressiven Sozialintegration stellt sich die Situation für 
die Anwohner der abwärtsdriftenden Regionen deutlich ungünstiger dar. Eine 
schlechte wirtschaftliche Situation hat offensichtlich auch Folgen für das soziale 
Zusammenleben von Menschen im Hinblick auf die gegenseitige soziale Unterstüt-
zung, die Qualität, die Stabilität und das Vertrauen in die Verlässlichkeit der 
sozialen Netzwerke (generelle sozio-emotionale Desintegration; vgl. Tabelle 1). Über 
ein Viertel der Menschen in wirtschaftlich abwärtsdriftenden (26.5 Prozent; 
18.1 Prozent in gleichbleibenden und 15.9 Prozent in prosperierenden) Regionen 
wünscht sich bei Problemen mehr Hilfe und Unterstützung, und etwa vier Zehn-
tel der Menschen in diesen Regionen (39.5 Prozent; 29.7 Prozent in gleichblei-
benden und 25.7 Prozent in strukturstarken Regionen) stimmen „voll und ganz“ 
der Aussage zu, dass „soziale Beziehungen immer instabiler“ werden. 

 

4. Abwertende Einstellungen und Gewaltakzeptanz 

Da Desintegrationserfahrungen, wahrgenommene Desintegrationsrisiken und 
Desintegrationsängste ein wichtiger Erklärungsfaktor für die Abwertung von 
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Angehörigen potenziell konkurrierender Gruppen sowie für die individuelle 
Gewaltakzeptanz sind, lässt das höhere individuelle Desintegrationsniveau bei 
Anwohnern in strukturschwachen Regionen erwarten, dass diese auch eher Vorur-
teile und Ressentiments gegenüber Angehörigen solcher Gruppen übernehmen 
und zudem eher die Anwendung von Gewalt billigen bzw. selbst in stärkerem 
Maße eine Verhaltenstendenz zur Gewaltbereitschaft entwickeln10. Diese Annah-
me kann zumindest teilweise bestätigt werden (vgl. Tabelle 2). 
 

Tabelle 2: Abwertung schwacher Gruppen und Gewaltbereitschaft in wirtschaftlich prosperierenden und 
abwärtsdriftenden Regionen im Vergleich, Mittelwerte (< 0 entspricht im Vergleich zur Gesamt-
population einer unter- und > 0 einer überdurchschnittlichen Abwertung bzw. Gewaltakzeptanz) 

wirtschaftlich  
prosperierend 

gleich-
bleibend 

wirtschaftlich 
abwärtsdriftend 

 

x̄  Eta1 x̄  x̄  Eta1 
Rassismus -.055** .03 -.007 .124** .07 
Etabliertenvorrechte -.060** .03 .008 .055* .02 
Fremdenfeindlichkeit -.158** .07 -.017 .331** .15 
Antisemitismus -.041** .03 .005 .042* .02 
Sexismus -.019* .02 .016 -.055** .03 
Gewaltbilligung -.032 .01 -.014 .126** .08 
Gewaltbereitschaft -.057** .04 .002 .081** .04 

 

1   jeweils im Vergleich zu wirtschaftlich gleichbleibend 
* p < .05 
** p < .001 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Hinsichtlich der Gewaltakzeptanz zeigt sich, dass die Anwohner strukturschwacher 
Regionen nicht nur den Einsatz von Gewalt anderer eher billigen, wenn es z.B. 
darum geht, Störenfrieden „zu zeigen, wer Herr im Hause ist“, sondern auch eher 
bereit sind, selbst Gewalt anzuwenden. So wird das Statement „um mich durchzu-
setzen, muss ich manchmal auch Gewalt anwenden“, zwar auch von Anwohnern 
abwärtsdriftender Regionen mehrheitlich, aber dennoch seltener eindeutig abge-
lehnt (63.7 Prozent) als in den gleichbleibenden (69.1 Prozent) oder den prospe-
rierenden (73.2 Prozent) Regionen. 

______________ 
10  Mit der Konzentration auf Desintegrationsprozesse als Erklärung für die Übernahme von 

Vorurteilen und Ressentiments wird in dem Beitrag einer spezifischen Sichtweise nachgegan-
gen. Aus Platzgründen wird hier auf eine Diskussion alternativer Erklärungskonzepte wie et-
wa die Ansätze von Autoritarismus, Anomie oder die Theorie der sozialen Identität, der sozi-
alen Dominanz, die Kontakttheorie etc. verzichtet. Allerdings ist zu bedenken, dass auch z.B. 
autoritäre Einstellungen oder anomische Zustände in den zu vergleichenden Regionen unter-
schiedlich stark verbreitet sein können.    
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Bei den abwertenden Einstellungen sind die Unterschiede bei Befragten in den 
einzelnen Regionentypen im Hinblick auf die fremdenfeindlichen Einstellungen 
am deutlichsten ausgeprägt. So ist z.B. der Anteil jener, die die Forderung „wenn 
die Arbeitsplätze knapp werden, sollten die in Deutschland lebenden Ausländer in 
die Heimatländer zurückgeschickt werden“ in der Tendenz unterstützen, mit 
35.8 Prozent mehr als doppelt so hoch als in den prosperierenden (17.4 Prozent; 
21.7 Prozent in den gleichbleibenden) Regionen. Bei den rassistischen Einstellun-
gen fallen die regionentyp-spezifischen Unterschiede deutlich geringer aus. Hin-
sichtlich des Einklagens von Etabliertenvorrechten und beim Antisemitismus 
erreichen die Unterschiede nur noch knapp das Signifikanzniveau, wobei insbe-
sondere hinsichtlich der letztgenannten Vorurteile auch nicht davon ausgegangen 
werden kann, dass die von den Vorurteilen betroffene Gruppe von den Anwoh-
nern abwärtsdriftender Regionen als potenzielle Konkurrenten angesehen wird. 
Bei den primär kulturell geprägten sexistischen Einstellungen ergibt sich demge-
genüber ein völlig anderes Verteilungsmuster, denn entsprechende Auffassungen 
werden von den Menschen in strukturschwachen Regionen am seltensten vertre-
ten, von jenen in den gleichbleibenden Regionen hingegen am häufigsten. 

Letzteres deutet auch darauf hin, dass die Unterschiede zwischen den Regionenty-
pen zumindest in diesem Fall durch die Ost-West-Konfundierung dieser Variable 
zustande kommen, denn in den abwärtsdriftenden Regionen sind aufgrund der hier 
herangezogenen Kriteriumsvariablen – wie oben ausgeführt – ausschließlich solche 
aus den neuen Bundesländern enthalten, und in den östlichen Ländern werden 
sexistische Einstellungen seltener vertreten als in den alten Bundesländern. Dies gilt 
jedoch nicht nur für den Sexismus. Verbleiben wir bei der Ermittlung der Effekte 
des wirtschaftlichen Regionentrends jedoch zunächst auf der gesamtdeutschen 
Ebene.   

 

5. Wirtschaftsstärke in den Regionen und individuelle Desin-
tegration als erklärende Variablen für Abwertungsprozes-
se und Gewaltakzeptanz  

Die durchgeführten Mehrebenenanalysen (für eine detaillierte Darstellung verglei-
che Tabelle 3, Beispiel Fremdenfeindlichkeit, für die anderen abhängigen Variab-
len erfolgt eine reduzierte Darstellung der Kennwerte in Tabelle 4) zeigen für das 
gesamte Bundesgebiet zunächst durchgängig signifikante Effekte des Regio-
nentrends für das Ausmaß der Abwertung von Angehörigen schwacher Gruppen 
sowie für die Einstellungen zur Gewalt. Besonders deutlich kommt dieser Regio-
nentrend bei den fremdenfeindlichen Einstellungen zum Tragen (Tabelle 3), 
während er beim Einklagen von Etabliertenvorrechten, dem Antisemitismus und 
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dem Sexismus nur knapp das Signifikanzniveau erreicht (Tabelle 4, R.Nr. 1). Das 
heißt, je strukturschwächer eine Region in wirtschaftlicher Hinsicht ist, desto 
größer wird die Wahrscheinlichkeit, dass die Anwohner insbesondere fremden-
feindliche und rassistische, aber auch antisemitische Vorurteile vertreten, Etablier-
tenrechte reklamieren und/oder Gewalthandlungen als legitim ansehen, um 
bestimmte Ziele zu erreichen. Die vergleichsweise geringeren Effekte des Regio-
nentrends beim Antisemitismus zeigen aber auch an, dass eine schwache Wirt-
schaftsstruktur in einer Region insbesondere Vorurteile gegenüber Angehörigen 
solcher Gruppen befördert, die von Menschen als Konkurrenten um berufliche 
Positionen, um Wohnraum etc. erachtet werden. Der bei gesamtdeutscher Be-
trachtung demgegenüber – infolge der Ost-West-Konfundierung nicht nur des 
Regionentyps, sondern auch des Regionentrends11 – umgekehrte Effekt des Regio-
nentrends beim Sexismus unterstreicht, dass es sich bei dieser Form der Abwer-
tung primär um kulturell geprägte Vorurteile und Ressentiments handelt.  

Die Frage ist nun, ob das höhere Ausmaß der Abwertung und der Gewaltbefür-
wortung in den strukturschwachen Regionen auf einen eigenständigen Effekt der 
Wirtschaftsstärke der Regionen zurückzuführen oder durch das höhere individuel-
le Desintegrationsniveau der Anwohner in diesen Regionen bedingt ist. 

Unabhängig vom jeweiligen Erklärungswert der Einzelvariablen zur Messung des 
individuellen Desintegrationsniveaus12 für das Ausmaß der Abwertung sowie der 
Gewaltakzeptanz zeigt sich, dass sich unter Berücksichtigung des individuellen 
Desintegrationsniveaus die Effekte des Regionentrends zwar abschwächen, aber 
dennoch in statistisch signifikanter Form erhalten bleiben. Die Wirtschaftsstärke 
einer Region hat somit auch unter Berücksichtigung des individuellen Desintegrati-
onsniveaus einen eigenen Effekt auf Abwertungsprozesse und Gewaltbefürwortung. 

______________ 
11 Dass hier die Ost-West-Konfundierung zum Tragen kommt, wird vor allem auch daran 

ersichtlich, dass bei den getrennt für die alten und neuen Bundesländer gerechneten Analy-
sen (vgl. Tabelle 3, R.Nr. 2 und 3) sich der positive Effekt analog wie bei den anderen abhän-
gigen Variablen in einen negativen verändert.   

12  Ein detaillierter Vergleich ist hier aus Platzgründen nicht angebracht, aufgrund der hier 
vorgenommenen Analysen aber auch nicht möglich. Aus den sich ausschließlich auf die In-
dividualebene beziehenden Untersuchungen (siehe hierzu z.B. Mansel 2004; Mansel/Kaletta 
2009) ist aber bekannt, dass sich im Rahmen der individuell-funktionalen Systemintegration 
insbesondere die subjektiv wahrgenommene Prekarität am Arbeitsmarkt sowie die relative 
Deprivation, im Rahmen der kommunikativ-interaktiven Sozialintegration die erlebte Macht-
losigkeit bei politischen Entscheidungen und im Rahmen der kulturell-expressiven Sozialin-
tegration die fehlende soziale Unterstützung als erklärungskräftig für die Abwertung von 
schwachen Gruppen und die Gewaltakzeptanz erweisen. 
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Tabelle 3: Regionentrend und individuelle Desintegration als Erklärungsfaktoren für Fremdenfeindlichkeit 
Nullmodell erweitertes Modell 

Gesamt Ost West Gesamt Ost West  
coeff s.e. coeff s.e. coeff s.e. coeff s.e. coeff s.e. coeff s.e. 

Konstante .100* .010 .123 .052 .046 .019 .065* .009 .037 .044 .043 .016 
Regionentrend -.165* .010 -.164* .041 -.091* .023 -.090* .009 -.106* .034 -.060* .020 
Prekarität, objektiv       -.023 .012 -.038 .022 -.015 .014 
Prekarität, subjektiv       .019 .008 .050* .013 -.005 .010 
relative Deprivation       .267* .014 .266* .023 .269* .017 
Machtlosigkeit bei 
polit. Entscheidungen       .276* .009 .274* .016 .275* .011 

Soziale Spaltung       .012 .011 .051 .023 -.001 .013 
Generelle sozio-
emotionale Desinteg-
ration 

      .148* .009 .143* .017 .150* .011 

Random part 
δ2e    (Level1) 
δ2uo   (Level2) 

 
.736* 
.015* 

 
.009 
.003 

 
.792*
.009*

 
.016
.003 

 
.700*
.017*

 
.011 

 
.610*
.008*

 
.007
.001 

 
.056*
.004 

 
.014
.002 

 
.584* 
.011* 

 
.009 
.003 

2 Log Likelihood 
Anz. Freiheitsgrade 

34470 
2 

12453 
2 

21987.004
2 

31978 
9 

11575 
9 

20402 
9 

 
* p < .005 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

Werden nun infolge der Ost-West-Konfundierung des Regionentrends entspre-
chende Analysen für die neuen und alten Bundesländer getrennt durchgeführt, lässt 
sich lediglich noch für die fremdenfeindlichen Einstellungen ein signifikanter Effekt 
der Wirtschaftsstärke der Regionen ermitteln (vgl. Tabelle 3). Zusätzlich zeigt sich 
für die alten Bundesländer, dass die Gewaltbereitschaft von Personen zunimmt, je 
schwächer die Wirtschaftskraft in einer Region ausfällt (vgl. Tabelle 4, R.Nr. 2), und 
für die alten Bundesländer, dass in den wirtschaftlich schwächeren Regionen rassisti-
sche Einstellungen häufiger vertreten und eher Etabliertenvorrechte eingeklagt 
werden (vgl. Tabelle 3, R.Nr. 3). Die beiden letzten Effekte sind jedoch nicht mehr 
signifikant, wenn das individuelle Desintegrationsniveau kontrolliert wird. Demge-
genüber bleiben die Effekte für Gewaltbereitschaft im Westen und für Fremden-
feindlichkeit in beiden Landesteilen auch unter Kontrolle der Desintegration erhal-
ten (vgl. Tabelle 3)13. Im Osten wie im Westen hat damit die Wirtschaftsstärke einer 
Region bei den Anwohnern einen unabhängigen Einfluss auf das Ausmaß von 
Vorurteilen und Ressentiments gegenüber Migranten (vgl. Tab. 4). Zusätzlich steigt 

______________ 
13  Für die anderen Gruppen wurden die in Tabelle 4 in R.Nr. 4 dokumentierten Befunde aus 

Platzgründen nicht nochmals gesondert für die alten und neuen Bundesländer ausgewiesen. 
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im Westen die individuelle Gewaltbereitschaft von Personen an, wenn die wirt-
schaftliche Situation der Region schlecht ist bzw. sich zusehends verschlechtert.  
 

Tabelle 4: Regionentrend und individuelles Desintegrationsniveau im Zusammenhang mit gruppenbezoge-
ner Menschenfeindlichkeit und Gewaltbefürwortung 

R.Nr. 

 

Ra
ss

ism
us

 

Et
ab

lie
rte

n-
vo

rre
ch

te 

Fr
em

de
nfe

ind
-

lic
hk

eit
 

An
tis

em
itis

mu
s 

Se
xis

mu
s 

Ge
wa

ltb
illi

gu
ng

 

Ge
wa

ltb
er

eit
-

sc
ha

ft 

 Nullmodell (Level 2)        
1 Regionentrend, Gesamt -.061** -.022* -.162** -.018* .024* -.057** -.049** 
2 Regionentrend, West -.023 -.035 -.101** -.008 -.030 -.001 -.058** 
3 Regionentrend, Ost -.080* -.081* -.154** -.021 -.042 -.043 -.035 
 erweitertes Modell (Level 2 und Level 1) 
4 Regionentrend -.037** -.019* -.090** -.016* .044** -.039** -.031** 
 Prekarität, objektiv .034* -.025* -.023* -.059** -.029* -.026* .056** 
 Prekarität, subjektiv .004 -.007 .019* -.013 -.038** -.011 .016 
 relative Deprivation .059** .117** .297** .116** .064** .017 .036* 

 Machtlosigkeit bei polit. 
Entscheidungen .158** .219** .276** .143** .137** .138** .088** 

 Soziale Spaltung -.039** -.020 .012 -.012 -.064** -.016 .010 

 Generelle sozio-emotionale 
Desintegration .074** .110 .148** .098** .109** .054** .050** 

 
* p < .05 
** p < .001  
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

6. Resümee und Ausblick 

Das höhere Desintegrationsniveau bei Menschen in strukturschwachen Regionen 
legt es dringend nahe, einen intensiveren Blick auf die dort vorhandenen Prob-
lemlagen zu richten und politische Maßnahmen zu fordern, um einer weiteren 
Verarmung und einer Kumulation von Problemlagen entgegenzuwirken. Dass 
diese Regionen aufgrund ihrer Struktur darüber hinaus einen Nährboden für 
fremdenfeindliche Einstellungen und für eine keimende Gewaltbereitschaft dar-
stellen und somit zu einem menschenfeindlichen und gewalthaltigen Klima 
beitragen, unterstützt Forderungen in diese Richtung nachdrücklich. Notwendig 
sind vernetzte Maßnahmen der auf unterschiedlichen Ebenen agierenden politi-
schen Akteure, die zugleich die Bewohner segregierter Stadtviertel einbinden und 
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diesen die Möglichkeit bieten, sich selbst als Personen zu erfahren, die über ihr 
Handeln auf die Gestaltung ihres unmittelbaren Lebensumfelds Einfluss nehmen 
können. Wenn es gelingt, die Anwohner segregierter Stadtviertel in die Stadtteil-
arbeit einzubinden, und sie dort durch gemeinsame Aktivitäten auch kurzfristige 
Ziele erreichen können, würde dies nicht nur die von Betroffenen erlebte Macht-
losigkeit reduzieren, sondern auch ein wichtiger Schritt zur Reduktion von Desin-
tegration insgesamt sein.  

Möglicherweise werden in der hier vorgelegten Analyse die sich entwickelnden 
und aufkeimenden Schwierigkeiten unterschätzt, denn Kreise und kreisfreie Städte 
stellen recht großräumige und weitflächige Einheiten dar, die keineswegs homo-
gen sind. Einzelne Stadtviertel können sich insbesondere in den größeren Kreisen 
im Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die Angebotsstruktur stark unterscheiden. 
Von daher sind weitere Untersuchungen nötig, die die regionalen Kontexte klein-
räumiger abzubilden vermögen und für die dann zusätzlich z.B. Daten zur Bau-
substanz der Häuser, zur infrastrukturellen Einbindung etc. vorliegen. Deshalb 
werden in unserem Projekt „Sozialraumanalysen zum Zusammenleben vor Ort“14 
in verschiedenen Regionen Befragungen in Gemeinden, Kleinstädten und Stadt-
teilen von größeren Städten durchgeführt, bei denen die Individualdaten mit 
Kontextdaten praktisch auf Straßenzug-Ebene zusammengeführt werden können. 
Wir erwarten von diesen Analysen weiter differenzierte Aussagen zu Kontexteffek-
ten in kleinräumigen Gebieten innerhalb von wirtschaftlich abwärtsdriftenden, 
stagnierenden und aufwärtsstrebenden Regionen. 
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Politische Strategien zur Gestaltung von Lebenswelten 
und sozialen Kommunikationsräumen in segregierten 
Stadtvierteln 

Zusammenfassung: Die Armuts- und Reichtumsberichte der Bundesregierung 
geben eine Grundlage für praktisches Handeln gegen Armut und 
Ausgrenzung ab. Die sozialen Probleme treten in segregierten Stadt-
teilen verdichtet auf. Für eine politische Gegenstrategie ist ein sozial-
räumliches und ganzheitliches Konzept notwendig. Die föderale 
Struktur mit den unterschiedlichen Zuständigkeiten wirkt in diesem 
Zusammenhang eher erschwerend. Mit seinem sozialräumlichen, 
ganzheitlichen und sozial-integrativen Ansatz ist das Programm „So-
ziale Stadt“ Grundlage für eine Strategie gegen Armut und Ausgren-
zung. Das Programm sollte fortgesetzt, weiterentwickelt und finan-
ziell noch besser ausgestattet werden. Es muss vor allem ergänzt wer-
den durch Maßnahmen gegen Bildungsarmut und zur Stärkung der 
Familie auf der kommunalen Umsetzungsebene. Förderprogramme 
sind hilfreich, aber die Förderung ist zeitlich befristet. Armutspräven-
tion und Integration müssten langfristig angelegt werden, um nach-
haltige Wirkungen zu erzielen. 

 

Ausgangslange: Armut und Ausgrenzung in Deutschland 

Noch 1995 hat die damalige konservativ-liberale Koalition in Bonn einen Ar-
mutsbericht für überflüssig erklärt, weil es Armut nicht gebe, sondern nur „be-
kämpfte Armut“ dank der Sozialhilfe.  

Seither gibt es eine Vielzahl von Armutsberichten der Wohlfahrtsverbände, der 
Länder, der Kommunen, der Gewerkschaften und auf europäischer Ebene der 
OECD.  

Die Fakten sind hinlänglich bekannt. In Deutschland ist von einer Risikoquote 
relativer Armut zwischen 13 Prozent (EU-SILC 2006) und 18 Prozent der Bevöl-
kerung (SOEP 2006) auszugehen. Debatten über Statistiken bringen politisch 
wenig, wir haben eine hohe Armutsquote und sie steigt. Ungleichheit bei Ein-
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kommen und Vermögen hat in Deutschland zugenommen, schneller als in den 
meisten anderen Ländern der OECD. In Deutschland ist die Armutsquote von 
Kindern und Jugendlichen besonders stark gestiegen. Neue Entwicklungen sind 
hinzugekommen, zum Beispiel die steigende Zahl der „working poor“ (vgl.  
OECD 2009). Die Situation wird dadurch verschärft, dass die wachsende Armut 
in den strukturschwachen Regionen und in den großen Städten konzentriert ist. 

Die wichtigsten strukturellen Ursachen liegen auf der Hand: die sich verfestigende 
Langzeitarbeitslosigkeit auf hohem Niveau, der deutliche Anstieg prekärer Ar-
beitsverhältnisse und die Einkommensarmut. Ausschlaggebend ist aber nicht die 
Quote relativer Armut. Unterversorgung, das heißt Armut nach dem Lebensla-
genkonzept, ist in den Blick zu nehmen, wenn man eine politische Gegenstrategie 
entwickeln will. 

Die bundespolitische Debatte dieser Beschreibungen von sozialen Verwerfungen 
und der wachsenden sozialen Ungleichheit in Deutschland ist oft genug gekenn-
zeichnet von Skandalisierung und Moralisierung. Meist sind die Debatten nur 
sehr kurzlebig. Ein Beispiel aus der jüngeren Zeit ist die kurz aufflammende 
Diskussion über die neue Unterschicht nach der Veröffentlichung einer Studie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung.  

Die breite Diskussion in den Sozialwissenschaften hat wohl nur in Ansätzen den 
politischen Diskurs erreicht. Für „praktizierende“ Politikerinnen und Politiker ist 
die wissenschaftliche Debatte unübersichtlich und kann deshalb nur schwer 
Orientierungshilfe oder gar Politikberatung bieten. 

Berthold Vogel konstatiert eine „soziologische Verschärfung“: „Angesichts dauer-
hafter Arbeitslosigkeit, neuer Armutsrisiken und polarisierter Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse trat das Bild einer gespaltenen Gesellschaft hervor“ (Vogel 
2006, S. 342). Barthelheimer beobachtet ein Defizit „... an theoretischer und 
begrifflicher Klarheit beim inflationären Gebrauch des veränderten Vokabulars 
sozialer Ungleichheit“ (Barthelheimer 2007, S. 5). Imbusch/Rucht stellen 2005 
beim Begriff der Integration eine „babylonische Diskussionslage“ in den Sozial-
wissenschaften fest (vgl. Imbusch/Rucht 2005, S. 66).  

Die seit 2001 vorgelegten Armuts- und Reichtumsberichte der Bundesregierung 
können nach meiner Auffassung Grundlage für das praktisch-politische Handeln 
gegen Armut und Ausgrenzung sein. Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht ist 
„... notwendige Basis für eine fundierte Politik zur Stärkung der sozialen Gerech-
tigkeit und zur Verbesserung sozialer Teilhabe“ (BMAS 2008, S. 28). Der Bericht 
bietet nicht nur eine empirische Fundierung, sondern auch eine theoretische 
Grundlage mit dem Lebenslagenansatz, der verknüpft wird mit dem Konzept der 
Teilhabe und Verwirklichungschancen nach Amartya Sen (vgl. ausführlicher: 
Institut für angewandte Wissenschaftsforschung e.V. 2006). 
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„Beide Ansätze erweitern die Bemessung der Wohlstandsposition über traditionel-
le Einkommensanalysen hinaus auf Lebenslagedimensionen wie Gesundheit, 
Bildung oder Wohnen. Es wird dabei an den beobachteten Unterschieden der 
Lebenslagen und damit den Teilhabeergebnissen angesetzt“ (BMAS 2008, S. 28). 
Unter Berufung auf Barthelheimer ist das Ziel mehr Teilhabe. Aus Teilhabechan-
cen werden Verwirklichungschancen, wenn in der Gesellschaft reale Vorausset-
zungen und Möglichkeiten eröffnet werden, die individuellen Teilhabechancen 
real zu nutzen (vgl. BMAS 2008, S. 29). 

 

Die räumliche Verdichtung der sozialen Probleme 

Im 3. Armuts- und Reichtumsbericht wird nur in wenigen Sätzen auf die sozial-
räumliche Segregation in den Städten eingegangen. Segregation, Suburbanisie-
rung, aber auch die Auswirkungen des demographischen Wandels prägen die 
Entwicklung unserer Städte.  

Vor allem seit den 1990er-Jahren gibt es eine Vielzahl von sozialwissenschaftli-
chen Analysen, die sich mit der schwindenden sozialen Integrationsfähigkeit der 
Stadt beschäftigen, vor allem der Städte, die von Deindustrialisierung und 
Schrumpfungsprozessen besonders betroffen sind. Das Augenmerk richtet sich auf 
die sozialräumliche Konzentration sozialer Problemlagen, auf Entwicklungen bis 
hin zu Entsolidarisierung und sozialer Polarisierung. Titel wie „Versagt die ‚Integ-
rationsmaschine’ Stadt?“, „Bedrohte Stadtgesellschaft“ und „Die Krise der ‚sozia-
len Stadt’“ belegen dies. Ein weiteres Beispiel sind die Untersuchungen von Klaus 
Peter Strohmeier zur zunehmenden Polarisierung sozialer Lagen der Bevölkerung 
in den Städten des Ruhrgebiets.  

Wesentlich beigetragen zum Entstehen segregierter Stadtteile haben auch Verän-
derungen auf dem Wohnungsmarkt. Die Entwicklung in den Großsiedlungen, der 
dramatische Rückgang der preisgebundenen Sozialwohnungen, ethnische Segrega-
tion, die staatlich geförderte Abwanderung vieler Familien ins Umland der Städte, 
das faktische Auslaufen der sozialen Wohnraumförderung haben die soziale 
Segregation begünstigt. Zwar ist laut 3. Armutsbericht die Zahl der Wohnungslo-
sen gesunken, haben wir in vielen Regionen einen ausgeglichenen Wohnungs-
markt, dennoch muss in den Städten gemeinsam mit der Wohnungswirtschaft mit 
einer sozialen Wohnungspolitik gegengesteuert werden. 

In segregierten Stadtteilen häufen sich die sozialen und ethnischen Konflikte. 
Gewalt und Kriminalität haben die politische Öffentlichkeit aufgerüttelt. In ersten 
Schritten wird ein politischer Paradigmenwechsel eingeleitet. Immer deutlicher wird, 
dass eine ganzheitliche Strategie gegen Armut und Ausgrenzung entwickelt werden 
muss. Der sozialräumliche Ansatz wird immer häufiger gewählt. Die einschlägigen 
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Expertenberichte für die Bundesregierung, auf die hier mehrfach Bezug genommen 
wird, weisen mehr oder weniger akzentuiert den Weg in diese Richtung.  

 

Strategie gegen Armut und Ausgrenzung 

Die folgende Skizzierung einer solchen Strategie ist sicherlich stark vereinfachend 
und unvollständig. Sie ist der Versuch, die Voraussetzungen und die Bedingungen 
möglicher konkreter Maßnahmen in sozial segregierten Stadtvierteln zu beschrei-
ben. Erschwert wird eine solche gesamtgesellschaftliche Strategie in Deutschland 
durch die föderale Struktur. Nur einige Beispiele sollen das belegen. Die wesentli-
chen Zuständigkeiten der Sozialpolitik liegen beim Bund, für die Bildungspolitik bei 
den Ländern. Die Föderalismusreform hat Zuständigkeiten klarer getrennt und auch 
verändert, so ist die soziale Wohnraumförderung Aufgabe der Länder geworden. 

Nicht näher eingegangen werden soll auf Maßnahmen gegen materielle Armut: 
von der Höhe der Regelsätze und der Höhe von vorgelagerten finanziellen Leis-
tungen wie Kindergeld, Kinderzuschlag, Wohngeld bis zu arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen wie gesetzlichem Mindestlohn und neuen Leitplanken für prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse. Diese bundespolitischen Maßnahmen sind notwen-
dig, um die strukturellen Probleme von Arbeitslosigkeit bzw. Langzeitarbeitslosig-
keit und Einkommensarmut anzugehen.  

Auf der kommunalen Ebene aber entscheidet sich, ob und wie sich die Lebenslagen 
der Menschen tatsächlich verändern, mehr Teilhabe verwirklicht werden kann. Eine 
Politik gegen Armut und Ausgrenzung ist nur erfolgreich, wenn alle drei staatlichen 
Ebenen eine aufeinander abgestimmte gemeinsame Strategie entwickeln. Das setzt 
aber voraus, dass es die Übereinstimmung gibt, dass diese gesellschaftspolitische 
Aufgabe, den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft zu stärken, hohe Priorität hat. 
Wichtig ist dabei die Fokussierung auf Kinder und Jugendliche und ihre Familien. 
Sie sind besonders von Armut und Ausgrenzung betroffen. 

Eine weitere Voraussetzung ist, dass ein ganzheitliches Konzept entwickelt wird. 
Arbeitsmarkt und Beschäftigungspolitik, Sozial- und Bildungspolitik, Familienpo-
litik und Wohnungspolitik, um nur die wichtigsten Politikbereiche zu nennen, 
müssen besser aufeinander abgestimmt werden. Es gibt bereits eine Reihe von 
positiven Ansätzen, oft werden aber nur zeitlich befristete Projekte gefördert, und 
die Zusammenarbeit der Ressorts ist durchaus verbesserungswürdig. Im Zusam-
menhang des Programms „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – Sozia-
le Stadt“ sind die Koordination und Kooperation verbessert worden, zum Teil 
recht spät wie die Kooperation zwischen dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung und dem Bundesministerium für Gesundheit seit 2007. 
Die Abstimmung zwischen den Ressorts auf Bundes- und Länderebene, aber auch 
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zwischen dem Bund und den Ländern muss noch weiter verstärkt werden, vor 
allem in den Bereichen Schule und Bildung, Integration von Zuwanderern, Ge-
sundheitsförderung und Lokale Ökonomie (vgl. Bundestransferstelle Soziale Stadt 
2008, S. 10 f.).  

Entscheidende Voraussetzung aber ist, dass der Schwerpunkt der konkreten Maß-
nahmen auf der lokalen Ebene liegt, in den Städten, genauer in den segregierten 
Stadtvierteln, um die Menschen tatsächlich zu erreichen. Es ist Aufgabe von Bund 
und Ländern, die notwendigen finanziellen und rechtlichen Rahmenbedingungen 
zu schaffen, die die Kommunen in die Lage versetzen, diese Strategie gegen Armut 
und Ausgrenzung vor Ort umzusetzen. Die besonders von Armut und Ausgrenzung 
betroffenen strukturschwachen Regionen und Städte sind gleichzeitig die finanz-
schwächsten. Obwohl direkte Finanzhilfen des Bundes an die Kommunen nicht 
möglich sind, hat zum Beispiel die finanzielle Beteiligung des Bundes am Ausbau 
der Kindertagesstättenplätze für die unter dreijährigen Kinder gezeigt, dass es mög-
lich ist, bundesweit einen wichtigen bildungspolitischen Fortschritt zu erreichen 
und durch den Bund finanziell zu unterstützen, wenn Bund und Länder sich einig 
sind und eine Mitzuständigkeit des Bundes gegeben ist. 

 

Das Programm Soziale Stadt – Ein Modell? 

Das Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – 
Soziale Stadt“, 1999 initiiert, hat ein Konzept entwickelt, um in segregierten 
Stadtvierteln Integration zu stärken und der Polarisierung entgegenzuwirken. Es ist 
ein Programm der Städtebauförderung und wurde fortlaufend weiterentwickelt. 
Zunehmend werden auch nicht-investive Maßnahmen einbezogen. So werden seit 
2006 auch sozial-integrative Projekte gefördert. Seit 2009 gibt es die ergänzenden 
Projekte im neuen ESF-Bundesprogramm „Soziale Stadt – Bildung, Wirtschaft, 
Arbeit im Quartier (BIWAQ)“, das heißt arbeitsmarktpolitische Maßnahmen mit 
dem sozialraumorientierten Ansatz des Programms Soziale Stadt (vgl. BMVBS 
2009b). Diese Erweiterungen sind im Interesse einer Strategie gegen Armut und 
Ausgrenzung notwendig und gehen über die klassische Städtebauförderung hin-
aus. Sie waren politisch nicht unumstritten, zumindest gab es in der Union große 
Vorbehalte. Das gilt auch für die Änderung des Bundesbaugesetzbuches.  

Das Konzept des Programms ist 2004 auch in das Bundesbaugesetzbuch (§ 171 e) 
aufgenommen worden (vgl. Löhr 2009). Die wesentlichen Ziele und Instrumente 
werden hier genannt:  

 sozialräumlicher Bezug auf Quartiere mit sozialen Missständen, 
 ressortübergreifende Bündelung von Ressourcen, 
 städtebauliche, aber auch nicht-investive Maßnahmen, 



Wolfgang Spanier  

 

72 DfK          2009/II   

 

 als unabdingbare Voraussetzung ein integriertes Handlungskonzept, 
 Bürgermitwirkung.  

Ziele sind die Verbesserung der Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Schaf-
fung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen. Ausdrücklich wird darauf 
hingewiesen, dass mit diesem baurechtlichen Instrument die Voraussetzung für 
integrative Stadtentwicklungskonzepte geschaffen wird. Ein Ziel, das auch für das 
Programm „Soziale Stadt“ wichtig ist, wird ebenfalls im Bundesbaugesetzbuch 
genannt: die Verstetigung. In nuce haben wir hier ein Handlungskonzept zur 
besseren sozialen Integration von segregierten Stadtteilen. 

Das Programm ist erfolgreich, sicherlich auch, weil es ein „lernendes“ Programm 
ist. Mehr als 520 Stadtquartiere in 330 Städten wurden bis 2009 in das Programm 
aufgenommen – das belegt, dass Bemühungen um Integration und Verringerung 
von Segregation immer wichtiger werden.  

Bewährt hat sich das Instrument des Quartiersmanagements. Es wird Wert darauf 
gelegt, dass Kooperationspartner wie Schulen, Kitas, Vereine, Verbände, Selbsthil-
fegruppen, Ehrenamtliche, aber auch die Wohnungsunternehmen mit einbezogen 
werden. Eine Fülle von Beispielen zeigt, dass es über diese Kooperationspartner 
gelingt, direkt an die Alltagswirklichkeit der Menschen anzuknüpfen, sie in ihrem 
Alltag zu erreichen.  

Ein zentrales Handlungsfeld des Programms ist „Aktivierung und Beteiligung“. In 
fast allen Gebieten gibt es ein Vor-Ort-Büro als Anlaufstelle. In einer von der 
beim Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) angesiedelten Bundestransferstelle 
Soziale Stadt durchgeführten bundesweiten Befragung in den Programmgebieten 
heißt es: „In den Quartieren der Sozialen Stadt besteht ein ausdifferenziertes 
Netzwerk lokaler Initiativen, Vereine und Organisationen“1.  

Stadtteilkonferenzen, oft mit einem Verfügungsfonds, themenbezogene Arbeits-
gruppen, Nachbarschaftsnetzwerke werden eingerichtet. Niedrigschwellige Ange-
bote wie Stadtteilfeste, Angebote von Beratungen, gezielte Angebote für Kinder 
und Jugendliche sollen die Bewohnerinnen und Bewohner des Quartiers aktivie-
ren. Übereinstimmend wird auf Erfolge bei der Bürgermitwirkung hingewiesen, 
allerdings heißt es ausdrücklich in der Befragung: „Eine Herausforderung bleiben 
nach Einschätzung der Befragten weiterhin die Ansprache und Beteiligung nur 
schwer erreichbarer Bevölkerungsgruppen (Aussiedlerinnen und Aussiedler, Ar-
beitslose, Angehörige fremder Ethnien, Alleinerziehende)“2. Genau die Zielgrup-
pen, die von Armut und Ausgrenzung betroffen oder bedroht sind, werden eher 

______________ 
1 http://www.sozialestadt.de/veroeffentlichungen/arbeitspapiere/band12/2.6-aktivierung.phtml 

(zuletzt abgerufen am 11.11.2009). 
2  Vgl. ebenda. 
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schlecht erreicht. In diesem Handlungsfeld – Aktivierung und Beteiligung – reicht 
das Modell offensichtlich nicht aus.  

Das Programm „Soziale Stadt“ hat sich insgesamt bewährt. Es sollte nicht nur 
fortgeführt, sondern finanziell aufgestockt und weiterentwickelt werden. Mit 
seinem ganzheitlichen und sozialintegrativen Ansatz ist es ein Modell für eine 
Strategie gegen Armut und Ausgrenzung, die auch die notwendige Koordination 
und Kooperation der Ressorts auf der Ebene des Bundes, der Länder, der Kom-
munen und zwischen diesen staatlichen Ebenen fördert. 

Allerdings sind die Möglichkeiten des Programms begrenzt. Die wichtigen sozial-
integrativen Maßnahmen spielen eine nur relativ bescheidene Rolle, es bleibt 
schwerpunktmäßig ein Städtebauförderungsprogramm zur Verbesserung von 
Wohnqualität und Wohnumfeld.  

Es ist ein Förderprogramm und deshalb zeitlich befristet mit degressiver Mittel-
vergabe. Die Verstetigung der Maßnahmen in den Stadtquartieren ist in den 
meisten Fällen nicht gewährleistet, weil die dauerhafte Finanzierung fehlt (vgl. 
Bundestransferstelle Soziale Stadt 2008, S. 10). Die notwendige Verstetigung ist 
das ungelöste Problem. 

Migrantinnen und Migranten, besonders Arbeiterfamilien, sind überproportional 
von Armut und Ausgrenzung betroffen. Die in den letzten Jahren endlich ver-
stärkten Bemühungen um die Integration von Menschen mit Migrationshin-
tergrund sind eine notwendige Ergänzung der Strategie. Das Programm „Soziale 
Stadt“ ist weitgehend das Modell für die Umsetzung des nationalen Integrations-
plans vor Ort. Ähnlich wie bei den Projekten der Sozialen Stadt gibt es im Rah-
men des nationalen Integrationsplans eine Fülle von Beispielen, wie ethnische 
Segregation vor Ort abgebaut werden kann. Das belegen unter anderem die Publi-
kationen der Bertelsmann-Stiftung und der Schader-Stiftung.  

Über das bisherige Programm hinaus muss ein zusätzlicher Schwerpunkt auf 
lokale Bildungspolitik und lokale Familienpolitik gelegt werden. In diesem Hand-
lungsfeld liegt der Schlüssel zur Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung. Einige 
Programme verschiedener Bundesministerien geben bereits erste Impulse. Der 
nationale Aktionsplan „Für ein kindergerechtes Deutschland 2005 – 2010“ und 
der nationale Integrationsplan bieten wichtige Grundlagen.  
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Lokale Bildungs- und Familienpolitik – Schlüsselfunktion für 
eine Strategie gegen Armut und Ausgrenzung 

Wichtigste Zielgruppe der Integrationsbemühungen in segregierten Stadtteilen 
müssen die sozial benachteiligten Kinder und Jugendlichen und ihre Eltern sein. 
An den Lebenswelten dieser Kinder – in erster Linie die Familie und die instituti-
onellen Lebenswelten wie Kita und Schule – muss angesetzt werden. 

Im 12. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung werden tiefgreifende 
Veränderungen der Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen festgestellt. Es 
gibt einen weitreichenden gesellschaftlichen Wandel der Familienstruktur und 
familiärer Beziehungen. Der Alltag der Kinder hat sich verändert: Neben der 
„Internationalisierung von Lebenswelten“ und der „Mediatisierung und Virtuali-
sierung von Lebenswelten“ wird herausgestellt: „Institutionelle Lebenswelten 
strukturieren den Alltag, bestimmen und begrenzen Handlungs- und Bewegungs-
räume“ (BMFSFJ 2005, S. 58 ff.). 

Der Bericht geht von einem erweiterten Bildungsbegriff aus mit der Trias Bildung, 
Betreuung und Erziehung. Für die Zukunftsperspektiven werden fünf Leitlinien 
formuliert, als vierte Leitlinie „Bildung für alle“ mit dem Anspruch von Chancenge-
rechtigkeit und Partizipation (vgl. BMFSFJ 2005, S. 337 ff.). Bei der Umsetzung sind 
auch entscheidend der lokale und der sozialräumliche Ansatz, die unmittelbare 
Anknüpfung an die Lebenswelten von Kindern und Jugendlichen. Gerade in segre-
gierten Stadtvierteln müssen Familien unterstützt werden, um die Abhängigkeit der 
Bildungschancen der Kinder von ihrer sozialen Herkunft zu durchbrechen.  

In den letzten Jahren sind neue Möglichkeiten eröffnet worden, die hier nur grob 
skizziert werden können. Zunehmend wird öffentliche Verantwortung für Kinder 
von der Geburt an wahrgenommen. Das Projekt des Bundesfamilienministeriums 
„Frühe Hilfen für Eltern und Kinder“ hat eine beträchtliche Breitenwirkung in 
den Kommunen erreicht. Der Ausbau der Betreuung der Unter-Dreijährigen mit 
einem Rechtsanspruch ab 2013 ist ein weiterer wichtiger Schritt. Nicht nur quanti-
tativ, auch qualitativ gibt es eine Veränderung. Betreuung, Bildung und Erziehung 
sind der Auftrag, und die Kitas entwickeln sich weiter zu Familienzentren. Die 
Kompetenz der Eltern kann gestärkt werden, ebenso deren Partizipation. Neue 
Chancen der frühen Förderung, zum Beispiel der Sprachförderung, sozial benach-
teiligter Kinder werden eröffnet. Die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
erhöht die Erwerbschancen Alleinerziehender.  
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Auch aufgrund der Erfahrungen aus dem Programm „Soziale Stadt“ zur Frage, wie 
wichtig die Kooperation der Ressorts und die Bündelung der Ressourcen sind, 
wird auf der lokalen Ebene zunehmend angestrebt, Kinder- und Jugendhilfe, 
Jugendsozialarbeit und Schulsozialarbeit mit den Bildungsinstitutionen Kita und 
Schule zu verbinden. 

In den Schulen eröffnen sich zusätzliche Fördermöglichkeiten, wenn sie Ganz-
tagsschulen sind. Die Initiative des Bundes für den Offenen Ganztag an Grund-
schulen war ein erster Schritt, hat Impulse gegeben und die oft ideologisch ver-
krustete Abwehrhaltung gegen Ganztagsschulen aufgebrochen.  

Die Öffnung der Schulen in das Gemeinwesen ist ein wichtiger Schritt, auch um 
von Ausgrenzung bedrohte Eltern zu erreichen. Kita und Schule bieten Möglich-
keiten für neue soziale Kommunikationsräume. Soziale Netzwerke können an sie 
angedockt werden. Schulen werden zu Stadtteilzentren, bürgerschaftliches Enga-
gement kann eingebracht werden, zum Beispiel die Übernahme von Patenschaften 
für sozial benachteiligte Schülerinnen und Schüler. 

Die Erkenntnis ist gewachsen, dass Einzelmaßnahmen wenig erreichen. Lokale 
Bildungs- und Familienpolitik sollte einem ganzheitlichen Ansatz folgen, ein 
lokales Gesamtsystem von Bildung, Erziehung und Betreuung entwickeln. Das 
Konzept der Lokalen Bildungslandschaft mit einem klaren Schwerpunkt auf 
soziale Integration ist zukunftsweisend3. Grundlage ist eine Vernetzung der unter-
schiedlichen Bildungsakteure. Es gibt inzwischen viele Beispiele, dass eine zielge-
richtete lokale Familien- und Bildungspolitik die Teilhabechancen sozial benach-
teiligter Kinder und Jugendlicher konkret verbessern kann.  

Es bleibt auf der einen Seite die Skepsis, ob es einer sozialintegrativen lokalen 
Politik gelingen kann, soziale Integration durch mehr Kommunikation und Parti-
zipation zu verbessern und tatsächlich die Ausgeschlossenen zu erreichen. Auf der 
anderen Seite hat der Freiwilligensurvey gezeigt, dass Arbeitslose durchaus eine 
hohe Bereitschaft haben, sich bürgerschaftlich zu engagieren (vgl. Vandamme 
2008). Klaus Peter Strohmeier geht davon aus, dass soziale Integration vor Ort 
Vertrauen voraussetzt. Entsolidarisierungsprozesse führen zu Misstrauen und 
Abkapselung. Etwa nur durch offene Angebote, zum Beispiel in Bürgerzentren 
oder Stadtteilkonferenzen, kann dieses Misstrauen nicht überwunden werden. Als 
besonders geeignete Möglichkeiten nennt Strohmeier „Selbermach-Projekte“ 
sowie Maßnahmen der Arbeitsbeschaffung und Qualifizierung vor Ort: „Die 
Menschen werden bei ihren unmittelbaren Nutzungserwartungen ‚abgeholt’. Sie 
sehen, dass etwas besser wird, wenn sie es selbst tun. Die zunächst eigennützig 
motivierte Beteiligung am Projekt schafft als Sondereffekt soziale Vernetzungen 

______________ 
3  Vgl. hierzu auch die Beiträge in dem Schwerpunktheft „Kommunale Bildungspolitik“ der 

Deutschen Zeitschrift für Kommunalwissenschaften (DfK), Heft 2009/I. 
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und Integration der Bürger“ (Strohmeier 2009). Wenn die objektive Ungleichheit 
größer wird und gleichzeitig die subjektive Wahrnehmung von Ungleichheiten 
sich immer mehr verschärft, wird es umso schwieriger, die Betroffenen zu aktivie-
ren und zu beteiligen, werden Desintegrationsprozesse beschleunigt. 

Das Konzept des Programms „Soziale Stadt“ ist als Grundlage für eine Strategie 
gegen Armut und Ausgrenzung geeignet. Es fordert und fördert die Zusammenar-
beit der Ressorts auf Bundes- und Landesebene und ebenso auf der entscheiden-
den Umsetzungsebene, der kommunalen Ebene. Es muss vor allem ergänzt wer-
den durch Maßnahmen gegen Bildungsarmut und zur Stärkung von Familien. 
Stadtentwicklungspolitik muss dem Leitbild einer „Sozialen Stadt“ folgen. Ein 
zweites Leitbild ist die „Bürgerkommune“ mit direkter Beteiligung und Mitwir-
kung der Bürgerinnen und Bürger. Viele Menschen in der „Unterschicht“ sind nur 
schwer zu erreichen. Es gibt einige erfolgreiche Beispiele. Insgesamt sind aber die 
Möglichkeiten begrenzt, die Abkapselung dieser Menschen zu überwinden. Ar-
mutsprävention und Integration müssen langfristig angelegt werden, um nachhal-
tige Wirkungen zu erzielen. Deshalb ist die Verstetigung nach Auslaufen der 
Förderung notwendig. Unerlässlich ist auch eine Kontrolle der Wirksamkeit der 
Maßnahmen durch eine kommunale Sozialberichterstattung. 
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Ste fan  Werner  

Die Komplexität der „Sozialen Stadt“ evaluieren 

Vorschlag einer integrierten Prozessevaluation 

Zusammenfassung: Die soziale Stadtentwicklung ist von Komplexität gekenn-
zeichnet, da dort Wissen und Mitwirkungsbereitschaft einer Vielzahl 
an Akteuren und Politikfeldern integriert werden müssen. Im Bund-
Länder-Programm „Soziale Stadt“ hat deshalb Evaluation einen hohen 
Stellenwert, um Reflexions- und Lernprozesse zu unterstützen. Jede 
Evaluation komplexer Verhältnisse läuft jedoch Gefahr, durch Wertur-
teile, z.B. methodisch im Sinne der Durchführbarkeit oder inhaltlich 
aufgrund konkreter Ziele und Interessen, Wissensbestände auszugren-
zen. Die daraus resultierenden Handlungsempfehlungen sind grundle-
gend hinterfragbar. In dem Beitrag werden daher Möglichkeiten disku-
tiert, wie Komplexität in Evaluationen besser bewältigt werden kann: 
durch einen Fokus auf die Prozessqualität, Methoden der Selbstevalua-
tion und lernende Strukturen. Abschließend werden die theoretischen 
Überlegungen mit Hilfe des Designs einer „integrierten Prozessevalua-
tion“ für die „Soziale Stadt“ in München operationalisiert. 

 

Evaluation in der sozialen Stadtentwicklung 

„Das Wissen anderer, einschließlich derer, die betroffen sind, einzubeziehen, verringert die 
Wahrscheinlichkeit, mit unerwünschten Folgen konfrontiert zu sein (…).“ (Reuter 2006: 
S. 219) 

Um Entwicklungsziele in Städten umzusetzen und Leistungen für die Bürgerin-
nen und Bürger zu erbringen, sind Kommunen auf die Mitwirkung verschiedens-
ter Akteure angewiesen (vgl. Articus 2002: S. 6 ff.; Thalgott 2006: S. 93; Selle 
2005: S. 52 ff.; Werner 2009: S. 242 ff.). Es müssen ganzheitliche Planungs- und 
Politikprozesse organisiert werden, in denen sich möglichst alle Beteiligten und 
Betroffenen einbringen können oder deren Wissen und Lebenswelt repräsentiert 
werden (vgl. Breckner 1997: S. 45 ff.; BMVBS: S. 2; Struck 2000: S. 10). Im Poli-
tikfeld der sozialen Stadtentwicklung gewinnt dies an besonderer Bedeutung, weil 
soziale Probleme sowie anzustrebende Maßnahmen und Ziele von den jeweiligen 
Akteursgruppen oft sehr unterschiedlich interpretiert werden. Die Exklusion von 
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Wissen gefährdet hier unweigerlich die Akzeptanz von Maßnahmen, die Bereit-
schaft, an ihnen mitzuwirken, und letztlich den Erfolg von sozialer Stadtentwick-
lungspolitik. Daher sollte insbesondere die soziale Stadtentwicklung als ko-
produktiver Prozess verstanden werden (vgl. Alisch 2007: S. 305 ff.). 

Im Bund-Länder-Programm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – 
Soziale Stadt“ der deutschen Städtebauförderung wurden bereits zehn Jahre lang 
Erfahrungen mit der Gestaltung solch kooperativer Politikgestaltung und Leistungs-
erbringung gesammelt. Nach dem offiziellen Start des Programms 1999 gibt es heute 
mehrere hundert Gebiete über ganz Deutschland verteilt, die Förderung beziehen. 
Im Rahmen dessen wurden neue Verfahrensweisen ausprobiert, wurden jeweils 
gebietsbezogen integrierte Lösungen entwickelt und umgesetzt, um soziale Miss-
stände auf Quartiersebene stadtpolitisch zu bearbeiten (vgl. Häußermann 2006: 
S. 285 ff.; Walther 2005: S. 111 ff.). Um diese Erfahrungen auszuwerten, wurde das 
Programm 2003/04 nach knapp fünf Jahren Laufzeit in einer sehr umfangreichen 
Zwischenevaluation durch das IfS – Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik 
bundesweit bewertet (IfS 2004). Außerdem wurden regelmäßig durch das Deutsche 
Institut für Urbanistik (Difu) Befragungen durchgeführt (Difu 2006, 2007), die 
ebenfalls die Qualität des Programmfortgangs dokumentieren und Handlungsorien-
tierung für Programmverantwortliche bieten. Die zuletzt durchgeführte dritte bun-
desweite Befragung behandelte explizit die Wirkungen des Programms.  

In diesem Beitrag sind die Methodik sowie die in der Zwischenevaluation und der 
dritten bundesweiten Befragung ermittelten und erhobenen „Kennzahlen“ der 
„Sozialen Stadt“ Gegenstand einer kritischen Auseinandersetzung. Der eher quanti-
tativ konnotierte betriebswirtschaftliche Begriff der „Kennzahlen“1 wird hier im 
übertragenen Sinne für die soziale Stadtentwicklung verwendet, obwohl dort ver-
gleichsweise mehr qualitative Informationen als in der Betriebswirtschaftslehre 
genutzt werden. Auch in der sozialen Stadtentwicklung orientieren sich Verantwort-
liche an Determinanten2 und Indikatoren3 in der Hoffnung, dass sie Informationen 
darüber erhalten, wo nachgesteuert werden muss. Ob ein solches Kennzahlenmana-
gement erfolgreich sein kann, liegt mit Sicherheit zum großen Teil an der Qualität 
der verwendeten „Kennzahlen“, daran, wie der Empfänger sie interpretiert, und an 
der Erhebungsmethode. Der Erfolg von sozialen Maßnahmen ist nämlich nur 
schwer messbar, weil er in der Regel wenig sichtbar ist, sich oft erst langfristig ein-
stellt und Ursachen nicht unbedingt direkt einer konkreten sozialen Maßnahme 

______________ 
1  Bezeichnung in der Betriebswirtschaftslehre für Zahlen, die über Soll- und Istwerte der 

Unternehmensentwicklung informieren (vgl. Ossola-Haring 2006: S. 7 f.). 
2  Determinanten sind „Bestandteile bzw. Faktoren (…), die den Sozialraum bestimmen bzw. 

die zu dessen Beeinflussung bzw. Steuerung notwendig sind (…)“ (Huber 2004: S. 73). 
3  Indikatoren sind die Konkretisierung von Determinanten in Form von operationalisierten, 

empirisch erfassbaren Einheiten (vgl. Wottawa/Thierau 1998: S. 87). 
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zugeordnet werden können. Dieses Kausalitätsproblem erschwert und verkompli-
ziert Bewertungsversuche erheblich und rechtfertigt es prinzipiell, deren Ergebnisse 
kritisch zu hinterfragen (vgl. Friedrichs/Hommerich S. 45 ff.; Bauer 2005: S. 58 ff.; 
Stegen 2006: S. 252). Gleichzeitig produzieren aber die komplexen Interaktionsbe-
ziehungen und inhaltlichen Interdependenzen in der „Sozialen Stadt“ eine große 
Nachfrage nach Evaluationen. Diese sollen als Entscheidungs- und Orientierungs-
hilfe, als Optimierungsinstrument oder als Mittel, um Legitimation herzustellen, um 
zu kontrollieren, zu dokumentieren und vieles mehr, dienen (vgl. Bauer 2005: 
S. 58 ff.; Wottawa/Thierau: S. 13 f.). Sie sind somit keineswegs objektiv, sondern 
streben ganz konkrete Ziele an. Der Prozess der Urteilsbildung bzw. der Bewertung 
setzt zudem voraus, dass eine normative Vorstellung davon existiert, wie die zu 
bewertende Wirklichkeit konstruiert ist. Ferner müssen Grundwerte festgelegt sein, 
auf Basis derer Urteile getroffen werden können. Eine objektive Bewertung ist somit 
nicht möglich, weil Normen von politischen oder gesellschaftlichen Gruppen 
gesetzt und Wirklichkeit abbildende Indikatoren von Fachleuten vorgeschlagen 
werden. Um Objektivität zu erzielen, müsste man also die Werturteile aller Beteilig-
ten und Betroffenen im Prozess der sozialen Stadtentwicklung berücksichtigen, was 
praktisch schwer umsetzbar ist. Daher ist es notwendig, im Evaluationsprozess 
zwischen der subjektiven Werteebene und der objektivierbaren anwendungsbezoge-
nen Sachebene zu trennen (vgl. Bauer 2005: S. 73 ff.).  

Unter den Voraussetzungen der Kausalitätsproblematik und der vielen unter-
schiedlichen Akteursperspektiven bei komplexen Aufgabenstellungen oder Pro-
grammen ist das einfache Messen von Wirkungen schlichtweg unmöglich. Aus 
dieser Problemlage bei Evaluationen von komplexen Verhältnissen ergibt sich 
folgende Fragestellung dieses Beitrags: Wie ist es in einer Evaluation von sozialen 
Maßnahmen oder Programmen möglich, die komplexen Rahmenbedingungen 
und die Zuordnungsproblematik von Ursache und Wirkung in sozialen Kontex-
ten ausreichend zu berücksichtigen? 

Bevor im Folgenden ein methodischer Lösungsweg in Form einer integrierten Pro-
zessevaluation hergeleitet wird, werden zuerst die Komplexitätsproblematik in der 
sozialen Stadtentwicklung näher erläutert und vorhandene Bewertungsansätze der 
„Sozialen Stadt“ diskutiert. 

 

Komplexitätsproblematik in der sozialen Stadtentwicklung 

Der gesellschaftliche Kontext in der sozialen Stadtentwicklung kann heutzutage als 
komplex bezeichnet werden, da er aus einer Vielzahl verschiedener, stark speziali-
sierter Bestandteile besteht, die darüber hinaus zueinander in Abhängigkeit stehen 
(vgl. Willke 2006: S. 19 ff.). Durch diese funktionale Differenzierung wächst zum 
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einen die sachliche Komplexität, da unterschiedliche gesellschaftliche Bereiche 
nebeneinander existieren und sich voneinander durch spezifische Ziele und Ar-
beitsweisen abgrenzen. Zum anderen gewinnt die soziale Komplexität an Bedeu-
tung, weil Interaktionszusammenhänge immer unüberschaubarer werden. Außer-
dem nimmt die zeitliche Komplexität aufgrund der Tatsache zu, dass jedes Teilsys-
tem spezifische Zeithorizonte bei eigenen Projekten verfolgt. Zudem kann man ein 
Anwachsen operativer Komplexität beobachten. Damit ist das Entstehen von diffe-
renzierten Organisationsformen gemeint, um mit der immer unübersichtlicheren 
Umwelt zurechtzukommen. Die Komplexität der operativen Abläufe selbst kann 
schließlich zum Problem werden. Zuletzt ist noch das Phänomen der kognitiven 
Komplexität zu nennen, weil in hochgradig differenzierten Gesellschaften auch 
vielfältige Wahrnehmungsunterschiede von Problemen und adäquaten Lösungen 
bestehen (vgl. ebenda: S. 85 ff.). Folgen dieser Entwicklung sind eine intensive 
Verflechtung und Interdependenz in Politikprozessen (vgl. Benz 1992: S. 149 ff.; 
Jacobs 1962: S. 376; Willke 2001: S. 121; Münch 2001: S. 192 ff.).  

Viele Probleme der sozialen Stadtentwicklung können in diesem Rahmen unmög-
lich durch einen einzigen Akteur bearbeitet werden. Es existieren parallel unter-
schiedliche Wahrnehmungen von Problemen und deren Lösungsmöglichkeiten, 
und die Umsetzung von Lösungen kann zudem meist nur in Ko-Produktion 
realisiert werden. Da solche Probleme nicht eindeutig bestimmbar sind und deren 
Lösungsansätze weit reichende und unkalkulierbare räumliche, zeitliche und 
soziale Wirkungen haben können, werden sie in der Literatur auch als „bösartig“ 
(Reuter 2006: S. 214 ff.), „komplex“ (Kestermann 1997: S. 53 f.) oder „wicked“ 
(Schridde 2005: S. 141 ff.) bezeichnet.  

Jeder Versuch, diese komplexen Verhältnisse im Sinne der Operationalisierbarkeit 
zu reduzieren, ist gleichzeitig ein Ausschluss von Wissen (vgl. Reuter 2006: 
S. 219). Wenn ein Problemfeld räumlich, zeitlich oder inhaltlich begrenzt wird, 
dann kann zwar besser projektbezogen mit Innovationen experimentiert werden, 
aber die Entwicklung des Projekts läuft Gefahr, sich von benachbarten Räumen 
oder Inhalten zu isolieren oder sich nur kurzfristig zu orientieren (vgl. Ibert 2003: 
S. 124 ff.). Die Alternative, Freiräume zu schaffen, in denen sich sämtliches Wis-
sen selbstgesteuert integrieren kann, wirft jedoch das Problem der Selektivität 
durch Machtverhältnisse auf. Problem- und Lösungsdefinitionen werden höchst-
wahrscheinlich zu Gunsten von handlungsmächtigen Akteuren ausfallen (vgl. 
Mayntz 2001: S. 27). Um dem damit verbundenen Demokratiedefizit vorzubeu-
gen, werden viele Programme der sozialen Stadtentwicklung sehr verwaltungs- 
bzw. politikzentriert oder zentral durch ein Quartiersmanagement gesteuert (vgl. 
Eckardt 2005: S. 237 ff.). Diese Steuerungsinstanzen sind jedoch erwartungsgemäß 
leicht überfordert mit der Integration der vielfältigen Wissens- und Ressourcenbe-
stände (vgl. Gawron 2005: S. 165 ff.). Die Folge sind unweigerlich erneut Demo-
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kratiedefizite, da in diesem Politikprozess nicht das Wissen und die Handlungslo-
giken aller Betroffener berücksichtigt werden können (vgl. Scharpf 1973: S. 53 ff.). 

Die vorangegangenen Erläuterungen zu Komplexität lassen Zweifel darüber 
aufkommen, ob Kausalketten in der sozialen Stadtentwicklung eindeutig be-
stimmbar sind (vgl. Stein/Stock 2005: S. 305). Inwiefern unter diesen Vorausset-
zungen Evaluationen eine gute Basis für Handlungsempfehlungen sein können, 
ist Gegenstand des folgenden Abschnitts, in dem dies am Beispiel der Zwischen-
evaluation der „Sozialen Stadt“ und der dritten bundesweiten Befragung aller 
Gebiete diskutiert wird. 

 

„Kennzahlen“ der „Sozialen Stadt“ im Fokus 

Die 2003/04 durchgeführte Zwischenevaluation des Programms „Soziale Stadt“ 
„soll[te] den Kommunen zeitnahe Informationen über den Fortgang des integrier-
ten Erneuerungsansatzes in den Stadtteilen bieten“ (ARGEBAU 2005: S. 22). Sie 
wurde durch eine interdisziplinär besetzte Expertengruppe aus Vertreterinnen und 
Vertretern der Bundes- und Länderressorts, des Deutschen Städtetages, des Difu 
(als Programmbegleitung), der Wissenschaft und der kommunalen Praxis gesteu-
ert. Das letztendliche Gutachten wurde durch das IfS erstellt (vgl. Haack 2005: 
S. 55 ff.). Die Ziele der Zwischenevaluation richteten sich nach den zwei grundle-
gend unterscheidbaren Programmzielen der „Sozialen Stadt“: Verbesserung der 
sozialen Situation in den Programmgebieten und Veränderung der politisch-
administrativen Abläufe hin zu einer integrierten Stadtentwicklungspolitik. Daraus 
ergeben sich die zwei analytischen Ebenen der Evaluationsstudie: eine Ergebnis- 
und Wirkungsanalyse des Programms in den Gebieten und eine Prozessanalyse 
des angestrebten Politikwandels (siehe Übersicht 1). 

Die Autoren der Zwischenbewertung machen jedoch deutlich, dass es nicht 
einfach ist, Ergebnisse und Wirkungen zu messen, und stützen sich deshalb 
schwerpunktmäßig auf qualitative Informationen. Um eine ausgewogene Ein-
schätzung des Programmfortgangs zu erhalten, werden überdies unterschiedliche 
Perspektiven von beteiligten und programmexternen Akteuren bei der Evaluation 
mit einbezogen. Dabei greifen die Evaluierenden auf eine Kombination folgender 
quantitativer und qualitativer Methoden zurück (vgl. IfS 2004: S. 9 ff.): 

 Sekundäranalysen von Difu-Materialien,  
 vertiefende Datenanalysen von Programmstatistiken,  
 Analyse der schriftlichen Erhebungen durch die Programmbegleitung,  
 Auswertung von vier Länderevaluierungen,  
 Experteninterviews auf Länder- und Bundesebene,  
 Gebietsquerschnitt von 13 Fallstudien,  
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 schriftliche Befragung von 1 800 programmexternen Akteuren,  
 Fachgespräche. 
 

Übersicht 1: Zentrale Forschungsfragen der Zwischenevaluation 

Analyse der politisch-administrativen Abläufe: 
 Ist die Strategie der „Sozialen Stadt“ bezüglich der 

Problemlagen angemessen? 
  Wie gelingt die Koordination der Länderstrategien 

und -programme mit dem Bund-Länder-Programm 
„Soziale Stadt“? 

 Wie gut passen die verwendeten Instrumente zur 
Strategie? 

 Haben sich geschaffene Organisationsstrukturen 
bewährt? 

 Ist die Ressourcenbündelung in den Gebieten 
gelungen, und wie gestaltet sich das Verhältnis von 
investiven und nicht-investiven Mitteln? 

 Wie gut konnte man integrierte Entwicklungsstrate-
gien entwickeln? 

 Welche Bedeutung haben die integrierten Hand-
lungskonzepte, und wie klar und konsequent wer-
den Ziele formuliert und deren Erreichungsgrad 
überprüft? 

 Haben sich nachhaltige Strukturen der Zusam-
menarbeit zwischen öffentlichen, privaten und 
gesellschaftlichen Akteuren gebildet? 

 Welchen Stellenwert haben Quartiersmanage-
ments, und welche Akteure sind bei Entscheidun-
gen über die Mittelverwendung einbezogen? 

 Wie gut konnte die Bevölkerung, insbesondere 
Migranten, in den Gebieten aktiviert bzw. befähigt 
werden, einen Beitrag zur Problemlösung zu 
leisten? 

 
Analyse der Wirkungen bzw. Ergebnisse: 
Wie sind die Einschätzungen der Befragten … 
 was mit dem Programm angestoßen wurde? 
 wie sich die Wahrnehmung des Gebiets und 

seiner Situation verändert hat?  
 wie sich die sozioökonomische Lage in den 

Gebieten entwickelt hat? 

Quelle: Eigene Darstellung nach IfS 2004. 

 

Als Ergebnis wird in der Studie befunden, dass die „Soziale Stadt“ ein gutes 
Instrument zur Bekämpfung von sozialer Ausgrenzung und zur Stabilisierung 
benachteiligter Quartiere sein kann. Ihr wird die Kapazität attestiert, ein sozial 
verträgliches Zusammenleben von verschiedenen ethnischen Gruppen fördern 
und negative Kontexteffekte auf die Lebenschancen der Bewohnerinnen und 
Bewohner verringern zu können. Insgesamt halten die Evaluierenden das Pro-
gramm für ein Positivbeispiel für kooperativen Föderalismus. Problemdiagnosen 
und Zielformulierungen, die gebietsbezogene Mittelbündelung, die Vernetzung 
mit Schulen, die Integration sozial marginalisierter Haushalte und die Strategien 
für das Handlungsfeld Lokale Ökonomie erscheinen ihnen jedoch oftmals verbes-
serungswürdig. Besonders betont wird, dass die „Soziale Stadt“ noch mehr als 
lernendes Programm implementiert werden sollte, wofür einheitliche Indikatoren 
für ein begleitendes Monitoring sehr förderlich wären (vgl. Häußermann 2005: 
S. 75 ff.; Aehnelt 2005: S. 63 ff.). 

Die dritte bundesweite Befragung 2005/06 (vgl. Difu 2006, 2007) beschäftigt sich 
mit dieser Herausforderung. In ihr wurden auf Basis der bereits vorliegenden 
Erfahrungen und Evaluationsergebnisse ein einheitliches Set von Determinanten 
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und Indikatoren in einem standardisierten Fragebogen operationalisiert und damit 
die Programmverantwortlichen aller Gebiete der „Sozialen Stadt“ befragt. Das 
Ergebnis sind neun Determinanten, die anhand von insgesamt über 50 Indikato-
ren empirisch abgeprüft wurden (siehe Übersicht 2). 
 

Übersicht 2:  Determinanten und Indikatoren im Überblick  

1 Eigenschaften der Gebiete: Grundlage der Gebietsauswahl; Auswahlkriterien; Gesamtstädtischer Zu-
sammenhang; Bedeutung von Aktivierung der Quartiersbevölkerung; Sachliche und räumliche Abgrenzung; 
Belastungsgrad durch Arbeitslosigkeit und Sozialhilfeabhängigkeit; Anteil Migranten-Haushalte; Bedeutung 
von sozialen Entwicklungszielen gegenüber städtebaulichen; Zielgruppenorientierung. 

2 Integrierte Handlungskonzepte: Bedeutung bei Steuerung; Federführung; Lückenhaftigkeit; Schwerpunk-
te; Beteiligte Referate; Einbindung verwaltungsexterner Akteure; Politische Rückendeckung; Wertschätzung 
durch kommunale Ansprechpartner. 

3 Maßnahmenschwerpunkte: Ausgewogenheit Handlungsfelder; Wichtigkeit Handlungsfelder; Räumliche 
Schwerpunktbereiche; Definition Schlüsselprojekte. 

4 Finanzierung und Mittelbündelung: Höhe der Mittel; Leistung kommunaler Anteil; Nicht-investive 
Förderung; Erfolg Mittelbündelung; Anteil privater Mittel; Aktive Ebene bei Mittelbündelung. 

5 Organisation und Management: Berücksichtigte Handlungsebenen; Bedeutung Ämterkoordination, PR 
und Berichtswesen; Einbindung Ressorts Soziales und Kinder- und Jugendhilfe; Qualität Kooperationsbe-
ziehungen; Quartiersmanagement. 

6 Aktivierung und Beteiligung: Netzwerk von Gebietsakteuren; Problembezogene Arbeitsgruppen; Aktivie-
rungsmethoden; Gruppenspezifische Angebote; Verfügungsfonds; Zufriedenheit mit Aktivierung; Quartiers-
bezogene PR-Kanäle; Wirkungseinschätzung PR. 

7 Verstetigung: Diskussion von Verstetigung; Akzeptanz der Ziele; Tragfähige Strukturen. 
8 Monitoring und Erfolgskontrolle: Stadtentwicklungsmonitoring; Aktualisierung von Daten; Fördermonito-

ring; Prozessevaluierung; Externe Evaluierung. 
9 Umsetzung und Wirkung: Materiell; Nicht-materiell; Zentrale zukünftige Handlungsfelder. 

Quelle: Eigene Darstellung nach Difu 2006, 2007. 

 

Grundsätzlich scheinen die Zwischenevaluation und die dritte bundesweite Befra-
gung sehr gewissenhaft, wissenschaftlich und transparent durchgeführt worden zu 
sein und entsprechen auch weitestgehend den durch die Deutsche Gesellschaft für 
Evaluation (DeGEval) gesetzten Standards für Evaluationen: Nützlichkeit4, 
Durchführbarkeit5, Fairness6 und Genauigkeit7 (vgl. DeGEval 2008: S. 10 ff.). Da 

______________ 
4  Identifizierung der Beteiligten und Betroffenen, Klärung der Evaluationszwecke, Glaubwür-

digkeit und Kompetenz des Evaluators, Auswahl und Umfang der Informationen, Transpa-
renz von Werten, Vollständigkeit und Klarheit der Berichterstattung, Rechtzeitigkeit der Eva-
luation, Nutzung und Nutzen der Evaluation. 

5  Angemessene Verfahren, Diplomatisches Vorgehen, Effizienz von Evaluationen. 
6  Formale Vereinbarung, Schutz individueller Rechte, Vollständige und faire Überprüfung, 

Unparteiische Durchführung und Berichterstattung, Offenlegung der Ergebnisse. 
7  Beschreibung des Evaluationsgegenstandes, Kontextanalyse, Beschreibung von Zwecken und 

Vorgehen, Angaben von Informationsquellen, Valide und reliable Informationen, Systemati-



Stefan Werner   

 

86 DfK          2009/II 

 
  

 

bei beiden Studien bundesweit überaus große Datensätze verarbeitet werden 
mussten, ist es sicherlich legitim und notwendig, dass im Sinne der Durchführ-
barkeit Reduktionen durchgeführt wurden. Dies sollte bei folgenden Kritikpunk-
ten bedacht werden; denn bei ein paar Aspekten lohnt es sich, genauer hinzuse-
hen: der Transparenz von Werten, der Kontextanalyse, der Validität von Informa-
tionen und der Meta-Evaluation. 

Hinsichtlich der Methodik fällt auf, dass bei der Difu-Befragung die kommunalen 
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner, bei der Zwischenevaluation eine 
Auswahl von Experten und programmexternen Organisationen im Fokus der Erhe-
bung von Einschätzungen gestanden haben. Dies reproduziert automatisch be-
stimmte Werte; hier jene der ausgewählten und befragten Personen. Dieser Um-
stand rechtfertigt die Frage, „ob das gemessen wird, was gemessen werden sollte“ 
(Friedrichs 1973: S. 102), also die Frage nach der Validität der Informationen. 
Beteiligte oder betroffene Akteure wie z.B. Schulleiterinnen und Schulleiter, Arbeits-
lose, Vertreterinnen und Vertreter von Stadtteilparlamenten, Bürgervereinen, Bürge-
rinnen und Bürger mit Migrationshintergrund etc. hätten wahrscheinlich auch 
andere Einschätzungen abgegeben als z.B. die kommunalen Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartner. Wenn man zudem von komplexen Gesellschaftsverhältnissen 
und Problemlagen ausgeht, ist in Zweifel zu ziehen, ob man mit den erhobenen 
Daten verschiedene Wirklichkeitskonstruktionen ausreichend erfassen kann.  

Des Weiteren bietet sich auch die kritische Reflexion der verwendeten „Kennzah-
len“, also Determinanten und Indikatoren, an. Die Autoren der Zwischenevaluation 
gehen sehr bewusst mit der Kausalitätsproblematik um. Nichtsdestotrotz fließen die 
Ergebnisse der Zwischenevaluation in das recht ausdifferenzierte Indikatorensystem 
der dritten bundesweiten Befragung ein. Die Anwendung dieser „Kennzahlen“ ohne 
Anpassung an lokale Bedingungen ist gleichbedeutend mit einer Übernahme der 
dahinter liegenden Werteaussagen. Es ist im Sinne der Nützlichkeit der Evaluation 
höchst zweifelhaft, ob die adaptierten Indikatoren der lokalen Situation gerecht 
werden können. Eine der zentralen Fehlerquellen bei Indikatorenkonzepten für 
Evaluationen liegt darin, dass die getroffene Auswahl von Indikatoren nicht alle 
Merkmalsgruppen und raum-zeitlichen Besonderheiten berücksichtigt. In diesem 
Fall wären die Indikatoren nicht vollständig und würden den Aussagebereich nicht 
hinreichend abdecken. Daher ist es wichtig, dass die Ansichten der Beteiligten und 
Betroffenen in einem Evaluationsgebiet bei der Entwicklung der Indikatoren ausrei-
chend berücksichtigt werden (vgl. Bauer 2005: S. 94 ff.). 

Die subjektive Werteebene hinter beiden Studien hätte, z.B. im Rahmen einer 
Kontextanalyse oder einer Meta-Evaluation, noch mehr problematisiert werden 

______________ 
sche Fehlerprüfung, Analyse qualitativer und quantitativer Informationen, Begründete 
Schlussfolgerung, Meta-Evaluation. 
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können. Anderenfalls laufen die Ergebnisse Gefahr, zu einseitig interpretiert zu 
werden und falsche Handlungsanreize für die Praxis zu setzen.  

Es bleibt die Frage, wie das relevante lokale Wissen aktiviert, verarbeitet und 
integriert werden kann, um Indikatoren objektiv und valide festzulegen. 

 

Wege der Bewältigung von Komplexität in Evaluationen 

Die größte Herausforderung bei Evaluationen in sozialen Kontexten liegt darin, 
die Komplexität der verschiedenen Wirklichkeitskonstruktionen zu erfassen und 
gleichzeitig den damit verbundenen Aufwand an Informationsverarbeitung prak-
tikabel zu gestalten. 

Da die Komplexität des Sozialen nur schwer als Ganzes darzustellen ist und die 
Verwirklichung sozialer Ziele in einem bestimmten Raum maßgeblich von dem 
Handeln der dort relevanten Akteure abhängt, bietet es sich an, die Prozesse bei 
Evaluationen in den Fokus zu nehmen (vgl. Herrmann/Lang 2001: S. 29 ff.; 
Beckmann 2006: S. 178 ff.). Die Qualität des Prozesses bemisst sich daran, ob es 
gelingt, die raumgestaltenden Akteure in einem Gebiet und deren Steuerungsres-
sourcen, also die endogenen Potenziale, zu mobilisieren (vgl. Fassbinder 1996: 
S. 147). Prozessergebnisse werden bei einem solchen Vorgehen nicht vorgegeben 
und abgeprüft, sondern es wird die Qualität der gemeinsamen Interaktion, der 
Zusammenarbeit oder der Kooperation der Beteiligten und Betroffenen in den 
Vordergrund der Bewertung gestellt. Das individuelle Handeln und die Interakti-
on dieser Akteure konstituieren schließlich den Sozialraum. Nur sie können 
Leistungen, wie die Umsetzung der Ziele der „Sozialen Stadt“, erbringen. Ein 
einzelner Akteur alleine ist dazu nicht imstande.  

Die Informationsverarbeitungskapazitäten werden durch diesen Fokus auf die 
Qualität des Prozesses erhöht, weil die eigenen Ressourcen nicht durch Versuche, 
irgendwelche Kausalitäten abzubilden, die ohnehin zweifelhaft sind, verbraucht 
werden. Es wird ergebnisoffen vorgegangen. Dies folgt der Annahme, dass bei 
einer guten Prozessqualität die endogenen Akteurspotenziale die Kapazitäten 
aufbringen, Probleme korrekt zu definieren, adäquate Lösungen zu ermitteln und 
gemeinschaftlich zu erbringende Leistungen umzusetzen. Die verschiedenen im 
Prozess vorhandenen Rationalitäten sowie die Art und Weise von deren Koordi-
nation im Prozessablauf rücken also in den Vordergrund. Um darüber verlässliche 
und valide Aussagen treffen zu können, muss ein entsprechendes Evaluationsde-
sign das zur Verfügung stehende Wissen über den Prozess integrieren können. 
Darum ist es nötig, die am Prozess beteiligten bzw. davon betroffenen Akteure 
möglichst früh und auch bei der Entwicklung der Indikatoren einzubeziehen, um 
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sich deren Akzeptanz und Mitwirkungsbereitschaft zu sichern (vgl. Pollermann 
2007: S. 68 ff.; Stein/Stock 2005: S. 302 ff.).  

Je mehr Akteure an einem zu bewertenden Prozess beteiligt oder davon betroffen 
sind, desto mehr Aufwand bedeutet es, jeden Einzelnen durch unabhängige 
Evaluierende zu befragen. Die vielen Wissens- und Meinungsträger können zu 
einem „Problem der großen Zahl“ (vgl. Scharpf 1993: S. 67) und der Durchführ-
barkeit werden. Es gibt drei Möglichkeiten, um damit umzugehen. Entweder man 
reduziert wissentlich die Zahl der Befragten, z.B. durch Expertenbefragungen, 
oder man investiert mehr Ressourcen, um genügend Informationserhebungs- und 
Informationsverarbeitungskapazitäten aufzubringen. Die dritte Lösung besteht 
darin, auf die dezentralere Methode der Selbstevaluation zurückzugreifen, in der 
Prozessbeteiligte sich selbst, einander und ihre eigene Arbeit beurteilen. 

Das ILS NRW stellt in einem Handbuch eine Methode zur Selbstevaluation im 
Kontext von integrierten Stadtentwicklungsprogrammen vor, die sich in vier 
Bausteine untergliedert. Der erste Baustein umfasst die Prozessorganisation, in der 
eine verwaltungsinterne Gesprächsrunde ein gemeinsames Grundverständnis von 
Zielen und einen groben Planungsverlauf der Selbstevaluation mit Zeit- und 
Kostenplan entwickelt. Der zweite Baustein beschäftigt sich unter breiter Mitwir-
kung von verschiedenen beteiligten und betroffenen Akteuren mit der Entwick-
lung eines Zielesystems8. Der dritte Baustein beinhaltet die Bildung von Indikato-
ren und die Erhebung der Daten unter Beteiligung unterschiedlichster Akteure. 
Der vierte und letzte Baustein besteht aus dem Berichtswesen, um die gesammel-
ten Daten zielgruppenadäquat aufzubereiten und die Ergebnisse zu kommunizie-
ren und nachhaltig zu sichern (vgl. Sucato/Haack 2004: S. 13). 

Die Selbstevaluation wird zwar zentral über ein Steuerungsgremium der Pro-
grammverantwortlichen in der Verwaltung konzipiert und initiiert, sie nutzt aber 
die etablierten Programmstrukturen, um angemessene Ziele und adäquate Indika-
toren zu finden. Die Informationsverarbeitung wird durch ein solches Vorgehen 
erleichtert und die Komplexität reduziert, weil Kontrolle an die Prozessbeteiligten 
abgegeben wird. Der Erfolg hängt hier also maßgeblich von der kooperativen 
Gestaltung des Evaluationsprozesses ab. Wenn die verschiedenen am Programm 
beteiligten oder davon betroffenen Akteure der Selbstevaluation nicht akzeptie-
rend gegenüberstehen oder darin nicht ernst genommen werden, ist es sehr un-
wahrscheinlich, dass sie ihr Wissen offen zur Verfügung stellen. Die Bereitschaft 
zum gemeinsamen Lernen ist also notwendig. 

______________ 
8  Ein Zielesystem ist eine hierarchische Gliederung von abstrakten Leitzielen (z.B. Stabilisierung 

der sozialen Entwicklung), etwas konkreteren strategischen Zielen (z.B. Erhalt und Verbesserung 
von Beschäftigungsmöglichkeiten), noch konkreteren operativen Zielen (z.B. Beratung und Un-
terstützung von Existenzgründungen) und ganz konkreten Maßnahmen (z.B. Art und Menge 
des Beratungsangebotes von Existenzgründungen) (vgl. Sucato/Haak 2004: S. 31). 
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Lernen erfordert den Willen oder die Offenheit, Veränderungen und Bewegungen 
des Bisherigen zuzulassen. Vorteile von Lernen bestehen zum einen darin, dass 
dadurch sinngebende Werte und mentale Modelle reflektiert und modifiziert 
werden können, die das Handeln von Prozessbeteiligten letztlich bestimmen. 
Zum anderen sind durch Lernen Persönlichkeitsentwicklung und das Überneh-
men von Vorbildfunktionen möglich. Außerdem erlaubt kooperatives Lernen die 
integrative Entwicklung von gemeinsamen Zukunftsvisionen und fördert durch 
diesen Dialog die Bildung von Netzwerken für gemeinsames Handeln. Überdies 
ist die wertvolle Erkenntnis möglich, dass sich durch ganzheitliches Systemdenken 
ein Gemeinwesen tatsächlich verändern lässt (vgl. Schaffer 2004: S. 189). Insbe-
sondere in so komplexen und unübersichtlichen Aufgabenfeldern wie dem der 
sozialen Stadtentwicklung kann die Erfahrung, etwas verändern zu können, un-
gemein motivierend wirken. Gegenteilige Erfahrungen schlagen dagegen häufig 
die Brücke zum Defätismus. 

Kooperative Lernprozesse ermöglichen den beteiligten Akteuren, ihre eigenen 
Stärken und Schwächen selbst zu beobachten und zu reflektieren (vgl. Pollermann 
2007: S. 70). Die Informationsverarbeitung wird durch eine solche Lernkultur 
erleichtert und die Komplexität reduziert, weil Informationen kooperativ verarbei-
tet werden. Prozessbeteiligte sind bereit, ergebnisoffen neue Wege zu gehen und 
ihr Handeln selbst und miteinander zu reflektieren. Selbstverständlich erfordert 
eine solche Lernkultur Vertrauen und einen geschützten Raum. Um kooperative 
Lernprozesse anzustoßen, eignen sich insbesondere formative Evaluationen9. 
Summative Evaluationen werden im Gegensatz dazu oft als Instrument zur Re-
chenschaftsablegung verwendet (vgl. Wilhelm 2005: S. 132). 

 

Integrierte Prozessevaluation10 

Die integrierte Prozessevaluation ist deshalb integriert, weil sie externes und 
internes Expertenwissen von unabhängigen Evaluierenden und Prozessbeteiligten 
mit einbezieht. Zudem verfolgt sie das Ziel, nachhaltiges und integriertes Lernen 
anzustoßen und zu unterstützen. Außerdem ist sie integriert, weil bei der Evalua-
tion bewusst auf die schon bestehenden Arbeitsstrukturen zurückgegriffen wird, 

______________ 
  9  Grundlegend wird zwischen formativen und summativen Evaluationsmodellen unterschie-

den. Während formative Evaluationen Informationen über noch in Vorbereitung oder 
Durchführung befindliche Evaluationsobjekte liefern, bewerten summative Evaluationen be-
reits abgeschlossene Objekte (vgl. Wottawa/Thierau 1998: S. 63 f.). 

10  Der Ansatz einer integrierten Prozessevaluation wurde durch den Autor gemeinsam mit Eva 
Bruns, Quartiersmanagement des Gebiets der „Sozialen Stadt“ Ramersdorf/Berg-am-Laim in 
München, und Dr. Rafael Stegen, Wirtschafts- und Sozialgeograph an der Ludwig-
Maximilians-Universität, entwickelt. 
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um einerseits dortige Kapazitäten und Kompetenzen zu nutzen und andererseits 
die Beteiligten für den angestrebten Lernprozess zu aktivieren. Bei dieser Methode 
werden der Ist-Zustand der verfolgten Ziele, Strategien und Umsetzungspraxen 
kooperativ erhoben und in Folge nach Möglichkeiten der Verbesserung gesucht. 

Das hier dargestellte Evaluationsdesign bezieht sich auf die Programmstrukturen 
der „Sozialen Stadt“ in München (vgl. Abbildung 1).  
 

Abbildung 1:  Organigramm der „Sozialen Stadt“ in München 

Lenkungsgruppe
„Soziale Stadt“

(LGS)

Mitglieder:
Referatsvertreter

Geschäftsführung:
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Quartiersmanagement, 
Stadtteilbüro

Sanierungstreuhänder 
MGS

Quartier

Projektteams
Arbeitsgruppen
Veranstaltungen

Foren

 

Quelle: Eigene Darstellung nach Landeshauptstadt München (2008) mit Veränderungen. 

 

Dort gibt es drei zu unterscheidende Handlungsebenen. Erstens existiert auf der 
Makroebene das strategische verwaltungsdominierte Steuerungsgremium der 
Lenkungsgruppe (LGS). Zweitens fungiert auf der Mesoebene die Koordinierungs-
gruppe (KG) als operatives gebietsbezogenes Steuerungsgremium. In der KG sind 
Verwaltung, lokale Politik (Bezirksausschuss), gebietsbezogene Vernetzungsstruk-
turen (REGSAM11) und viele Vertreterinnen und Vertreter von Gebietsakteuren 
personell repräsentiert. Die KG wird durch ein externes Quartiersmanagement 
moderiert. Daran angegliedert ist die Mikroebene der Maßnahmenumsetzung mit 
vielen unterschiedlichen Projektträgern und -beteiligten. 

______________ 
11

 Regionale Netzwerke für Soziale Arbeit in München. 
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Die integrierte Prozessevaluation besteht aus vier Schritten, die durch eine interne 
Steuerungsgruppe und eine externe Begleitung gesteuert werden (vgl. Abbildung 2).  
 

Abbildung 2: Integrierte Prozessevaluation 
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Quelle: Eigene Darstellung. 

 

LGS und KG benennen bzw. legitimieren eine für alle Prozessbeteiligten repräsenta-
tive Steuerungsgruppe. Die externe Begleitung berät die Steuerungsgruppe und 
nimmt verschiedene operative und unterstützende Aufgaben im Evaluationsprozess 
wahr. 

Der erste Evaluationsschritt umfasst die Vorarbeiten. Die externe Begleitung 
ermittelt die Grundgesamtheit der Akteure und der Maßnahmen durch Doku-
mentanalysen, vorbereitende Gespräche und gegebenenfalls Vorerhebungen. Aus 
dem gesammelten Material entnimmt sie, soweit möglich, Hinweise zum schon 
bestehenden Zielesystem und den Prozessstrukturen und lässt diese Informationen 
in ein erstes Design der Erhebungsbögen einfließen. Außerdem macht sie detail-
lierte Vorschläge zur methodischen Umsetzung. Die repräsentative Steuerungs-
gruppe validiert die konzeptionelle Vorbereitungsarbeit der externen Begleitung. 
Zudem trifft sie die grundlegenden Werturteile über Evaluationsziele, Methodik, 
inhaltliche Schwerpunkte und Prioritäten bezüglich der Bewertungskriterien in der 
Evaluation. Es bietet sich an, diese Wertaussagen im Rahmen methodisch gut 
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aufbereiteter Auftaktworkshops gemeinsam zu entwickeln. Die in den Vorarbeiten 
getroffenen Entscheidungen können zudem in den Gremien der LGS und KG 
rückgekoppelt werden, um sie zu legitimieren und eine breite Akzeptanz und 
Mitwirkungsbereitschaft zu sichern.  

Der zweite Evaluationsschritt, die Befragung, beinhaltet zwei verschiedene Erhe-
bungsgruppen. Diese sind zum einen die strategischer arbeitende Gruppe von KG 
und LGS und zum andern die operativer agierende Gruppe der Projektträger und 
Projektbeteiligten. Selbstverständlich kann es hier Überschneidungen geben, so 
dass manche Akteure zwei Fragebögen beantworten dürfen. In den Erhebungsbö-
gen wird auf der einen Seite nach Einschätzungen zur Qualität des Umsetzungs-
prozesses12 und auf der anderen Seite nach Wirkungseinschätzungen gefragt. Von 
beiden Erhebungsgruppen sollen sowohl die strategische Ebene als auch die 
operative Ebene beurteilt werden, um verschiedene Perspektiven zu integrieren 
und vergleichen zu können. Die Schwerpunkte der beiden Erhebungsbögen 
weisen jedoch im Idealfall Unterschiede auf. Während LGS und KG konkreter 
nach Strukturen und Effekten innerhalb ihrer Handlungsebenen gefragt werden, 
liegt der Fokus bei der Befragung der Projektträger und -beteiligten auf der Maß-
nahmen- oder Projektebene. Die Befragung wird über die bestehenden Programm-
strukturen umgesetzt. 

Der dritte Evaluationsschritt ist die Auswertung der erhobenen Daten durch die 
externe Begleitung. Hierbei werden, soweit vorhanden, ebenfalls andere Datensät-
ze, z.B. Monitoringdaten, integriert. Analyse und Interpretation durch die externe 
Begleitung haben den Vorteil, dass diese distanzierter als Programmbeteiligte die 
Daten analysieren und interpretieren und zudem wissenschaftliche Gütekriterien 
besser sichern kann. 

Der vierte Evaluationsschritt strebt die Prozessreflexion an. Im Rahmen einer 
Veranstaltung mit Workshopcharakter stellt die externe Begleitung ihre Auswer-
tungsergebnisse vor und moderiert anschließend die Diskussion zwischen den 
Programmbeteiligten über Verbesserungsmöglichkeiten der gemeinsamen Arbeit 
in der „Sozialen Stadt“. Die Reflexion des bestehenden Zielesystems und des 
eigenen Handelns sowie die Entwicklung von orts- und situationsangepassten 
Indikatoren für die Prozessqualität sollten Ziele dieser Veranstaltung sein. Die 
Prozessindikatoren können im nächsten Befragungszyklus wieder neu erhoben 
und modifiziert werden. Der dadurch entstehende Kreislauf wird in Abbildung 2 
als Lernzyklus bezeichnet. 

______________ 
12  Grob ist die Prozessqualität abhängig von der Beteiligung der Akteure, den verfolgten Zielen 

und Einstellungen der Akteure und der Art und Weise der Interaktion in den Kooperations-
strukturen (vgl. Werner 2009: S. 239 ff.) In diesem Beitrag kann dies aus Platzgründen nicht 
näher erläutert werden. 



Die Komplexität der „Sozialen Stadt“ evaluieren 

 

  2009/II          DfK 
 

93 

 

Fazit 

Die Komplexität der „Sozialen Stadt“ kann adäquater bearbeitet werden, indem 
man die Informationsverarbeitungskapazitäten durch einen dezentraleren Evalua-
tionsansatz erhöht. Kompetenzen müssen hierfür in die bestehenden Handlungs-
strukturen gegeben werden, um der Deutungsvielfalt der Evaluationsgegenstände 
gerecht zu werden. Wenn Ergebnisse, Probleme und gute Lösungen nicht zentral 
vorgegeben bzw. definiert werden können, ist es auch sinnvoll, den Fokus der 
Evaluation auf die Qualität des Prozesses zu legen. Auch hier müssen logischer-
weise Kompetenzen den prozesstragenden Akteuren überlassen werden. Zuletzt ist 
es noch notwendig, den Schwerpunkt auf lernende Strukturen zu legen, die im-
mer wieder die Reflexion und die Modifizierung der integrierten Arbeitsweise 
fördern und auch motivierende Fortschritte erkennen lassen.  

Externe Evaluierende werden bei dezentraleren Verfahrensweisen und mehr Selbst-
evaluation keinesfalls entbehrlich. Neben den operativen Aufgaben im Evaluations-
prozess, wie inhaltliche Vorarbeiten, Auswertung, Input von methodischem Wissen 
und Moderation, werden der externen Begleitung noch ein paar andere sehr wichti-
ge Tätigkeitsbereiche zuteil. Sie soll dabei unterstützen, Vertrauen und geschützte 
Räume für eine möglichst gute Lernatmosphäre zu erhalten bzw. zu kreieren. Dies 
kann sie, indem sie auf Machtasymmetrien präventiv hinweist und auf Validität, 
Transparenz und Reliabilität im Evaluationsprozess achtet. Diese Aspekte, zu denen 
sich insbesondere auch die repräsentative Steuerungsgruppe bekennen sollte, sind 
die Voraussetzung für das Funktionieren einer integrierten Prozessevaluation. Ohne 
die breite Akzeptanz und Mitwirkung der Programmbeteiligten hat sie keinen Sinn, 
da kooperatives Lernen nicht möglich ist. 

In der Zwischenevaluation und der dritten bundesweiten Befragung werden 
normative Gütekriterien für die „Soziale Stadt“ in Form von Determinanten und 
Indikatoren zentral durch einen relativ kleinen Kreis von Personen postuliert. 
Zudem werden insbesondere bei letzterer Studie nur die Einschätzungen der 
Programmverantwortlichen bzw. eines sehr eingeschränkten Spektrums der Betei-
ligten abgefragt. Dadurch werden die Perspektive vieler raumprägender Akteure 
und lokale Besonderheiten ausgeblendet, was auf Kosten von Nützlichkeit, Objek-
tivität und Validität geht. Aus den Studien resultierende Handlungsempfehlungen 
sollten daher unbedingt unter Berücksichtigung dieses Kontextes interpretiert 
werden. Allerdings ermöglicht es die Methodik der Studien, eine große Anzahl an 
Programmgebieten einheitlich zu beurteilen, was im Sinne der Durchführbarkeit 
durchaus legitim ist. Den Leserinnen und Lesern muss jedoch bewusst sein, dass 
bei einem solchen Vorgehen die Komplexität der „Sozialen Stadt“ sicherlich nicht 
ausreichend abgebildet wird. 
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Durch eine integrierte Prozessevaluation wird das Wertungsproblem bei der 
Festlegung von Evaluationszielen und Indikatoren auf mehrere Perspektiventräger 
verteilt. Die Evaluation erhält so eine objektive und valide Grundlage und ver-
spricht daher ein guter Ansatz zu sein, um die „Soziale Stadt“ zu bewerten. Au-
ßerdem wird der Grad der Nützlichkeit der Evaluation erhöht, weil lokale Beson-
derheiten und Bedürfnisse besser berücksichtigt werden können. Durch den 
relativen Mehraufwand aufgrund des beteiligungsorientierten Evaluationsdesigns 
ist dieser Ansatz jedoch besonders für die Evaluation einzelner Gebiete vorstell-
bar. Die Durchführbarkeit im Rahmen von gebietsübergreifenden Großevaluatio-
nen ist in Frage zu stellen, aber durchaus auch denkbar. 
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